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Die Anregung zu den nachfolgenden Bemerkungen ent- 
nehme ich der in mehrfacher Hinsicht beachtenswerten 
Schrift von Bruno Schmidt über den Staat (Bd. I, H. 6 der 

von Jellinkk & G. Meyer herausgegebenen Staats- und völker- 
rechtlichen iVbhandlungcn). Nicht als wenn ich glaubte, dass 
die im dritten Abschnitt dieser Schritt aufgestellte neue 
Theorie vom Staatswillen und zumal die Erörteruntj über 
den angeblich völlig verschiedenartigen Willen der zur Ge- 
setzgebung zusammenwirkenden Staatsorgane jemals viele 
Anhänger finden werde. Aber eine kritische Betrachtung 
der fraglichen Ausführungen erscheint mir besonders geeignet, 
meine eigenen Anschauungen über Gesammtwille und Ge- 
samnithandlung, wie ich sie zuletzt in meiner Juristischen 
Prinzipienlehre (Bd. T, S. 148, 151, 224 ft. insbes. Anm. 6, 
7 und Bd. II, S. 89 fi., 133 f., 278 flF.) dargelegt habe, nach 
mehrtacher Richtung von neuem zu erläutern und zu ver- 
teidigen, vielleicht auch in einem oder dem andern Punkte 
zu ergänzen. 
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Beginnen wir mit dem Begriff des Gesammtwülens. 
Dass „\m staatlichen Leben alle Aktionen auf Grund 
und infolge eines eigentümlichen Thatbestandes vor sich 

gehn, dcT siininulichc Merkmale des sonst Wille _L;eiiannten 
iUiänomens hu sich trägt," wird wohl kein Meii-^ch l)esireitcn. 
Und wenn man mit dem Namen »Staatswillen« nicht» weiter 
meint, als eben diese Thatsache, so mag man auch gern 
diesen Staatewillen als einen der allerrealsten Willen be- 
zeichnen. Allein B. Schmidt meint offenbar noch ganz etwas 
anderes. Er behauptet, dass ,,der Staat zu denjenigen 
Wesen gehöre, die von sich aus ihr Leben im einzelnen 
zu beeinflussen und zu bestimmen vcrmr»gen*', und fügt aus- 
drücklich hinzu, dass „diese Redeweise keineswegs blos eine 
bildliche sei". 

So wenig neu diese Behauptung ist, so eigentümlich ist 
ihre Begründung (S. 27 ff.). Ausgangspunkt dafür ist „eine 
Feststellung dessen, unter welchen Umständen man im ge- 
wöhnlichen Leben überhaupt das spezifische Willens- 

phänunicn als i^ei^cbcn anzunehmen pflegt". Zweifellos sei 
zunächst, ,,dass es sich dabei stets um innere Vor^an^c in 
einem Organismus oder, was dasselbe ist, in be- 
stimmten Organen desselben handelt". Als „regel- 
mässig vorhandene Elemente der Willensfassung" aber seien 
drei anzusehn: 

1. dass „ein dem Betreffenden wünschenswert dünken- 
des äusseres Ereignis, eine gewisse ihm Befriedigung ge- 
währende Gestaltung der Sinnenwelt vorgestellt werde 
(Zweck oder Motiv)"; 

2. „die Vorstellung, dass dieser Erfolg durch ein 
bestimmt geartetes thätiges Eingreifen des Organismus 
selbst oder, was identisch damit ist, gewisser Oi^ane des- 
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selben in die Aussenwelt, kürzer durch eigene Handlung 
herbeigeführt werden kann (Mittel)"; 

3. endlich, dass „auf Grund dieser Vorstellung in 
dem Oi^ntsmus ein Zustand herbeigeführt sein muss, 

der die entsprechenden Organe zu geeignetem Ihmdeln, 
zu jenem zweckdienlichen Eingreifen in die Aussenwelt 
zu veranlassen imstande ist". 

Alle diese Erscheinungen lassen sich nun, so deduziert 
Schmidt weiter, auch im Organismus des Staats, beispiels- 
weise in dem Organismus des deutschen Reichs nachweisen, 
wenn „Bundesrat und Reichstag einen übereinstimmenden, 

den Kaiser zur Publikation verpflichtenden Bcschluss gefasst 
haben". Denn hier sei eben auch ,,in {gewissen (Jrganen 
des Reichs die Vorstellung eines wünschenswerten äusseren 
Erfolgs, d. h. hier das wirkliche Handeln der Unterthanen 
nach dem geplanten Gesetz erzeugt worden"; weiter sei „in 
denselben auch das Bewusstsein vorhanden, dass dieser Er- 
folg durch eine bestimmte Handlung, eines andern Organs 
(Publikation dCvS Gesetzes durch den Kaiser) verwirklicht 
wcrtlcn koiinc": und ,,(lar.iui iiui sei nun von ilmen bewusst 
eine I^age hervorgeruien wurden, aus der lür dieses letztere 
Organ der Anreiz, die Veranlassung zu einem entsprechen- 
den aktiven Eingreifen in die Aussenwelt resultiert und er- 
wächst". 

Es ist ein Verdienst Schmidt's, wenigstens einmal den 
emstlichen Versuch einer näheren Begründung der von ihm 
vertretenen Ansicht gemacht zu haben; aber zugleich liegt 
doch das Bedenkliche seiner Deduktion klar auf tler Hand. 
Es muss sclion aufifallcn, dass er den Beistand der Wissen- 
schalt, selbst der empirischen Psychologie, so entschieden 
ablehnt und sich ausschliesslich auf die Vorstellungen des 
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gewöhnlichen Lebens vom Willeosphänomen beruft Sehen 
wir jedoch näher zu, so sind es auch gar nicht Vorstellungen 
des. gewöhnlichen Lebens, die er für solche ausgiebt, sondern 

nur seine eignen, ganz subjektiven Anschauungen. In Wahr- 
heit denken wir, wenn wir irgend einen WiLlcn.'icntschluäs 
fassen, »im gewöhnlichen Lebcn< überhaupt nicht an die 
Kiemente oder besser gesagt die verschiedenen einzelnen 
Vorgänge in unserm Innern, die notwendig zu dessen Zu- 
standekommen gehören. Wer aber wirklich jemals über die 
Entstehung eines solchen Willensentschlusses ernstlich nach- 
gedacht hat, — gleichviel, ob er sich zu diesem Zwecke 
der BciliilTc der Wissenschaft bediente oder auf blosse 
Sell>«?tbeobachtung sich beschrankte, — der hat auch noch 
stets dabei mindestens stillschweigend eine Voraussetzung 
gemacht, welche Schmidt geflissentlich ignoriert: die Vor* 
aussetzung nämlich, dass alle jene zum Willensentschlusse 
gehörigen Voi^änge nicht blos innerhalb ein und desselben 
Organismus, — beiläufig ein Begriff, den das gewöhnliche 
Leben« überhaupt nicht kennt, — sondern in ein und dem- 
selben Punkte dieses Organismu'^. in demselben Bewusst- 
sein, demselben Ich, demselben lebendigen Geiste oder wie 
man sonst sagen will, sich abspielen oder wenigstens irgend- 
wie zusammentreffen müssen. Wer nicht Wunschgeflihl, 
Vorstellung des Mittels und Willensentschliessung gleich- 
massig als seine eigensten Thätigkeiten oder Zustände zu 
erfassen vermag, der kann gar nicht wahrhaft wollen. Die 
SchlussfolgerunLj anl den Staalswillen oder irgend einen 
andern (jesnmmtwillLii ist leicht zu ziehn. Wenn man mit 
dem Worte StaatswiUec nicht blos einen irgendwie im 
Staate zustandekommenden, von den jeweiligen Staatsge- 
nossen als Gesammtwille anerkannten und dem Staate zu- 
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geschriebenen Willen bezeichnen will, sondern wirklich den 
Willen eines von der Gesammtfacit der Staatsgenossen ver> 
schiedenen Subjekts »Staat <c, so muss man auch diesem 

Subjekte ein wahres Selbstbcwusstsein, also ein Bewusstscin 
seines ; Ich . als Staat zusprechen. Wili man daf;c<Jen nicht 
ein solches Selbstbewusstsein des Staates postulieren oder 
giebt man auch nur, wie dies Schmh^t S. 43 selbst thut, 
offen zu, dass die dem eigentlichen Willensstadium voraus- 
gehenden Bewusstseinsvoi^änge — die Vorstellung eines 
wünschenswerten Zustandes und der zu dessen Herbeiführung 
dienlichen Mittel — naturgemäss nie anders als in und von 
einzelnen Menschen vollzogen werden können, so ist damit 
zugleich jede Möglichkeit eines wirklichen »Wollcns des 
Staates« verneint. 

Allerdings könnte man uns einwerfen: Sind denn die 
angeführten drei »Elemente« für jede Willensentschliessung 
schlechthin wesentlich? Ja, ich darf diesen Einwurf um 
so weniger unberücksichtigt lassen, als nach aUedem, was 
ich selber an anderer Stelle ( Jur. Prm/ipicnlehrc Üd. IT S. 4«S ff.) 
ausgeführt habe, das zweite Element, die Vorstellung des 
Mittels, in der That als kein unter allen Umständen not- 
wendiges Stück der Willensbildung angesehen werden kann. 
An der obigen Schlussfolgerung jedoch wird hierdurch offen- 
bar nichts geändert, so lange man nicht auch den ersten 
Bewusstseinsvorgang, die Vorstellung des Zwecks, ebenfalls 
aus dem Willcnsbcgriff /,u eliminieren vermag. 

Eine andere Frage ist, ob der wirklich im staatlichen 
Leben vorkommende Thatbeptand, den wir in einem be- 
stimmten Falle als Staatswillen bezeichnen, als identisch an- 
gesehn werden darf mit einem bestimmten Wollen eines 
oder mehrerer einzelner Menschen, genauer gesagt derjenigen, 
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die uns im gegebenen Falle als Willensorgane des Staats 
erscheinen. Wenn Schmidt dies bestreitet, so dürfen wir ihm 
bis zu einem gewissen Grade Recht geben; aber seine Be- 
weisHihrung ( S. 33 ü(.) ist nicht minder verfehlt, als die bereits 

vorher zurückgewiesene. 

Zuvörderst läusclit er sich vollständig, wenn er annininil, 
dass ich — in Ucbcreinstimmung mit Lingg, Holder u. a. 
— eine solche Identität behauptet liabc. Nicht als wenn ich 
leugnen wollte, dass ich gelegentlich Wendungen gebraucht 
habe und noch öfters gebrauchen werde, die allenfalls — je 
fiir sich allein betrachtet — dahin gedeutet werden können; 
so habe ich z. B. in Bd. II S. 188 meiner juristischen Prin- 
zipienlehre in Bezui^ aul alle (resetze, sowohl der kt»n^Li 
tutionellen Staaten und Republiken, wie der von absoluten 
Monarchen erlassenen bemerkt, dass ,,als N'ormgcber die 
Staaten selbst oder, wenn man lieber will, die in ihrem 
Namen und als ihre Organe fungierenden Personen oder 
Körperschaften anzusehen" seien. Für jeden indessen, der 
meine früheren Ausfuhrungen im Zusammenhange überblickt, 
kann es keinem Zweiiel untcrlu L;en, dass i^erade iiacli meiner 
Auffassung zur Annahme eines >Staats\villens . niemals der 
Wille der als Staatsorgane figurierenden Mensclien genügt, 
sondern immer nur ein in gewissem Sinne übereinstimmendes 
Wollen der gesammten Staatsgenossen, durch welches die 
im Namen des Staats Handelnden auch wirklich als Organe 
des Staats und entsprechend das von ihnen in verfassungs- 
ma.ssigcr Weise als Staatswille HinL;estelIte auch von allen 
andern Staats^eiK jssen — mindestens indirekt — als Staats- 
willc anerkannt wird. Wo es an jeder derartigen allgemeinen 
Anerkennung fehlt, — wo m. a. W. keine Staatsverfassung in 
thatsächlicher lebendiger Geltung steht, nach welcher das 




Digitized by Google 



m ' — SB 

von gewissen Staatsorganen, d. h. von bestimmt qualifizierten 
lebendigen Menschen als Staatswille Hingestellte von der Ge- 
sammtheit der Staatsgenossen als solcher ebenfalls beob- 
achtet werden muss, — da giebt es überhaupt gar keinen 

»Staatswillen<;. Ja, dies gilt soc^ar für ;il)S()hite Monarchien 
und Republiken; auch der Wille des absuluten Monarchen 
und der Wille der Volksver.sammlung sind nur darum und 
nur insoweit „Staatswille", weil und soweit ihnen diese Be- 
deutung nach der geltenden Verfassung zukommt. 



Auf der andern Seite ist es eine nicht zu rechtfertigende 
Lebertreibung, wenn Schmidt aus dem auch von uns zuge- 
gebenen Unterschiede einen vollständigen Gegensatz und 
zwar nicht blos zwischen dem Staatswillen und dem that- 
sächlichcn Willen der in einem konstitutionellen Staatswesen 
/u>aninicn\\ irkciidcn Siaat.-^i >rL;ane, sondern auch zwischen 
dem Willen der letzteren selbst macht. Wo verschiedene 
Personen oder Kollegien durch übereinstimmende Beschlüsse 
ein Gesetz zu Stande bringen, da ist auch regelmässig bei 
diesen Personen der »spezifische Wille« vorhanden, „das 
Gesetz als Ganzes hervorzurufen'*, mag der Anteil des 
Einzelnen daran auch noch so gering sein. Für jeden, der 
unmittelbare Erfahrung auf dem Gebiete unsers heutigen 
pari.uiicalariachca Lebens besitzt, wird ein Beweis hierfür 
als ziemlich überflüssig erscheinen. Allein da bcuMiDT augen- 
scheinlich überzeugt ist, gerade diese Auffassung gründlich 
widerlegt zu haben, so wird es vielleicht doch angebracht 
sein, hierauf noch etwas näher einzugehn. 

Die bezügliclien Auslührungen Schmidt's (S. 36 ff.) sind so 
originell, dass es am besten sein dürfte, sie zunächst 
möglichst im Zusammenhange vorzufuhren. 
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„Seteen wir den Fall, es wird im Bundesrat ein 
entsprechender Gesetzes -Vorschlag angenommen, so ist 
es" — meint Schmidt — „wohl zweifellos, dass die 
zustimmenden Mitglieder gerade diesen Willen unmöglich 

gcliabt haben können, we-der einzeln noch auch alle zu- 
sammen Liemeinschaltlich. E\n solcher iil)erein.siininK:n(i(?r 
Wille cincv Mehrzahl eriordert zunächst und vor allen 
Dingen, dass ein jeder schon weiss oder mindestens 
glaubt, dass auch die andern Teilnehmer denselben 
Willen wirklich haben. Daran wird es aber im Bundes- 
rat schon vielfach fehlen, wo gerade erst durch die Ab- 
stimmung festgestellt werden soll, ob überhaupt oder 
eventuell welche liundcsniitglieder ausser dem Antrag- 
steller dem Gesetzcsvorschlag noch zustimmen. Aber 
auch dann, wenn bereits durch Vorbesprechungen oder 
gemäss der vorausg^angenen Debatte festgestellt ist, 
dass der Antrag eine Majorität finden wird, selbst dann 
können die Betreffenden höchstens den gemeinschaftlichen 
Willen haben, zusammen einen entsprechenden Bundes- 
ratsbeschluss, nicht aber ein Gesetz zu producieren. 
Denn jeder weiss ganz L;enau, dass zu letzterem noch 
. ein von ihrem Willen ganz unabhängiges Ereignis (Zu- 
stimmung des Reichstags) gehört" . . . 

„Der Bundesratsbeschluss gelangt nunmehr an den 
Reichstag und wird hier gleichfalls angenommen, wobei 
abermals niemand den Willen, das Gesetz zu schaffen, 
hat. Denn entweder, nämlich bei schon feststehender 
Majorität, wollen the Zustimmenden hüchitens wieder 
zusammen <len entsprechenden Keichstagsbeschluss oder | 
aber, was wie oben beim Bun«1c>rat stets das weitaus 
wahrscheinlichere ist, jeder einzelne hat fUr sich nur 

■ as 
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den Willen, seine Stimme im bejahenden Sinne ab- 
zugeben." 

Die wahre Bedeutung von Bundesrats- und Reichs- 

tuj^sbcschlüssen für das Zustandekommen t-incs ( Jesctzes, j 
ebenso wie die von I.andtajrsbeschlüsscn und königlicher j 
Sanktion, ist mitliin nach Schmidt einzig diese: , Jeder 
der beiden an der Gesetzbildung beteiligten Faktoren 
setzt eine für den Gesammterfolg unerläßliche Bedingung. 
Und nur auf das Setzen dieser, mit a. W. bloss auf die 
Vornahme der speziell von seiner Willkür abhängigen 
Mitwirkung ist überhaupt ein Wille seinerseits vorhanden; 
man darf also die Sache auch nicht so wenden, dass er 
die Absicht, das Gesetz ale solches zu schatfen, mit 
den andern zusammen, vereint hätte. Soll eine 
solche Willensgemeinschaft vorliegen, so muss ja, wie 
schon oben bemerkt wurde, jeder Teilnehmer überzeugt 
gewesen sein, dass auch sämmtliche andern einen ent- 
sprechenden Willen haben, der sie alle, entweder gleich- 
zeitij^ mit ein.inder oder succes^iv nach einander, an der 
HerbeifiihrunL; des ( jesammtcrtolf^jcs arbeiten lasst. An 
emem solchen bewussten Zusammenwollen und -handchi 
fehlt es aber in unserem Falle zweifellos vollständig; 
nimmt doch beispielsweise der Reichstag seine Initiativ- 
gesetzvorschläge an, ohne dass er dabei im voraus wissen 
könnte, ob auch der Bundesrat zustimmen wird, ja unter 
Umständen sogar mit klarem Bewusstscin dessen, dass 
dies nicht der Fall sein wnd. Ks wird eben ein jedes 
der beiden den staatlichen Gesetzeswillen büdenden j 
Elemente isoliert und für sich von den dazu berufenen ' 
Organspersonen herbeigeführt, ohne dass diese dabei 
irgendwie in Rücksicht und Hinblick auf ein bei der 
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andern Seite zu erwartendes entsprechendes Verhalten 
handelten. Lediglich für die objektive Betrachtung hat 
der Umstand, dass auch die zweite zur freien Willens- 
that des einen Faktors hinzutretende Bedingung des 

Gcsaniinterfolgs ihrerseits selbst wieder eine Willens- 
handlun£( ist. (Jen Saclivcrluiit zur F"olge, dass dieser j 
Gesammtcfickt von zwei Seiten zusammen, durch sich ! 
g^enseitig ergänzende Willensthaten herbeigetührt worden 
ist, aber es fehlt eben an der tiotwendigen subjektiven 
Beziehung zu einander.** 
Wir wollen gegen diese Ausführungen nicht speziell 
den Einwurf erheben, den Schmidt selbst ausschliesslich 
für möglich zu h<iltcn scheint: dadurch, dass man zwei i 
Organe ganz isoliert, ohne Beziehung auf einander funktio- I 
nieren Hesse, negiere man selbst wieder die früher behauptete | 
Eigenschaft des Staats als Organismus, welch letzterer doch | 
gerade eine Verbindung von aufeinander angewiesenen und j 
bezogenen, sich gegenseitig planmässig. in die Hände [ 
arbeitenden Teilen sei". Widerlegt freilich hat er diesen | 
Kinwand durchaus nicht. Denn selbst wenn es richtig wiire. j 
dass ,,avi.s dieser ( liarakterisierunL; lccines\vesj,> iol'^e. dass ' 
auch alle einzelnen Organe in direkter funktioneller Be- 
ziehung stehen müssten, vielmehr bloss dies, dass die 
Thätigkeit der einzelnen nicht in sich ihren Selbstzweck 
j finde, sondern bei aller äussern Selbsständigkeit diene und 
I vorgenommen werde zur Realisierung eines Lebenszwecks 
I der Gesammtheit", so bliebe es doch grade vom Standpunkte 
SciiMiur s immer nur eine unbewiesene Behauptung, 
dass ,,für eine solche Zusammenschliessung und Kmordnung 
unter diesen Lebenszweck der Gesammtheit in unserm Falle 

vermöge der Verfassung des Staats vollauf gesorgt sei". ; 

j 
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Wohl ist durch die Verfassung, so lange sie in anerkannter 

Geltung steht, dafür gesorj^t, dass die als Staatsorgane er- 
scheinenden lebendigen Menschen zu einer bestimmten Art I 
von politischer '1 hatii^keit rechtlicli verpflichtet und gleich- 
;^citig alle Staatsgenossen rechtlich gehalten sind, die in 
Ausübung dieser Thätigkeit vollzogenen Wiliensäusseningen 
der ersteren unter bestimmten Voraussetzungen als «^Staats- 
Wille'* anzuericennen und zu befolgen. Und wenn Schmidt 
nichts weiter behaupten wollte, so würden wir ihm in diesem 
Punkte vöHig zustimmen können. Offenbar ist das aber 
niciit seine Meinung.*) Dazu krmimt noch, dass seine Ver- 1 
teidigung gegen den obigen Einwand gerade aut die hier 
uns allein interessierenden Vorgänge in einem Organismus, 
will sagen auf Willensvorgänge, ganz und gar nicht passt. 
Denn dass ein Willensentschluss aus einem Zusammenwirken 
mehrerer »Organe« — geschweige aus einem völlig unab- 
hängigen Wirken solcher — hervorgehn könne, hat bisher 
selbst der krasseste Mutcrialismus kaum zu behaupten 
gewagt. 



*) Dies geht, ganz abgesehn von den voniini^henden Erörterungen, 
<U u;Iir1i au^ Anm. 2 zu S. 42 hervor, wo er, „um rieht die blos sekun- J 
riäre (fj (Qualität des Staats als eines rt c htlichen Organismus allzusehr zu [ 
b«tonea% an Stelle der Verfassung .,die jeden elnxelneo beseetmde und j 
aufrechterhaltende Lebeoskraft^ nenol, «weldi letztere sich einfach dadurch 1 
dnkumentien, dass die willentibildenden Organe ffir ihre n<Ml:Iu-.se fak- | 
tischen Gf*hor«;am hv\ allen übrigen CHf dorn findrn". Es vcrlotnit indessen \ 
nicht der Mühe, auf diese Nebenerkläruung des längeren einzugehn. Die 
heutige Naturwinenscbaft kennt einen wisaenadiaftHchen Begriff der „Lebens- 
kraft'* Oberhaupt nicht mehr. Und «war beruht dies nicht etwa auf einer 
Nachwirkung der materialistischen StrAniuni;, die längere Zeit in ihr herrschte; 
es ist kein Geringerer als Hkrkm^vn Lot??: <:;;ewesen, (ier die alte Lehre 
von einer jedem Organismus eigentümlichen Lebenskraft zerstört hat. Da- 
nach ist aber auch jede analoge Anwendung des Begriffs der Lebenskraft 
auf „gesellsdiaftlidie Organismen* ausgeschlocsen. 

a - B 
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Doch dies aur nebenbei. Vor allem müssen wir aufs 
entschiedenste die Richtigkeit dessen bestreiten, was ScHiim 
über das thatsächliche Verhalten der verschiedenen Staats- 
organe bei der Gesetzgebung ausgeführt hat. Ich habe 
schon oben aiij^cdeutet, dass diese Darstellung mit den Er- 
lalirungen des parlamentarischen Lebens selbst in vollstem 
Widerspruch steht In Wahrheit spielen die Vorstellungen, 
die ScHuror den Mitgliedern des Bundesrats und Reichstags 
imputiert, nur eine ganz untergeordnete Rolle; in erster 
Linie richtet sich die Absicht aller Beteiligten regelmässig 
auf den Gesammterfolg, und die einzelnen Vor^ ange, die 
zu ihm fuhren, werden blos nebenbei — als uncrlasslichc 
Bedingungen — in Betracht gezogen. Wenn die verschie- 
denen Fraktionen ihre Mitgheder zur Teilnahme an der 
Beratung und insbesondere Abstimmung über einen Gesetz- 
entwurf zusammentrommeln, geschieht es niemals blos, um 
einen bestimmten Beschluss über den Gesetzentwurf herbei- 
zuführen, an den sich dann weitere Folgen anknüpfen können, 
sondern ausgesprochenermaassen zu dem Zwecke, das Gesetz 
im ganzen zu Stande oder zu l alle zu bringen. 

Oder sollten sich etwa die Mitglieder des Bundesrats, 
des Reichstags, der Landtage u. s. w. in einer fortlaufenden 
Selbsttäuschung über ihren wirklieben Willen befinden? — 
Fast scheint es, als wenn dies die Meinung ScHiiroT's 
wäre. Er drückt sich freilich teilweise so aus, wie wenn 
er einfach Thatsachen zu verzeichnen hätte. Aber genauer 
besehn, gründet sich seine Ausführung nirgends auf tliat- 
sächliche Erfahrungen, sondern vielmehr auf ganz allgemeine 
Voraussetzungen über die Natur des Wollens überhaupt. 
Und dass eine Kritik der thatsäcblich im parlamentarischen 
Leben üblichen Vorstellungen an der Hand derartiger all- 
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gemeiner Voraussetzungen möglich, ja unter Umständen ge» 
boten ist, wird man an und itir sich nicht in Abrede stellen 

können. Schade nur, dass die Voraussetzungen Schmidt's 
durcliaus willkürlich ^enKichtc sind, ja sogar mit seinen 
eigenen iVuslülirungen über die drei i^lemente des Willens 
(s. oben S. 4 f.) im Widerspruch stehn. 

£s liegt mir natürlich vollständig fem, zu bestreiten, 
dass von einem wahren Wollen, genauer von dem Wollen 
oder Erstreben eines bestimmten Erfolgs, immer nur da die 
Rede sein kann, wo ein Eintritt des Erfolgs unter gewissen 
V'oraussetzuiiL^en erwartet wird. Man kann sich und andern 
— vernünftigerweise — keinen Zweck setzen, von dem man 
von vorn herein weiss oder doch annimmt, dass er unter 
allen Umständen unerreichbar ist. Dagegen ist es eine 
durchaus unzulässige Einengung und Verdrehung dieses 
richtigen Gedankens, wenn man an Stelle jener bedingten 
Erwartung ein für allemal eine unbedingte, m. a. W. die 
subjektive Gewissheit des Erfolgs oder gar die völlige Un- 
abhängigkeit desselben von allen irgendwie ausserhalb der 
Person des Wollenden Hetzenden Bedingungen setzt. So 
wenig zu leugnen ist, da^ss die Beziehung zwischen dem 
Wollen einer körperlichen Bewegung und der Vollzidiung 
dieser Bewegung durch den Wollenden selbst eine nähere 
ist, als zwischen dem Wollen eines durch diese Körper- 
bewegung vermittelten, aber zugleich von noch andern Be- 
dingungen abhängigen Krloigs und diesem letzteren selbst, 
so gewiss ibt der l'ntcrschied blos ein quantitativer. Völlig 
unvermittelt ist auch die zuerst gedachte Beziehung nicht. 
Jede willkürliche Körperbewegung ist vielmehr bedingt 
durch ein normales Funktionieren bestimmter Leibesorgane. 
Wo die Thätigkeit der bezüglichen Muskeln oder motorischen 
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Nerven völlig gehemmt oder auch nur gestört ist, da 
vermag selbst das energischste Wollen keine adäquate 
Bewegung herbeizuführen. Und ganz ähnliche Hemmnisse 

oder Störungen können naUirlich uucli von ;iusscn her der 
Vornahme einer gewissen Körperbewegung entgegentreten, 
ohne dass dadurch die Thatsache des Woilens irgendwie 
zweifelhaft werden müsste. So wenig man einem durch 
einen Schlaganfall am normalen Gebrauche der Zunge Ver- 
hinderten, der sich trotzdem, aber vergeblich bemüht zu 
reden, allein wegen der thatsächlichen Erfolglosigkeit seiner 
Bemühungen den Willen zu reden absprechen darf, so wenig 
wild man bezweifeln, dass derjenige wirklich den Willen 
hatte zu schlagen, der an der Ausführung bios dadurch ge- 
hindert wurde, dass ihm ein anderer den Arm festhielt. Es 
ist mithin klar, dass schon bei dem Wollen einer blossen 
körperlichen Bewegung, die der Wollende selbst vorzunehmen 
gedenkt, von einer unbedingten Gewissheit des Erfolgs weder 
objektiv noch subjektiv die Rede sein kann. Ist dem aber 
so, dann lässt sich erst recht nicht absehn, warum das 
Wollen eines weiter abliegenden Zieles, tür dessen hrrcichung 
die eigene körperliche Thätigkeit nur ein Mittel darstellen 
soll und kann, durch den Mangel einer solchen Gewissheit 
unter allen Umständen ausgeschlossen sein soll. Wohl muss 
hier der Wollende mit einer viel grösseren Zahl von Möglich- 
keiten rechnen, von welchen sein Plan durchkreuzt werden 
kann. Aber, um blos den bestimmten Willensentschluss zu f 
fassen, ist eine genauere Kenntniss aller dieser Möglichkeiten 
ebensügewiss nicht notwendig, wie für das Wollen emer 
blossen körperlichen Bewegung die Kenntniss der zu deren 
Hervorbringung erforderlichen physiologischen Voi^änge. £s 
genügt, wenn der, dessen .Wollen in .Frage, steht, auch nur 
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ganz im allgemeinen die zur Erreichung eines vorgestellten 
Zweckes notwendig zu erfüllenden Bedint^ungen im gegebenen 

Falle als vorhanden ansieht. Ja, noch mehr: es ist bei un- 
befanL^cncr lictrachtLuii^ der Dinge gar nicht zu leugnen, dass 
auch sehr oft blos hypothetische Kntschliessungen, bei denen 
demgemäss schon die blosse Annahme der Möglichkeit des 
Eintritts aller für einen bestimmten Erfolg wesentlichen Be- 
dingungen ausreichen muss, als wahre Willensakte erscheinen. 
Für jeden, der einen »dolus eventualis« anerkennt, — und 
der jüngste Juristentag zu Posen hat dies fast einstimmig 
gethan, — bedarf es überhaupt keiner weiteren Belege hier- 
für. Es giebt aber auch Fälle, in denen die Sache nocii 
viel einfacher und kl inr !iec;t Man kann z. B. zweifel- 
los bei sich den Entschluss fassen, einem Andern, 
sofern er uns in bestimmter Weise hinderlich werden 
sollte, in einer im voraus mehr oder weniger be> 
stimmten Form aus dem W'cge zu schaffen. Allerdings 
können später Zweifel entstehen, ob derjenige, der einen 
solchen \''orsntz tasste, im entscheidenden Zeitpunkte noch 
an diesem Vorsatze festhielt oder ob er ihn nicht vielleicht 
schon vorher wieder aufgegeben hat. Und wo das letztere 
anzunehmen ist, so muss auch der schwerste verbrecherische 
Vorsatz der gedachten Art nach bekannten strafrechtUchen 
Grundsätzen straflos bleiben. Aber, dass ein solcher früherer 
— vor der Ausführung wieder aufgegebener — Entschluss 
einfach vmnioo;lich. also überhaupt in soiclicni I'aUc gar kein 
wahrer verbrechenscher Vorsatz anzunehmen sei, wird kein 
Kriminalist behaupten. Ebenso setzt jedes irgendwie be- 
dingte Versprechen, sofern es ehrlich gemeint ist, ein solches 
blos hypothetisches Wollen voraus. 

All die vorerwähnten Thatsachen, wie sie im praktischen 



Fastgikbe d. Graifow. Jur. Fftk. K. 1. Beklier. 1 7 



Digitized by Google 




Leben wohl noch niemals und auch in der Wissenschajft nur 
ganz vereinzelt angefochten worden sind, werden in den 

zulet/t citierten Sätzen Schmidt's in Frage geslclll udci 
vielinchr i^eiadezu verneint. Nur wer annimmt, dass zum 
Wollen unbedingte — mindestens subjektive — Gewissheit 
des Erfolgs gehöre, kann zu dem Schlüsse gelangen, dass 
„ein übereinstimmender Wille einer Mehrzahl zunächst und 
vor allem erfordere, dass ein jeder wisse oder wenigstens 
glaube, dass auch die andern Teilnehmer denselben Willen 
haben." Wer erkannt hat, dass man etwas auch blos be- 
dingterweise wollen könne, wird nicht bezweifeln, dass in 
jedem Beschlüsse irgendeines Kollegiums nicht blos ein über- 
einstimmendes, sondern ein wahrhaft gemeinsames Wollen 
der Mehrzahl des Kollegiums vorliegt: eben darum, weil zu 
einem solchen gemeinsamen Wollen mehrerer Personen auch 
schon die Thatsache genügt, dass jeder der Zustimmenden 
irgendwie auf ein gleiches Wollen anderer Mi^lieder rechnet, 
sei es auch nur bedingterweise. Dass die letztere Aut- 
fassung auch ein/ig und allein mit der Selbstbeobachtung 
der .Abstimmenden übereinstimmt, habe ich scAon oben an- 
gedeutet. In Wahrheit fällt es keinem denkenden Menschen 
ein, bei einer Abstimmung blos zu stimmen, um zu stimmen. 
Vielmehr hat jeder bei einer Beschlussfassung bewusst Mit- 
wirkende einen bestimmten weitem Erfolg im Auge; und 
zwar der Regel nach eben das Zustandekommen eines be- 
stinunten Beschlusses, mag derselbe nun aul Annahme 
oder Ablehnung oder auf Veränderung des zur Beschluss- 
iassung vorgelegten Antrags gehn. Ja, sogar in den Fällen, 
wo der Einzelne sich sagt, dass seine Abstimmung nicht zu 
dem gewünschten Ziele führen werde, wird der gewollte 
Zweck immer über die blosse Abstimmung als solche hin- 
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ausgehn ; sei es, dass der Abstimmende doch noch nicht jede 
Hüttnun|4 aut Erzielunc^ eines erwünschten J^cschliisses aufffc- 
gcben, sei es, dass er nur dadurch seinen Standpunkt wahren 
und dies auch andern gej^enübcr öffentlich kundgeben will. 

Genau ebenso haltlos, wie die im Vorstehenden zurück- 
ge\iiesene Behauptung Scbmidt's ist aber auch die zweite^ 
dass selbst in den Fällen, wo man von einem wirklich 
gemeinsamen Wollen eines Bundesrats- oder Reichstags- 
bcschlusses seitens der Mitglieder dieser beiden Geset/.- 
gebungsorgane des Reichs reden düric, doch unter allen 
Umständen blos der Beschluss als solclier, niemals aber das 
vermittelst derartiger Beschlüsse schliesslich zu Stande 
kommende Gesetz gewollt werde. Auch diese Behauptung 
wird nur verständlich von der falschen Voraussetzung aus, 
dass man eine weitere Folge des eigenen Handelns — in 
diesem Falle also des Bundesrats- oder Reichstagsbeschlusses 
selbst — nur dann wollen könne, wenn man dieser l*\)Ige 
unbednigt gewiss sei. Sie fällt sofort mit der Erkenntnis, 
dass diese Voraussetzung eine verkehrte Ueberspannung des 
allein richtigen Gedankens darstellt, dass nur das als gewollte 
Folge des eignen Handelns gelten kann, worauf die Vor- 
stellung des Wollenden als auf ein mögliches, unter gewissen 
Bedingungen erreichbares Ziel gerichtet war. In Wahrheit 
kommt, wie ich bereits (»'ncn ausgeführt, ein Gesetz regel- 
mässig nur dadurch zu Stande, dass alle, die das Gesetz 
selbst wollen, eben darum auch für die zur Erreichung dieses 
Erfolgs notwendigen Bedingungen eintreten, d. h. für die 
hierauf gerichteten Anträge in den parlamentarischen Körper- 
schaften stimmen. 

Nur eine Bemerkung möchte ich hier noch hinzu- 
fugen. Dass es Fälle gicbt , in denen der Reichstag 



Initiativanträge annimmt, von denen er im voraus weiss, 

dass sie wej^en der entgegengesetzten Stimmung im Bundes- 
rate schlechterdings gar keine Aussicht haben (icsctz zu 
werden, ist natürlich zuzugeben. Aber dass alsdann offcn- 
sichtlicli die Absicht nur dahin gehe, Beschlüsse des ge- 
dactiten Inhalts ohne jede weitere Folge zu fassen, ist 
wiederum eine Selbsttäuschung Schmidt^s. In Wahrheit wird 
auch hier niemals blos der Beschtuss als solcher, sondern 
stets noch etwas darüber hinaus gewollt: entweder eine 
Kundi^cbung nach aussen oder iii L;c\visseni Sinne (h)cli das 
Ciesetz selbst, nur nicht als sofortige, sondern erst u\> sj>ater j 
zu erhoffende Folge wiederholter darauf gerichteter An- 
strengungen. 

Es heisst also den wirklichen Sachverhalt auf den Kopf 
stellen, wenn jemand behauptet: bei den Beschlüssen der 
verschiedenen Staatsorgane, durch deren Uebereinstimmung 

allein ein Gesetz zu Stande kommen kann, werde jedes der 
den staatlichen (icset/esw ihcn l)i](lcn(len Elemente isoliert i 
und für sich von den dazu berufenen Organspersonen herbei j 
geführt, ohne dass diese dabei irgendwie in Rücksicht und 
Hinblick auf ein bei der andern Seite zu erwartendes ent« 
sprechendes Verhalten handelten", und „lediglich für die 
objektive Betrachtung habe der Umstand, dass auch die 
zweite zur freien Willenstliat des einen Faktors hinzutretende 
Bedingung des (iesammterfolgs selbst wieder eine W lUens- 
handlung -^ci, den Sachverhalt zur Folge, dass dieser (ie- 
sammteftekt vnn zwei Seiten zuaanunen, durch sich gegenseitig 
ergänzende Willensthaten ausgeführt werde". Das gerade 
Gegenteil ist wahr. Jede Verfassung, die das Zustande- 
kommen bestimmter Staatsakte von übereinstimmenden Be* 
Schlüssen verschiedener Staatsorgane abhängig macht, fordert 
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damit /ui^deich, dass die!5e Organe je in Rücksicht auf das 
von licn andern zu erwartende \'crlialten ihre Beschlüsse 
fassen. In jedem Staate, wo ein wahrhaft normales Ver- 
fassungsleben herrscht, wird daher auch diese Rücksicht 
regelmässig genommen; ja, in unzähligen Fällen werden der- 
gleichen Beschlüsse in einer bestimmten Weise ausschliesslich 
darum gefasst, weil nur so die Annahme seitens der andern 
Organe zu erwarten ist. Und vor allem ist eins zweifellos: 
überall, wo ein Gesetz durch übereinstimmenden Heschluss 
mehrerer Staatsorgane zu Stande kommt, da hat es an der 
subjektiven Beziehung dieser Organe zu einander nicht 
gefehlt. Vielmehr besteht dann eben diese subjektive Be- 
ziehung zum allermindesten darin, dass die mehreren beteiligten 
Staatsorgane bezw. die Majoritäten der in Betracht kommen- 
den Körperschaften ihre Beschlüsse um des Gesaramterfolges 
d. h. um des Gesetzes w illen geiasst, also offenbar das Gesetz 
als Ganzes c^cwollt haben. 

Ziehen wir das Facit. Was als Staatswille oder — all- 
gemeiner gelasst — ; als Gesammtwille in aU den Fällen an- 
zusehn ist, wo die Verfassung des betreffenden Gemein- 
wesens ein Zusammenwirken mehrerer Organe und ins- 
besondere mehrerer kollegialer Organe fordert, das bestimmt 
sich stets nach den übereinstimmenden Beschlüssen dieser 
Organe. Und zwar liegt in einer solchen l'ebereinstininiung 
verschiedener Besciiliisse stets auch der Beweis für ein wahr- 
halt i^emeinsames Wollen zum mindesten aller derer vor, 
durch deren Abstimmung die Beschlüsse gerade so zu 
Stande gekommen sind, wie sie es sind. Aber als Gesammt- 
wille d. h. nicht nur als gemeinsamer Wille der wirklich 
am Zustandekommen der Beschlüsse Mitwirkenden, sondern 
als Wille des ganzen Gemeinwesens, dessen Organe jene 
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Beschlüsse gefasst haben, erscheint der Inhalt der Beschlüsse 
nur darum, weil ihnen in und mit der Verfassunj^ von allen 

(iciiosscn des (icniciinvesens diese Ijctlcutung zuge- 
schrieben wird. (\ rI. oben S. 8 f.). Wo es an dem letzt- 
cr\v;i!\nU'n Momente fehlt, wo der thatsächlich gemeinsame 
Wille Mehrerer nicht überdies als Wille einer »Gesammt- 
heit« — als eines einheitlichen Subjekts — aufgeiasst 
wird, da kann man auch nicht von einem „Gesammtwillen" 
reden; der Wille mehrerer Mitthäter eines Verbrechens 
z. B., auch wenn dessen Genieinsamkeit noch so deutlich 
heraustritt, eibcliemt uns m der Kegel gaiu und gar nicht 
als ein »Gcsammtwille«. 



In welcher Beziehung zu dem bisher erörterten Begriff 
des Gesammtwtllens steht nun aber der Begriff der Ge- 
sammthandlun^? 

Auf den ersten Blick l.aiKi mm versucht sein, zwischen 
diesen beiden Begritten eme ähnlich enge und notwendige 
Beziehung zu vermuten, wie zwischen den Begriffen „Wille" 
und »Handlung«. Daraus würde dann von selbst die 
Folgerung steh ergeben, dass in derselben Weise, wie von 
einer Handlung nie und nirgends ohne Voraussetzung eines 
auf sie gerichteten Willens die Rede sein kann, auch jede 
Gesammthandluiig einen entsprechenden ( !es;immtwillen zur 
V'oraussctzunCT habe. Sehen wir indessen näher zu, so ist 
dem durchaus nicht .so. 

Schon in § 21 Nr. 9 meiner Jur. Prinzipienlehre (Bd. 
II S. 89) habe ich darauf hingewiesen, dass die Frage, ob 
in einem konkreten Falle von einer einzigen, aus einer 
grösseren oder geringeren Zahl von Einzelakten oder Thätig- 
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keiten sich zusammensetzenden Handlung, kurz i^esagt, von 
einer Gcsammthandlungv zu reden ist udcr viclniclir von 
einer Mclirheit von Handliinf^en, sich nicht auf Grund all- 
gemeiner wissenschaftlicher Krwagungen, sondern immer 
nur aus der Vorstellung der Beteiligten oder der Rechts* 
genossen überhaupt heraus entscheiden lässt. Auf der einen 
Seite stellt sich auch die einfachste Handlung, die für 
irgendwelche juristische Betrachtung in Frage kommt, bei 
näherer Untersuchung als eine Verbindung verschiedener 
Thäti£(keiten, also als etwas mehr oder weniger Zusammen- 
gesetztes dar; aul der andern Seite ist der Begriff des Zu- 
sammenhangs ein so relativer, dass man zwischen den 
Fällen, in denen man längst gewöhnt ist eine Handlungs- 
Einheit anzunehmen, und demjenigen Thätigkeitskomplexen, 
die sich als Erflillung je einer bestimmten einheitlichen 
Rechtspflicht — oder sagen wir jetzt lieber allgemeiner: 
je als Verfolgung eines bestinuiiten, en-iheitlichi.-n Zweckes 
— darstellen, höchstens einen quantitativen, keineswegs aber 
einen grundsätzlichen oder qualitativen Unterschied autzu- 
ünden vermag. 

Nun kann es allerdings nach unsem obigen Aus- 
führungen nicht wohl einem Zweifel unterliegen, dass f\ir 
die dort hauptsächlich ins iVugc gefassten Fälle eines Ge- 
sammtwillens stets auch die Merkmale einer Cje>aiiiinL- 
handlang gegeben sind. Schon jene Mehrheit von Hand- 
lungen, die zu einem Beschlüsse eines einzigen Kollegiums, 
also beispiebweise des Bundesrats oder Reichstags führen, 
stellt sich — weil insgesammt durch einen einheitlichen 
Zweck bestimmt — als eine Gesammtbandlung dar. Und 
sofern dann weiter derartige Gesammthandlungen ver- 
schiedener Kollegien gleichmässig auf dasselbe Ziel — 
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Konstituierung gewisser Rechtsnormen in Gestalt eines 
Gcisclzes u, s. \v. — gericlitct sind, erscheinen auch sie 
wiederum nur als 1 eilhandlungen einer sie alle umfassenden 
Gesammthandlung. 

Allein^ ganz ebenso gewiss giebt es auch Fälle, ja 
sogar noch viel zahlreichere, in denen wir zwar von einer 
Gesammthandlung reden können, aber durchaus nicht 
von einem Gesammt willen. 

Zuvörderst gehören hierher alle die. welche ich in der 
Juristischen Prinzijiienlehre n. a. C). in crsler Linie in 
Betracht gezogen habe; insbesondere die bei der Werk- 
verdingung oder beim Lieferungskaufe in Aussicht ge- 
nommenen Leistungen, z. B. die vertragsmässig übernommene 
Herstellung eines Kunstwerks oder die Auflührung eines 
Gebäudes, — ferner der Transport von Personen oder Sachen, 
— namentlich auch gewisse umfassendere Amtshandlungen, 
B. die Beweisaufnahme in einem Prozesse u. dgl. m. 
In all diesen Fällen ist es denkbar, dass alle zur Gesammt- 
handlung zu rechnenden Tli itif^^keiten ausschliesslich oder 
doch vorwiegend von einer einzigen Person vorgenommen 
werden; und wo zumal diese Person ein einzelner Privat- 
mann ist, da kann offenbar ein »Gesammtwille« nicht in 
Frage kommen. Ja, die Einheit der Handlung — also 
gerade das, was allem die Zusammenfassung einer Mehrheit 
von Thätigkeiten oder Einzelhandinngen unter dem litel 
einer (lesammthandlung rechtfertigen kann, — beruht hier 
nicht zum wenigsten mit darauf, dass es der Wille eines 
einzigen Menschen ist, der den Zweck aller darunter fallenden 
Einzelhandlungen von sich aus, wenn auch in Befolgung 
gewisser hierfUr bestehender Rechtsnormen, bestimmt und 
fiir einheitliche Durchfuhrung sorgt. 
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Weiter kommen aber auch zahlreiche Fälle vor, in 
denen eine Mehrheit von Persuncn gemeinsam handelt, d. h. \ 
mit den von ihnen vollzogenen einzelnen tlandlungen ein 
von ihnen allen gleichmässig erfasstes und erstrebtes Ziel 
verfolgt, und dennoch niemand von einem Gesammtwillen 
spricht. Ich erinnere hier nochmals an die Mitthäterschaft bei 
einem Verbrechen. Die Bedeutung des Gesammthandlungs- 
Begriffs tritt hier ganz besonders klar hervort nur aus der 
Auffassung als (icsamnitliainllung erklärt sich, dass die ganze • 
Summe der auf das verbrecherische Ziel gerichteten Einzel- 
handlungen allen Mitthätem grundsätzlich als gemeinsame 
Schuld angerechnet wird, — gleichviel, ob die unmittelbare 
äussere Beteiligung des einzelnen Mitthäters eine verhältniss- 
mässig umfassende oder umgekehrt eine blos minimale ist. 
Dagegen kommt der Wille der Mitthäter in der Regel nur 
als Wille der verschiedenen Einzelnen, also m. a. W. als ein 
mehr i acher — wenn auch auf dasselbe Ziel gerichteter — 
Wille in Betracht. 

Endlich ist aber auch nach der entgegengesetzten 
' Richtung hin zu konstatieren, dass man unter Umständen 
von einem Gesammtwillen sprechen kann, wo für Anwendung 
des Begriffs der Gesammthandlung schlechterdings kein Platz 
ist. So kann insbesondere der verfassungsmässig verbind- 
liche Wille tlcs ,il)sohitcn \h>narchen, wie schon erwähnt, 
als Staatswille und (l unil zugleich als eine Arf von Ge- 
sammtwille bezeichnet werden, auch wenn er seinen Aus- 
druck in einer einzelnen momentanen Anordnung, also in 
einer nach allgemeiner Vorstellung einfachen Handlung 
gefunden hat 

Fassen wir die vorausgehenden Beobachtungen zusammen, 

so erkennen wir leicht, dass das Wörtchen gesammt in 
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den uns interessierenden beiden Wortbildungen je etwas 
anderes bedeutet oder, richtiger gesagt, auf verschiedene 
Gesichtspunkte hinweist, unter denen der dainil verbundene 
Begriff gefasst werden soll. In dem Wortgcbildc „Gesammt- 
wille" drückt das »gesammtc< die Beziehung auf eine Mehr- 
heit von Subjekten aus, die von dem das Wort Ge- 
brauchenden als Ein Subjekt mit entsprechend einheitlichem 
Willen vorgestellt wird. Wenn wir dagegen von einer 
»Gesammthandlungv sprechen, denken wir in erster Linie nicht 
an eine Mehrheit von Subjekten, sondeni msschlicsslich an die 
.Mehrheit von Handlungen, die in unsrcr Vursicllung zu 
einer Handlungs-Einlieit zusammengelasst werden. 

Die Bezeichnungen „Gesammtwitle** und „Gesammt- 
Handlung" stehen demnach nicht weniger selbständig neben 
einander, wie etwa die verwandten Ausdrücke »Gesaromt- 
person« und »Gesammtsache«. Wo im konkreten Falle 
Gesammtwille und Gesammthandlung zusammentreffen, da 
beruht dies immmer nur auf der Besonderheit dieses Falls. 
Dagegen liaben allerdings Gesammtwille und Gesammt- 
handlung, sowohl unter sich wie mit Gesammtperson und 
Gesammtsache» unter allen Umständen Eins gemein: sie 
haben sämmtlich nur die Bedeutung von eigentümlich ge- 
arteten Anschauungsbtldcrn, in denen wir — oder die 
bctheiligten Rechtsgenossen — eine irgendwie thatsächlich 
gegebene Vielheit von Erscheinungen unter einem 
bestimmten (iesiclitspunk t e als Einheit zusammen- 
fassen. (Vgl. oben S. 22 t und Juristische Prinzipienlehre 
Bd. 1 S. 259 f.). 
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Der letzte 
Regulirungsprozess auf 



Mitgetheiit 
von 

E. Stampe. 




Binleltung. 

Die Juristenfakultät zu Greifswald hat unter dem 20. 

Al)ril I S1J4. in dem Regulirungsprozcssc des Kossätlien 
Christoih iJoBER ZU iMöiikvitz auf Rügen gegen den 
Preussischen Domänen-Fiskus, ein Rechtsgutachten zu Gunsten 
des Provokanten abgegeben, dessen Resultate demnächst von 
den Gerichten sämmtltcfaer Instanzen (vom Reichsgericht am 
22. Mai 1S97) gutgeheissen worden sind. 

Die Veröffentlichung dieses Gutachtens dürfte angezeigt 
sein, weil die in ihm behandelte Rechtssache in inehriacher 
Hmsicht em allgememeres Interesse beansprucht. 

In juristischer Beziehung gab der Prozess Dober/ j 
Fiskus Anlass zu einer Erörterung der rechtshistorisch 
bedeutsamen Frage, welchen Wandlungen der Begriff und- 
das Rechtsverhältniss der Lassiten (lassitischen Bauern, Lass- 
bauern) durch die Agrai^esetzgebung des 19. Jahrhunderts, 
im Allgemeinen und speziell ittr Neuvorpommern und 
Rüj»en, unterworfen worden ist. Auch das eigenthtimliche 
pi\ i uiziellc Rechtsinstitut des I ci tiuij^utcs musste kurz \ 
ge-^trcitt werden: Güter, welche aus der gegen Ende des 
17. Jahrhunderts von der schwedischen Regierung veranlassten 
Revokation (Reduktion) früherer Domainenveräusserungen 
hervorgingen, — und entweder der Krone wieder zufielen 
gegen die dauernde Verpflichtung, den bisherigen Besitzern 
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und deren Nachkommen i/^ der anschlagsmässigen Ertrags 
summe zu zahlen, — oder den bisherigen Besitzern in Erb- 
pacht (perpctucHc Arrhcntlc), unter Auflegjunj^ eines an die 
Krone zu .entnclUenden Kanon von '^j^ des Ertragsanschlages, 
überlassen wurden. 

(cL das Frovinzialrecht (für) Neuvorpommem und Rügen, 
Theil V, p. 237 ff,). 

In dogmatischer Richtung giebt der Prozess ein 
interessantes Beispiel für die ausserordentliche politische 
und wirthscliaftliche Bedeutung, weiche die richterliche 
Interpretation der Gesetze gewinnen kann. Von der Aus- 
legung, welche die Gerichte dem nicht zweifelsfrei geiassten 
§ 74 des Ablösung^esetzes von 1B50 gaben, hing das 
Schicksal vieler Tausende von Bauernfamitien ab; sie 
kamen in eine gesicherte Lebensstellung oder verfielen dem 
Elend, je nach der Aulfassung, welche die Gerichte sich wm 
den Erfordernissen der lassitischen Zeitpacht bildeten, die 
das Gesetz selber nicht klar genug bestimmte. 

Auch flir die Methode der Auslegung bietet das (xut 
achten lUbuicrn eine Ausbeute, als es zeii;t wie der Inhalt 
der Gesetzesmaterialien und der Parlamcntsverhandlungen 
für die Auslegung des Gesetzes eine ausschlaggebende 
Bedeutung erlangen kann. Eine richtige Würdigung des 
§ 74 cit ist ohne diese Hülfsmittel schwerlich möglich. 

Das vorwiegende Interesse an dem Prozess liegt aul 
historischem Gebiet. Er ist die Schlussscene in dem 
Trauerspiel, das C. J. Fucms uns in sorgsamer Forschung 
fesselnd geschildert hat: in dem Untergang des rügisch- 
pommerschen Bauernstandes. 

k ^ 
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In, den jetzt zu Preussen gehörigen Landestheilen ist 
der Bauernstand seit dem 30jährigen Kriege kaum irgendwo 

in eine schlimmere Lage gcrathen als in Xeuvorpommem 
und Rügen.*) Das haben be.^oiukrs die gut anderthalb 
Jahrhundertc schwedischer Herrschaft bewirkt, der diese 
Gebiete von 1647 — 1814 unterstanden. 

Die allgemeine Verarmung der Bauern durch die langen 
schweren Kriegsläufte hatte eine grosse Machtsteigening auf 
Seiten der Gutsherren (d. h. der Fürsten im Domanium, des 
Adels der Städte der Klöster auf den Privatgütem) zur 
Folge. Dieselbe ;jus.serte sich in drei Richtungen. Um 
dem Gutsherrn die nöthigen Arbeitskralte zu beschaffen resp. 
zu erhalten, wird die Gutsunterthänigkeit (insbesondere 
die Gebundenheit an die Scholle, der Gesindedienstzwang» 
und die Pflicht auf Geheiss des Gutsherrn eine Bauernstelle 
mit den auf ihr ruhenden Frohnden zu übernehmen) schärfer 
als bisher durchgeführt. Um die Ausscheidung untauglicher 
Bauern zu erleichtern, verwandelt man das bisher /unieist 
erbliche bäuerliche Besitzrecht in das prckaristisch geartete 
unerbliche Lassiten verhältniss, welches dem Gutsherrn 
gestattet, den wegen Alters oder aus sonstigen Gründen 
untüchtig befundenen Wirth ohne Weiteres und ohne Ent- 
schädigung seiner Stelle zu entsetzen, um den frei gewordenen 
Platz an einen Brauchbareren zu vergeben. Endlich ent- 
stand aus dem Streben das Areal des Hern ngutes zu ver- 
grüssern, die minier weiter um sich grciicnde Anmas^-uni; 
des Bauernlegensi d. h. der Gutsherr nahm sich das 

• Zi! dem F'.lL^cn lin vrrtj^leirhc man: G. T. Knapi', die Bauern- 
befreiung ... in den alleren 1 beik-n Preussens fl887), Bd. 1. S. l '»7.; 
C. J. Fucus, der Untergang des Bauernstandes (in) Neuvorpomniern und 
Rfigen (1888), passim. 
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Recht, Bauernstellen, die etwa durch Tod, Entsetzung, Ent- 
laufen des Bauern oder ähnliche Umstände irei geworden 
waren, seinem eigenen Gutefelde zuzuschlagen. 

Diese Zustände waren in Pommern — Stettin bereits 

durch die I5;iiicniuidnuuy vuiii i6. Mai 1616 zu j^csctz-liehen 
erhoben worden.*) In Pommern — Wolgast, wo die Stellung 
der Bauern derzeit im Ganzen noch viel günstiger geblieben 
war, wurde diese Bauernordnung aber damals nicht eingeflQhrt, 
weil sie auf die dortigen Verhältnisse eben nicht passte. 

Der 30 jährige Krieg gab jedoch auch hier dem Bauernwohl- 
stand den Rest; und sobald die schwedische Herrschaft sich 
ins-allirt hatte, wurde ihre inanL;cIhafte Vertrautheit mit den i 
obwaltenden recfitlichen VeriialUiissen von den Ständen dazu 
benutzt, ihr die Konfirmation jener Stettinschen Bauern- 
ordnung {iir das nunmehrige Schwedisch -Pommern zu 
entlocken (1645 — 47). So kam dies Land auf illegale 
Weise zu gesetzlicher Fixirung eines die Bauern überaus 
bedrückenden Rechtszustandes.**) 

Die geschilderte Lage tlcr iJaucrn verschlimmerte sich 1 
noch im weiteren Verlauf des 17. und im iS. Jahrhundert. 
Die Cnitsiintcrthänigkeit war niclit selten zu persönlicher 
Leibeigensctiaft geworden. Das Streben der Gutsherren 
nach Vermehrung ihres Geldeinkommens führte dazu, die 
unerblichen Lassiten, die bisher thatsächlich zumeist 
lebenslang auf ihren Stellen gesessen und sie oft viele 
Gcncr;iüoncn hindurch thatsächlich ihren Nachkommen ver- 
erbt hatten, in blosse Zeitpächter zu verwandeln, denen 
hohe Pacht auferlegt, und nach jVblauf ihrer Pachtzeit 
keinerlei Anrecht auf die Stelle mehr zuerkannt wurde. Und 

*) C. J. Ptrcus, der Unterganf; des Bauernstaodes . . . , p. 71 — 8l* 
♦•) FtFCHS I. c. p. 91. 
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das Bauernlegen wurde alltäglicher Gebrauch, da der 
technische Aufschwung, den die Landwirthschaft im l8. Jahr- 
hundert nahm, die Vergrösserung und bessere Arrondirung 

des gutsherrlichen Hoffeldes sowie den Bruch mit dem für 
die neue Wirthschaftsart unbrauchbaren t rohndensystcm zu- 
nehmend nothwcndig machte. 

Diese Zustände veranlassten in Preussen im l8. Jahr- 
hundert scharfe gesetzliche Gegenmassregeln, die unter dem 
kraftvollen Regiment Friedrichs II. mit grosser Energie durch- 

Lit tührt wurden, und 5?war nicht dem einzehien Bauer sein 
Recht an der StrlU-, wnlil aber die (.."onservirung des J^aucrn- 
landes uud des l><tuernstandes im Ganzen sicherten, 
indem sie den Gutsherren die Pflicht auferlegten, die 
erledigten Bauerstellen stets wieder mit neuen bäuerlichen 
Wirthen zu besetzen. 

Die schwedische Regierung versuchte in Neuvorpommern 
und Rügen - wie in i\cm Fakultätsgutachten p. 48 fit", näher 
ausgeführt ist, analoge Schutzmassregcln einzulühren. Aber 
sie war viel zu schwach, um gegen die widerstrebenden 
Stände damit durchzudringen. Den Domanialbauem hat 
sie freilich wirksame Hülfe angedeihen lassen; aber die 
Privatbauem blieben der Willkür ihrer auf die Bauern- 
ordnung von 1616 pochenden Gutsherren nach wie vor 
unlerwurlcn. 

In Folge dessen ist um das Jahr 1815, beim Ikginn 
der preussischen Herrschaft, der Bauernstand in Neu Vor- 
pommern und Rügen fast untergegangen. Die spärlichen 
Reste sind zuriieist zu Zeitpacht angesetzt; nur wenige 
besitzen ihre Stellen in Erbpacht; unerbliche Lassiten 



*) Fuchs, p. ^5J. 

fjg.^,^ _ ^ 
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kommen nur vereinzelt vor. Ein gesetzlicher Wiederbe- 
Setzungszwang besteht ausserhalb des Domaniums nicht 

Die preussische Regierung hat in den ersten 3 Jahr- 
zehnten ihres Regiments gesetzliche Massregeln zur erneuten 
Hebung des rügisch-pommerschen Bauernstandes nicht er- 
griffen. Sic unternahm freilich im Verwaltuny;swege die 

Ucbcrlülirung der Domanialbaiiernhöte in freies Ei^enthum; 
aber eine Uebertra^ung der Rcj^ulirungsgesctzgcbung von 
1811 resp. 1816 fand nicht statt; und so blieb der Privat- 
bauer nach wie vor ein rechtloser Mann auf seiner Scholle; 
war auch die Leibeigenschaft seit i8o6 beseitigt,*) so blieb 
der Gutsherr doch zu willkürlicher Entsetzung des Wirthes, 
und zur Legung der Stelle befugt wie bisher. In Folge 
dessen sank die Zahl der Hauorn und Kossäthen von 14O1 
im Jahre 1820 bis zum Jahre 1H37 auf 715 herab. 

Die mächtige Bewegung des Jahres 1 848 schien endlich 
diesen Trümmern der Bauernschaft die Rettung zu bringen; 
die Agrargesetzgebung des Jahres 1856 sollte auch aufNeu- 
vorpommem und Rügen erstreckt werden. Aber eine selt- 
same Tücke des Schicksals vereitelte auch diese Hoffnung. 
Die Regieruni; /u Str.il'-inul, /um liericlii nhc r (Uc bäuerlichen 
Verhältnisse iiucs Be/irkes aufgefordert, behau].)tete, es seien 
nur noch bäuerliche Eigenthiimer, Krbpächter und reine Zeit- 
pächter, vorhanden, unerbliche Lassiten und lassttische Zeit- 
pachtbauern kämen dagegen nicht mehr vor. Dieser Bericht 
bewirkte, dass der Abschnitt III des Ablösungsgesetzes vom 
2. März 1850, welcher die Rcgulirung jener lassittschen 
Verhältnisse ordnet, in Neuvorpoinniera nichi cuigciührt 
wurde! 

•) FircHs, p. 226 tr. p. 
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Die Behauptung der Stralsunder Regierung stellte sich 

sehr bald als ein unentschuldbarer Irrthum heraus. Die Ab- 
If >sunL^.s|)rr>/fss<.: der nächsten Jnhrc uUcnbartcn es. dass 
namentlich noch zahlreiche lassitischc Pachtstellen vor- 
handen waren. Aber das Schicksal dieses letzten Lasstten- 
häufleins war damit besiegelt. Die preussische Gesetzgebung 
hat sich, durch das Herrenhaus gehemmt, zu einer wirksamen 
Hülfeleistung nicht mehr aufraffen können; und so entspinnt 
sich jetzt der letzte verzweifelte Kampf der von aller Welt 
Verlassene!» um ilnx Existenz, ein Schauspiel voller 
Tragik, unil auf Seiten der (jei^ner nicht frei von Zügen 
peinlicher Merzlosigkeit; die bekannteste Episode desselben 
bildet wohl die 1860 vom Heiliggetst-Kloster zu Stralsund 
verfügte Austreibung der 24 Pachtbauern von Ummanz. 

In diesem Kampfe haben nun stets die Bauern 
Dankwarttt und Dober zu Mönkvite in vorderster Reihe 
gestanden; sie haben ihr Recht über 40 Jalire hindurch mit 
einer durch nichts zu beugenden Zähigkeit vertheidigt, die 
unwillkürlich Achtung abnöthigt. Beide sind glücklicher 
gewesen wie die meisten ihrer Leidensgenossen; sie haben 
sich so lange auf ihren Stellen gehalten, bis der preussische 
Landtag 1892, allein für sie, das Gesetz vom 12. Juni 
erHess, das den zwei letzten Lassbauem Rügens die Wohl- 
that der Kegulining sicherte. 

Den Schill» dieses 1 )r,imas bildet unser Prozcss Dober 
Fiscus, Er niusste geführt werden, weil — trotzdem das 
Gesetz vom 12. Juni 1892 spcciell tür Dubgr und Dankwardt 
erlassen wurde — trotzdem femer in Regierung und Landtag 
Alles über die Regultrungsfahigkeit der beiden Mönkvitzer 
Lassiten einig war, — der preussische Domainenfiskus doch 
die Bestreitung ihrer Regulirungsfähigkeit durch alle drei 
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lostanzen für angezeigt hielt. DifEcile est satiram non 
scriberc. Der Prozess Dober ist ein Product der modernen 

Überspannung des Fiskalismus. Der Fiskus ist nach dem 
Ausbj>ruch cinch bekannten Parlamentariers kein L^cntleman. 
Das ist walir, bedeutet aber m. 1*1 keinen Vorwurf; 
denn bei einer Verwaltung des Staatsvermögens, die sich 
die pekuniären Gepflogenheiten generöser Naturen zum 
Vorbild nähme, würde für das Gemeine Beste wenig Er- 
spriessliches abfallen. Dem Fiskus darf einzig die Wirth- 
schaftsführwng des sorgsamen Hausvaters als Muster dienen, 
der umsiclili!.^ ül)C!.ill seine Rechtsstellung; /u wahren weiss, 
so weit die Cirenzen ^uter Sitte es j^estatten. Aber diese 
Grenzen sollte auch der I'iskus nicht überschreiten. Dem- 
jenigen was jenseits derselben — auf Gebieten, wo das Recht 
für uns sein könnte aber das sittliche Gefühl gegen uns ist 
— ßnanztell für den Staat gewonnen werden kann, steht 
allemal ein hundertfach grösserer Verlust auf politischem und 
sozialem Ciebiet ^eL;eiui})er. Das hat öich aucli in dem 
Prozesse der Rügenschen Kossäthen gezeigt.*) 



*) Es liegt mir danut, hier auaxusprechen, dass tch mit dem eben 

Gesagten einen .^ngrifl' gt-gcn irgend welche bestimmte Personen nicht 
be?wrrke. Ich opponirc Icfiiglich sachlich gegen die — wie mir scheint - 
dem modernen fiskalieichen Beamtenthum in Fleisch und Blut übergegangene 
Anschauung, dass im Interrsse der Staatsßnansen jede fiskalische Rechts- 
stenanfT, auch dte moralisch nicht einwandfrei«, bis zum Äussersten ver- 
thetdigt werden müsse. Die persönliche moralische Intaktheit unseres 
preussischen Reamren*»anti( -i, ist fäber allen Zweifel erhaben, dass es 
albern wäre sie noch langathmig zu konsiatiren. leb möchte aber an dieser 
Stelle hervorheben, dass auch wir preussischen Univereiiätsprofessoren diese 
moraHüche Integrität f&r uns in Anspruch nehmen und dass anonyme 
Angriffe auf unsere persönliche Ehrenhaftigkeit wie der Leitartikel der 
Norddeuls< licn All^enu im n Zeitung vom 1. April l807 sie gelegentlich 
der Ncuortlnung unseres Honorarwesens gegen uns erhob, im hiteresse des 
preussischen Staatswesens in Blättern, die im Publikum fflr offiziös gelten, 
besser nicht ihren Piats fänden. 
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Es erschien angebracht, das Gutachten unverkürzt und 
mit sämmtlichen Citaten (auch den Citaten aus den Akten) 
zu veröffentlichen. 

Zur Oricntirung sei bemerkt, dass die beiden Fragen 
der objektiven und der subjektiven Rcgulirungs- 
fähigkeit geprüft wurden; d. h. es wurde untersucht, ob 
die in der Inhabung des Provokanten befindliche Kossäthen* 
wehre zu den nach § i, 2 des Preussischen Gesetzes vom 
12. Juni 1892 regulirungsfäbigen Stellen gehöre; und femer ob 
Provokant nach § 3 Abs. i und § 8 desselben Gesetzes 
zur Durchführung des etwaigen Regulirungsanspruches aktiv 
Icgitimirt sei. Der letztere Punkt wird indcs'- nur kurz 
berührt; das ganze Schwergewicht der Ausführungen ruht 
auf dem Nachweise der objektiven Kegulirungsfähigkeit."^) 



*i Nachstehend ein UeberbHck Aber die tu AbkQrxttngen citine 

Literatur. 

StB. II K. 11^40, III — Stenographische Berichte Qhcr die VerhanHlungen 
der durch die A. H. Verordnunj:;^ vom 30. Mai I849 einberufenen 
Zweiten Kammer, Bd. III, Berlin 1849, 4". 
StB. I K. 1850, V SS Stenographische Berichte Ober die Verhandlungen 
der durch das A.H> Patent vom 5. December 1848 einberufenen 
Kammern. Erste Kammer, Bd. V. Hcrlin 1850. 4". 
StB. I K. 1853 \ ~ Stenogr. Berichte über 'üt* Verhandlungen <!er durch 
StB. II K. 1853 / d. A. H. V. vom 13. November 1852 einberufenen 

Kammern, Erste Kammer resp. Zweite Kammer Berlin, i853> 
StB. A. 1861 = Stenogn^. Ber. Aber die Verhandlungen der durch die 

A. H. Verordruinjr v. 27. Dczbr. iHitO L-inT>crufenen 
beiden Häuser des I.andtages. Haus der Abgeordn. 
StB. H. iNoi j resp. Herrenhaus, Berlin iHos 4''. 

StB. A. ^ _ StB. über dio Verhandlungen der durch die A. H. V. 

V. tR. Oexbr. 1801 dinbemfeDen beiden Häuser 
des Landtages. Haus der Abgeordneten resp. 
StB. H. i89.> I Herrenhaus. Berlin 1892. 4^*. 

Anlagen — Anlagen zu den Stenogr. Berichten über die Ver- 

bandlungen des Hauses der Abgeordneten. Ihy.'. 
E^ikt von 1811 SS Edikt die Rcgulirung dur gutsberrlichen und bäuer» 
liehen Verhältnisse betreffend, vom I4. September 18II (G. S* p, 281). 



37 



-m 



Digitized by Google 



s 



Deklaration von iSl6 — Deklaration fies Edikts vom 14. September 1811, 

wpfrcn Regulirung der fnitslierrliciien und bäuerlichen Verhältnisse, 

Vom 29. Mai I816 (G. S. p. 154I. 
Gesetz von i8S0 s Geietx betreffend die Ablösung der ReaUasten und 

die Rfigulimog der gutsherrlichen und bäaerUeihen Verbältnls$e vom 
MSrz 185a (G. S. p. 77). 
Gesetz von iKo_> = Gesetz betreffend die Rc^adirung: der gutsherrlichen 

und häuerlicben Verhältnisse in Neu- Vorpommern und Rügen. Vom 

12. Juni 1892. (G. S. p. 127). 
DlmnsKT Sappl. Bd. I, II s J, C DAbnbbt, Sammlung . . . Pommerscher 

und Rügischer Landesurkunden . . . der Supplemente Bd. I, If 

Stralsund 17«2, 1 786. 4«. 
Provinzialrecht das Provinzialrecht des Herzogthums Neu -Vorpommern 

und des FQrstenthums RQgen. . . . Grelfswald ibjo — 37. 8®. 
V. Brbitkhbtbrk «SS P V. BaBirsHSTBUt, Scbwediscli-Pomineraches Tertialrecht, 

Manusrrij)t (ca. 1800), s. 1. e. a., zur Zeit in der BibKothdc des 

K. O.L.G. Stettin. 



Die reichsgerichtliche Entscheidung des Prozesaes üoitBK/Fiscus ist 
abgednidct in R.E. 4 No. 61. 
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Die Königliche Jurtstenfakultät zu Greifswald hat in 

Saclicn des Kossathcn Christoph Dober zu Mönkvitz a. R,, 
iVovokantcn, wider den Königlich Preussischen Fiskus und 
(Genossen, Provokaten, wegen Regulirun^, auf Ansuchen des 
Provokanten die von den Provokaten bestrittene Regu> 
lirungsfähtgkeit der provokantischen Kossäthen- 
stelle einer Prüfung unterzogen, und in der Fakultätssitzung 
vom 20. April 1894, an welcher teilgenommen haben: 

1. der Professor Dr. Stoerk, z. Z. Prodekan, 

2. der Geheime Justizrat Dr. IL^beklin. 

3. der Professor Dr. Pescatore, Corrcferent, 

4. der Professor Dr. Stampe, Referent, 

auf Antrag des Referenten, Professw^r Dr, Stampb ihr Gut- 
achten einstimmig dahin abgegeben, dass die durch das 
Gesetz vom I2* Juni 1892, betreffend die Regulirung der 
gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisse in Neuvor- 
pomnicrn und Rü^en iG. S. p. 127) aufj^estellten Erforder- 
nisse der K e<;u liruni;siuhigkeit vorhanden seien. 
Provokant demnach zu Recht auf die Regulirung seiner 
Kossäthenstelle antrage. 

Die Juristische Fakultät 
der Königlichen Universität zu üreifswald* 
Der z. Prodekan: 
(L. S.) gez. Dr. Felix Stoerk. 
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Begründung. 

Provokant würde die ReguHrung /u Recht beantragen, 
falls folgende, durch das citirte Gesetz vom T2. Juni 1892 
in den 2, i, 3 Abs. I, 8 geforderte Voraussetzungen 
vorhanden sind: 

I. Wenn die zu reguHrende Stelle bereits vor dem Er- 
lasse des die Leibeigenschaft in Neuvorpommem und 
Rügen aufhebenden (Königlich Schwedischen) Gesetzes 
vom 4. Juli 1806 bestanden hat. (§ 2). 

II. Wenn die Stelle den in 74 des Ablösungs- und 
Rc^uliiungsgesetzes vom 2. März 1850 geforderten 
weiteren objcctivcn Voraussetzungen entspricht. (§ i). 

III. Wenn Provokant die Stelle am 1. Januar 1892 gemäss 
§ 76 des Ablösungs- und Regulirungsgesetzes vom 
2. 3. 1850 besessen hat 3 Abs. 1). 

IV. Wenn der Anspruch auf Regulining vom Provokanten 
bis spätestens am 31. Dezember 1893 gemäss § 8 
geltcinl gemacht ist. 

Die Prülung dieser vier Punkte hat folgendes ergeben: 

ad 1. Dem Erfordemiss des $ 2 ist genügt. Denn der 
fragliche Kossäthenhof hat laut Ausweis der Akten, unstreitig 
und von den Parteien unbestritten, als lassitische Stelle schon 
lange vor dem 4. Juli 1806 bestanden. 

(cl. das Stralsundcr Terminsprotokoll vom 20. Fe- 
bruar 1894 \i> \'l und X und die bei letzterem 
Punkt citirten Protokolle vom 4. März 1788 und 9. Juli 
1830, ferner das Protokoll vom 17. April 1801J. 

ad II. Einer eingehenderen Erörterung bedarf die Frage, 
ob die Stelle gemäss § i des Gesetzes von 1892 auch die 
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weiteren Voraussetzungen der Regulirungsiahigkeit auf- 
weist, deren es nach § 74 des Gesetzes von 1850 bedarf, 
r. Es muss hierzu vorerst eine kurze Darstellung der 

thatsachlichcn Verhältnisse gegeben werden. 

Der Kossathcnhof des Provokanten beiludet sich, ebenso 
wie das Gut Monkvitz, zu dem er gehört, seit 17 10 im 
Tertialbesitz der Familie v. P, Zu dieser Zeit hat bereits 
ein Kossath auf dem Hofe gesessen, 

(Stralsunder Terminsprotokoll vom 20. Februar 1894 

III. V. VI.) 

und ist letzterer seitdem, der L;itidessiltc gemäss, uiiter- 
thänigen (der Krone cigcnhorigen, led^eigenen) Raucrn gegen 
ein Dienstgeld und Leistung bestimmter Dienste — die in 
dem Protokoll vom 4. März 1788 eine neue Normirung 
erfuhren — zur Bewirthschaftung und Benutzung übertragen 
(verliehen) worden. 

(cf. das Urtheil des Königlichen Appeliationsgerichts 
(ireifswald in Sachen I' iskus / W\v. Dobek vom 
9. März 1866 gegen Anfang). 
Nach Inhalt des ci tuten Protokolls hatte der Kossath 
ein jährliches Dienstgeld von 9 Thlr. zu entrichten und 
an Diensten Folgendes zu leisten: 

1. jährlich 12 Pfd. Heede spinnen, 

2. das. Holz warten, 

3. vier Tajje im Frühjahr Holz hauen, auch vier Tage 

Toii -Stechen, 

4. jährlich 50 Besen binden, 

5. das (lüsteA'ieh in der Heide und Holzung hüten, 

6. zwei Tage in der Ernte mit einem Mann beim Mähen helfen. 
Nach dem Tode des Kossathen Ahrbndt hat dessen 

Wittwe die von demselben innegehabte „Wehre" bewirth- 

jß .. ._ — __ . — 
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schaftet, wegen Schwächlichkeit jedoch 1801 die Wirtschaft 
niedergelegt, und hat sodann, laut Protokoll vom 17. April 

1801 der Kapilain v. P. als ,,rian(ihcrrschaft von Mönkvitz** 
den U!,R!CH Friedrich Dober „nachdem sich derselbe mit 
Unterthänigkcit der Krone verpflichtet gemacht" zum ,,Wehrs- 
mann" in dieser ,,Wehre" angenommen. Am Schluss des 
Protokolls heisst es: 

Es ist hierauf dem Ulrich Friedrich Dobbr die 
hiesige Kossathenwehre zu Bauernrecht übergeben, 
derselbe seiner Herrschaft Treue und Gehorsam zu 
leisten, auch seiner Wirthscliaft nls tüchtiger und «.»rdcnt j 
licher Hauswirth vorzustehen ermahnt, und hierauf zum 
Antritt seiner Wirthscliaft Glück gewünscht worden. j 
^ {cL ibidem). 

Laut Protokoll vom 9. Juli 1830 hat sich dann Ulrich 
Fribdrich Dobbr durch Altersschwäche bewogen befunden, | 
seinem Sohne Carl Philipp Dober die Wehre, mit Zu- I 
Stimmung des derzeitigen Tertialbcsit/crs Herrn v. P. ,,in 
der Art zu überlassen, dass derselbe in das be- 
stehende Verhältnis eintritt." 

Das Protokoll — in dem der C. Ph. Dober übrigens 
bald „Pächter", bald „Wehrsmann" genannt wird — besagt 
gegen Ende: 

Der Herr v. P. acceptirt den Kossathen Carl 

Phiiji'P Dober als neuen Wehrsmann, übertrug ihm den 

I 

ihm in/.w ischen von dem Kossathen IJ. F. Doid k zurück- j 
gegebenen Besitz der Wehre, und ermahnte ihn, semen 
Verpflichtungen getreulich und gewissenhaft nachzu- 
kommen. Die Dienstboten wurden vorgerufen und 
von den Veränderungen ihrer Herrschaft in Kenntnis 
gesetzt 

89 SB 
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C. Ph. Dosbr hat unter dem i. November 1854, unter 
der Behauptung, dass ihm an dem Hofe ein Erbpachtrecht 
zustehe, auf Ablösung der auf dem Hofe ruhenden ReaU ' 

lasten provozirt, ist jedoch in allen drei liislan/^cn abgewiesen 
worden. 

(Erkenntnis der Königlichen Generalkommission zu 
Stargard vom ri. September 1855; Urtheil des 
Revisionskollegtums für Landeskultursachen vom 16. 
Mai 1856; Urtheil des Königlichen Obertribunals vom 

28. Mai 1857). 

In dem Erkenntnisse des Königlichen Revisionskollegiums 
war aber in Uebereinstimmung mit dem erstinstanzlichen 
Urtheile hervorgehoben: 

CS sei nicht zu verkennen, dass das Besitzverhältniss 
dc(s) Xppcllantcn und (seinerj Vorbesitzer an (dem 
Hofe) sich als ein gutsherrlich-bäuerliches Ver- 
hältniss auspräge, welches nach den Bestimmungen 
des dritten Abschnitts des Ablösungsgesetzes vom 
2. März 1850 den Anspruch auf Eigenthumsver- 
leih unj^ rechtfertii;cn w ürde. — sowie, dass die Dar- 
stellung der in Rü^cn obwaltenden Besitz Verhältnisse, 
auf deren (irund die Gesetzgebung vcranhisst worden 
sei, den dritten Abschnitt des bezeiclmelen Gesetzes 
für Rügen und Neuvorpommern auszuschltessen, 
mit den Thatsachen in einzelnen Fällen in Wider- 
spruch trete. 

(Anlagen Band IV. zu St. B. A. 1892. p. 2087: 
Bericht der Kommission für das Justizwesen; 
St. B. H. 1861, Band L p. 34O: Bericht der 
XII. Kommission. St. B. H. 1892 p. 228 (Bibrling); 

„ ^ _ , g 
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cf. allerdings p. 225 (Fürst zu Putbus); dazu 
aber wieder Bibrling p. 228 1. c.) 

Am 23. Juli 1864 verstarb C. Ph. Dober. Seine Wittwe 
und ( jütcr^cmeinschaftsj^enosstn setzte den Besitz mit der 
Bewirlhscliaftung der Kossnthenstelle fort. Gesten diese 
Wittwe Dober strengte nun der Freussische Fiskus, vertreten 
durch die Königliche Regierung zu Stralsund, unter Beitritt 
der derzeitigen Tertialistin Fräulein v. P., die Klage auf 
Restitution (Räumung) des Kossäthenhofes an. Durch Urtheil 
des Königlichen Kreisgerichts zu Bergen a. R. vom 11. Sep- 
tember 1865 wurde die Wittwe Dober für schuldig erkannt: 
zu Trinitatis 1866 den von ihrem verstorbenen Ehe- 
manne innegehabten Kossatheniiof zu räumen. " 
Dieses Urtheil wurde durch Erkenntniss des Königlichen 
Appellationsgerichts zu Greifswald vom 9. März 1866 bestätigt 
und ging demnächst in Rechtskraft über. Zu bemerken ist, 
dass das Erkenntniss des Königlichen Appellattonsgerichts in 
seinen Gründen ausdrücklich hervorhob: 

Der (streitige Bauerhof) ist, wie von Alters her, bis 
in die neueste Zeit mit der der Herrschaft gehoriLjen 
Hofwehr zu Bauern recht d. h. gegen ein der Herr- 
schaft zu entrichtendes Dienstgeld und gegen bestimmte 
derselben zu leistende Dienste besessen und bewirth- 
schaflet worden. 

Auf Grund dieses Urtheils wurde die Wittwe Dobbr am 

18. September 1866 auf Betreiben der Tertiahstin, Fräulein 
V. P. durch das Kcinigüche Kreisgerieht /.n Ikrgen a. R. im 
Wege der Zwangsvollstreckung aus dem Besitz der Kossäthen- 
stelle gesetzt 

Unter dem 23./31. Dezember 1866 schloss sodann die 
Tertialistin, Fräulein v. P., unter Zustimmung des Ritter- 

I 

gg_ . _ — — — — — —ga 

44 



Digitized by Google 



m gg 

gutsbesitzers v. £. und dessen Gemahlin geb. v. F. als 
Beistand resp. Schwester der Tertialistin und Mitinteressentin 
des Tertialrechts, mit dem jetzigen Provokanten Christoph 

DoBER, Sohn des verstorbenen C. Ph. Doüer, über den 
Kossäthenhof einen auf Johannis i80ö /Airückdatirteii als 
»Pachtcontract ; bezeichneten Vertrag, dessen wesentlicher 
Inhalt sich in Folgendem zusammenfassen lässt: 

j. Tertialistin „verpachtet" die „bisherige Dobbr- 
sehe Kossathenwehre" an den „angehenden Kossathen" 
Christoph Dobbr zu seinem landwtrthschaftlichen Ge- 
brauche (§ I.) 

2. Die ..Pacht/eit" beträgt zunächst 6 Jahre (von 
Johannis lööö bis dahin 1872). und soll prolongirt 
werden, wenn „Pächter" seinen VcrpÜichtungen pünkt- 
lich nachkommt und seiner- Grundherrschait keine 
Veranlassung zur Unzufriedenheit giebt (§ 2.) 

3. Der Pächter trägt sämmtliche öffentliche Lasten, 
Abgaben, Steuern; ihn triftt die Versicherungs- 
l)tliclit gegen Brand- und Hagelschaden beziigücli der 
Gebäude, iles Inventars, rc<\). der Saaten; ebenso die 
Reparaturp nicht bez. der Gebäude (§ ö. 9.) 

4. Der Pächter bekommt Inventar, Saaten, Acker- 
arbeiten, Dungfuhren, Gartenbestellung zu 
eisern (§ 4); erträgt alle und jede Unglücksfälle, 
die an den PachtgegenstSnden, dem Einschnitt oder an 
den Saaten sich ereignen, uiNbcscinUcrc auch allen 
Brandschaden bez. der Gebäude, die er eventuell 
wiederaufzubauen veri)tliclitet ist (§ lO). 

3. Der Pächter hat eine „Pachtsumme" von 65 Thir. 
jährlich zu bezahlen. Im Fall Pächter mit dieser 
Pachtzahlung sich versäumt oder in Vermögensverfall 
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oder in Konkurs kommt, hat Verpächterin das Recht, 
den Contract sofort aufzuheben. (§ 14, 16). 

6. Ausser der „Pachtsumme" hat Pächter „alle Ihm 
wohlbekannten bisherigen Leistungen unverkürzt 
zu erfüllen*', ,,liat sich auch selbst erboten, nicht 
nur, wie ihm als rachtbedingung obliegt, die 
Mönkvitzer Forst xu beaufsichtigen, sondern' auch 
dieselbe durch Anpflanzen von geeigneten Waldbäumen 
zu verbessern." (§ 15.) 

7. Pächter verpflichtet sich, seine Mutter ohne wettere 
Entschädigung auf die Dauer der Pnchtzoit bei sich zu 
behalten und sich so gegen sie zu benehmen, dass er 
es vor Ciott und Menschen verantworten kann, nament- 
lich auch, wenn es ihr rechtlich zusteht, den Altentheil 
zu gewähren. 

Nachdem dieser Vertrag Johannis 1872 abgelaufen war, 
hat Christoph Dober den Hof dennoch unter denselben 
Bedingungen bis heute weiter innegehabt und bewirthschaftet, 

namentlich auch am i. Janu.ir 1892, un<l /war nach seiner 
eigenen iiciiauptung in l'olge I'"ortset/-ung des bisher be- 
standenen Verhältnisses auf unbestimmte Zeit; nach An- 
gabe der Gegenseite in Folge von auf je i Jahr erfolgter 
Prolongationen. 

(Stralsunder Tcrmtnsprotokoll vom 20. Februar 1894 
No. VITT.) 

Be/. der unlct Tunkt h eben erwähnten ,, Leistungen" 
haben beide Parteien \m Termin zu Stralsund am 20. l'ebruar 
1894 Folgendes crkiai l; 

„Wir sind darüber einverstanden, dass die sämmt- 
liehen in den Protokollen vom 4. März 1788 und 9. JuU 
1830 aufgeführten Verpflichtungen des Kossäthenhofes 
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nicht untergegangen sind und thatsächiich noch be- 
stehen." 

Von tertiatistischer Seite wird indess behauptet, 
dass durch den Vertrag vom 23. 31. De/ember 1866 
eine völlige Neuor<lnune: des Verhältnisses statti^efnnden 
hat. Die Lasten der Stelle hätten als Pachtleistungcn 
weiter bestanden, nicht aber auf Grund der Fortsetzung 
eines gutsherrlich-bäuerlichen Verhältnisses. Provokant 
bestreitet Letzteres. 

(Stralsunder '(erminsprotokoU vom 20. Februar 1894 

No. X.) 

« 

2. Die im Vorstehenden angezogenen Thatsachen er- 
geben, dass bis zu der 1866 erfolgten Exmission der 
Wittwe DoBBR die von dem Gesetz vom 12. Juni 1892 ge- 
forderten Voraussetzungen der objectiven Regulirungsfähigkeit 
für den Kossäthenhof vorhanden waren. 

Der § 74 Absatz i und 3 des Abh )siing.';ges;ctzes vom 
2. März 1850, der nach i des obigen Gesetzes bezw. des 
hier Iraglichen Punktes in Anwendung kommt, bestimmt: 

Abs. I : der Regulirung behufs Eigenthumsverieihung 
unterliegen alle ländlichen, ihren Besitzern nicht zu 
Eigenthums-, Erbzins- oder Erbpachtsrechten zuge- 
hörenden Stellen, welche (entweder zu lassitischen 
Rechten nach Massgabe der 626 l"f. i itcl 21 l licil 1. 
Allgemeinen Landrechts zur Kultur oder Nutzung aus- 
gcthan oder) mit Abgaben oder Diensten an die 
Gutsherrschaft belastet sind, (beiderlei Stellen) 
jedoch nur insoiern, als sie (entweder zu einem 
erblichen oder) dergestalt zu einem zeitlichen 

B . Q 
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Nutzungsrecht verliehen sind, dass im Fall der 
Besitzerledigung nach Gesetz oder Herkommen 
ihre Wiederbesetzung mit einem Wirte erfolgte. 

Abs. 3: Rc^ulirun^slahig sind hiernach nicht die 
ohne l'>cL;ründuiig oder Fortsetzung eines gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältnisses in Zeitpacht gegebenen 
Stellen und Grundstücke. — 
Es ist aber unzweifelhaft, 

a. dass die Wittwe Dobbr 1864 --66, Carl Philipp 
DoBSR 1830 — 64, Ullrich Friedrich Dobbr 1801 — 30 und 

der diesem vorgehende Kossäthe Ahrenüt seit 1788 und 
früher den Hof zu zeitlichem (d. h. nicht erblichem 1 
Nutzungsrecht nineliatten, das dvircli den Tod des jeweiligen 
Inhabers erlosch, aber auch durch Exmission seitens des 
Tertialisten beendet werden konnte, zu seiner Begründung 
aber, auch für Famiiienglieder des bisherigen Inhabers, der 
Einwilligung des Tertialisten bedurfte, — und dass sie in 
ihrer lugenschaft als Besitzer des Kossäthenhofes an die 
Gurshcrrschaft Abgaben, nämhch ein Dienstgeid von y ihlr., 
und Dienste leisteten ; 

b. dass im Fall der Besitzerledigung in dieser ganzen 
Zeit die Wiederbesetzung des Hofes mit einem Wirt nach 
Gesetz resp. Herkommen erfolgte. 

Neuvorpommern und Rügen — die von 1647 — 1814 
unter schwedischer Herrschaft standen — haben sich zwar 
eines allgemeinen l);mernschutzes in der Art, wie ihn tlie 
preussische Gesetzgebung des vorigen Jahrhunderts in so 
wirksamer Weise statuirte, nie erfreut, und es ist daher 
namentlich seit der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts das 
sogenannte Legen der Bauern, d. h. das Einziehen der 
Bauernhöfe zwecks Vergrösserung des herrschaftlichen Hof- 
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ieldes, durch die Gutsherrschaften der adeligen, städtischen, 
Stifts- und Universitätsgüter im grössten Umfange betrieben 

worden. Docli ist es der schwedischen ReL;ierun^\ die sicli 
der wirtschaftlichen und sozialen Notwendigkeit der Con- 
servirun«^ des Bauernstandes keineswegs verschloss, aber zu 
schwach war, den Fommerschen Ständen gegenüber einen 
allgemeinen Bauernschutz durchzusetzen, wenigstens für 
die Domanialgüter gelungen, dem Bauernlegen seitens der 
Domainenpächter, der Pfandträger, so wie auch von 
Seiten der Tertia listen (welche letzteren, soweit 5?ie hier 
in Betracht ktimmen. nichts andere^ sind, als i)<)manial- 
e r b pachter mit besonderer Erbtolgcordnung und eigenartig 
berechnetem Kanon; Einhalt /u thun. 

Für die Konservirung der Domanial-Bauem und -Kos- 
säthen ist die Schwedische Regierung schon seit dem Ende 
des 17. Jahrhunderts mit grosser Beharrlichkeit eingetreten. 
Schon der „Normirte Entwurf der immerwährenden Arrhende- 
Kontrakte auf die Tertial-GülLr" \<>n 1694 

(Dähnrrt Sammlung l'omnierscher und Riigenscher 
. . . Landesurkunden . . . Supplement-Band i p. 
S12 ff.) 

— also das Kontraktsformular, nach dem die Tertial- 
I Verleihungen allgemein erfolgen sollten — enthält unter 

I No. 6 und 7 (]). 814) Bestimmungen in Bezug auf den 
Bauernschutz. 

No. (). Dem Conductori wird hiermit allen i-^rnstcs 
verbothen, die Untertlianen von dem Gute zu abalicniren, 
oder zu veräussern, tngleichen von den Bauern ein 
mehreres, als sie laut dem Taxations-Register jährlich 
abtragen sollen, weder an Pachten, Diensten, noch 
Hebungen zu fordern. . . . übrigens muss auch Kon- 

m- 
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duktor die Bauern zu conserviren, ihr Bestes zu be- 
fördern . . * gclialten sein . . . 

No. 7- Wann nun zur Conservation der Bauern 
ein grosses beigetragen wird, wenn Konduktor unter 
andern besorget, dass sie nicht durch überflüssige und 
unzeitige und ungewöhnliche Fuhren und Dienste ruiniret 
werden, auch daferne einiges Dorf, Hof oder Käthe 
durch einen oder den andern Zufall zu Verwüstung 
iacliniren, und der Unterthan ohne sciul- Schuld um 
sein Vermögen kommen, denselben unver/ugert aller 
Möglichkeit nach zu Rechte zu helfen, üväre aber der 
Unterthan selber in culpa, solchen zu besserm 
baXiswirtUchem Wesen anzuhalten, sich angelegen 
sein lässet; als wird auch ihm solche Beysoi^e in- 
sonderheit aufgetragen. . . . 

Der Gedanke, dass es „zu Aufhellung des ganzen 
Pommerlandes, insonderheit zu Kultivirung der Amter und 
Befestigung der zum Staat gehörigen publiken Einkünfte** 
nöthig sei die Bauern zu konserviren und womöglich zu 
vermehren, durchzieht nuch die Königlichen Resolutionen 
vom 2S. Februar 1698 uiul 3. März ejusdcm 

(cl. Dähnert, SuppL-Band 1 p. 822 — 24, 832 — 33.) 

Am Klarsten aber findet sich die Stellung des Ter- 
tialisten zu den Bauern und insbesondere seine Konser- 
virun;.',^pfi!cht ausgc;-j)rochen in dem perpeluellen ^Vrr- 
hende- Kontrakt" der Gräiin .Vschknmf.ro vom 10. November 
1699, dem AscHBNBBRc'schen Memorial vom 18. April 1701 
und der hierauf von der Königlichen Kammer erteilten 
Antwort'Resolution vom 19. Älai 1701. 

(Dähnbrt Supj)!. Band I p. 838—40, 843, 844.) 
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In No. I des citirtcn Kontrakts wird der Tertialistin 
der Einfluss auf die Besetzung der Bauerstellen noch aus- 
drücklich entzogen: 

Werden der Frau Gräfin Aschbnbercen die in diesem 

Herzogthum Pommern Ihr reduzierte (iüter . . . hiermit 
unter perpctuelier Arrhcndc überlassen, mit allen . . . 
Pertinentien . . . wie auch allen dazu gehfirigen Bauren, 
Unterthanen, Diensten zu Fusse und mit Pferden, als 
allen andern Gefällen, ausgenommen die Oberjuris- 
diction, die weiche nnd harte Höltzung ... in - 
gleichen die Veränderung, Auf- und Absetzung 
der Bauren, und dergleichen, dessen die i'^rau 
Gräfin im geringsten zu ihren N utzen sich nicht 
nn/umassen. . . . 

In den No. 7, TO» Ii und 12 verpflichtet sich die Ter- 
tialistin des Weiteren im Wesentlichen zu denselben Kon 
servirungsmassregeln, die bereits in den citirten No. 6 und 7 
des „normierten Entwurfs" von i6<;4 vorgesehen sind. In 
No. I(» heisst es sodann noch: 

Das . . . wüste und unijcsetzte Lan<l !>ctreficnd, 
wird die IVau (irälin Sorge tragen lassen, dass das- 
selbe, soviel immer möglich, mit ßauren be- 
setzet und unter Kultur gebracht werde. . . 
In dem citirten Memorial kommt der Graf Aschbnbbrg 
darum ein, dass: 

uns, wann sich eines oder des andern Unterthanen 
Umstände, Leben und \\ and«'! also beiludet, dass mit 
demselben eine X'eränderung zu tler Höte Besten 
nothdicnlich vorzunehmeUt erlaubet seyn möge, an 
deren Stelle einige andere zu setzen ohne desfals 
weitläufige Rücksprache mit den Herrn Beamten zu 



halten, weil öfters dergleichen Veränderungen keinen 
Verzug leiden, und über die conferenzen die besste 

Gelc'^enheit verstreichet . . 
Königliche Kammer antwortet: 

Wann ein oder anderer Lnterthan so beschaffen, dass 
er entweder aus Faulheit das Seinige negligiret, oder 
sonsten nicht capabel, seinem Wesen vorzustehen, und 
praestanda zu praestiren, und desfals nothwendige Ver- 
' änderung mit den Höfen vorgenommen, und andere 
darauf gesetzt werden müssen, wird solches dem 
Herrn (iratcn hiermit concediret. wann nur die 
Höfe mit andern, che auch Untcrtlianen sevnd. und 
unter diese Güter Li;ehriren, wieder besetzet, und im 
Uebrigen die ^Vnzahl nicht gemindert werde, als der 
Herr Graf vielmehr verbunden, dieselben zu conserviren 
und bei jetzigem Zustande allerdings jederzeit zu halten. > 
In dieser Antwort wird ferner dem Grafen, — der in 
dem Memorial unter Hinweis darauf, dass er „vor die Unter, 
thanen und ihre Hofwehr i t- <|»(Muiiren müsse", i^ebeten hatte, 
ihm die Unterthanen so zur Disposition /,u lassen, dass er 
sie nach seiner Wahl „zu Dienstgeld oder zu Diensten legen 
dürfe" — Letzteres zugestanden, aber ihm von Neuem ein* 
geschärft „dass die Unterthanen mit keinen höheren, als 
„dieses Landes üblichen Diensten beleget, und übrigens 
„allezeit so, wie dieselbe jetzo beschaffen, conserviret werden". 

Aclmlich schützt die Rei^ierunL^ die Bnuein L^e^cn die 
,, Pfandträger" der Güter. In der Koni.^hchen Instruction 
bezw. „Untersuchung der J^fandträ«;er-Praetcnsionen'* von 1729 

(DAhnert Suppl. Band 1 p. 858 ff.) 
ist p. S62 unter UP) verordnet: 

Wenn dem Pfandcontracte entgegen Bauer-Höfe gelegct, 
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und zum Hofacker gezogen worden; welche der Pfand- 
Iräger entweder wiederum einrichten und besetzen, oder 
auch der Krone dafUr zu gute kommen muss. 
Unter No. 2 — 4, p. 863, heisst es weiter: 

l ui die, culpa des Pfandträf^ers, entwichenen König- 
lichen Untcrthanen, wie auch lur die, so davon ver- 
äussert, oder los<^egeben worden, niuss der Piandträger 
allerdings responsable sein .... 

Findet sich, dass der Pfandträger von denen ihm 
verschriebenen Unterthanen mehrere Dienste und Pachte, 
als ihm nach der Dienstordnung und dem Inventario 
/ukoinnui), extor(]uiret, wird solches aller Billigkeit 
nach ihm in Gcgenrechnun^ geführet. 

ist von dem Pfandträger denen Königlichen Unter- 
thanen etwas an Aeckem, Wiesen, Weiden, oder 
sonstigen Geniessbarkeiten, so sie vor oder bey der 
Verpfändung besessen und genossen, entzogen worden, 
^ hat derselbe solches zu erstatten .... 

Bez. der Domainen-Zeitpächter sind ausführliche Be- 
sstiniimingen in den .,X( >i ni.itivrn der Contractc über die zu 
verpachtenden Königüchen Domainen" von 1768 und 1787 
enthalten 

(DAhnbrt Suppl. Band I p. 882 ff, Suppl. Band II, 
p. 1220 ff). 

Das Normativ von 1768 besagt (p. 883 — 84] : 

IVto. Die bei dem Gute . . . befindlichen Bauer- und 

Kossatlicii \\ c.^cn übcrnunnit der rachtcr in dem jetzigen 
Zustande zu conscrviren .... 
Vto. Sollte einer oder der rindere Bauer oder Kossathe, 
seinem Wesen nicht wohl vorstehen, oder die deter- 
minirten Dienste nicht leisten wollen oder können: so 
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wird dem Pächter verstattet, denselben ab- und einen 
andern tüchtigen Hauswirt an dessen SteUe wiederum 
einzusetzen .... 
VIto. Sollten wahrend der Contracts-Jahre, und so lange 

der Pächter oder dessen Krbcn das Gut besitzen wer- 
den, durci» eiweisUclies Verschulden desselben, oder 
derselben, Untertlianen von Abhanden kommen; so ist 
der Pächter schuldig, solche entweder wiederum herbey- 
zuschafien, oder sie auch der Krone zu vergüten . . . 
Zum Punkt V dieses Normativs äussert sich dann noch 
die „Resolution der Königlichen Einrichtungs-Commission 
auf die Dt chu.itions-Gesuche der leichter Kiuui^lichcr Do- 
mainen über einige l'unkle ihrer loiitracte" vom 30. Märx^ 

(Dähnert Suppl. Band I p. 889—96) 
folgendermassen (p. 890): 

In Ansehung des Ab- und Zusetzens derer Bauern, 
bedarf die Bestimmung des Contiacts keines Zusatzes. 
Was die Besetzung ledig gewordener Höfe insbesondere 
betrifft, so ist conductor schuldig, es der )ni<4lichen 
Regierung bekannt /.u machen, \\i\nn d.i/u in dem Gute 
selbi^t kein Zugang von Leuten vorhanden ist, und wird 
dieselbe sodann nicht verfehlen, die Wiederbesetzung 
derer ledigen Wesen aus anderen Stellen des domanii 
nach Möglichkeit zu veranstalten. Sollte ihm hierunter 
aber von der Königlichen Regierung nicht geholfen 
werden können, so hat der Pächter ... für die Be- 
setzung der Höfe mit frcyen Leuten, oder eigenen 
Unlerthanen, selbst zu sorgen, welche letztere er beym 
Abtritt des Gutes insofern die zugesetzten Personen 
daselbst annoch vorhanden sind, hinwiederum zurücke 
nehmen darf. Doch lieget denen Pächtern ob, diese 
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Höfe bey Endigung ihrer Contracte entweder mit König- 
lichen Unterthanen, oder freyen Leuten, besetzt, wiederum 
abzuliefern. 

Das Normativ von 1787 wiederholt (p. 1222) die citirten 

Stellen der iV und VI des Normativs von 1768 wörtlich; 

§ V hat folgende Veränderung^ erfahren: 

Sollte einer oder der andere Bauer oder Kossathe 
seinem Wesen nicht wohl vorstehen, oder die deter- 
minirten Dienste nicht leisten wollen oder können: so 
soll über den Zustand eines solchen Bauern und 
die geföjirte Wirthschaft desselben, abseiten 
des Königlichen Amts, jedoch ohne des Pächters 
Kosten eine genaue Untersuchung angestellet 
werden, und wann sich dabey unläugbar zeiget, 
dass es einem solchen Bauern an Vermögen oder gutem 
Willen fehlet, dem Hofwehre gehörig zu verwalten, 
dem Pächter unbenommen sein, demselben ab- 
und einen andern tüchtigen Hauswirth an dessen 
Stelle wiederum einzusetzen, jedoch ist der Pächter 
verbunden, /ur Wiederbesetzung der vakanten Uauern- 
wesen keine andere als Königliche Domanial-Unterthanen 
zu nehmen .... 

Zur Vervollständigung dieser verschiedenen Bestimmungen 
dient die Bemerkung v. Pachblbbl's 

(v. Pachelbbl, Beiträge zur . . . Schwedisch-Pommer- 
sehen Staatsverfassung, Berlin 1802) 

p. 94 unten: 

W a.N die Legung der Donianial-Bauern- und -Kos- 
sathcn Wesen anbetrifÜt, so s oU solche laut K ö n i g I i c h en 
Befehls vom 22, Januar 1778 unter keinerlei Vor- 
wande gestattet werden. 
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I Auch der ausföhrlichste Schriftsteller über das Tertial- 

rech't, der ehemalige Vicepräsident des Königlich Schwedischen 
Tribunals zu Wismar, v. Breitenstbrn, betont in seinem 

(iin^edruckten, als Manuskript jetzt der O. L. G. Bibliothek 
zu Stettin angchöri^cn i Schwedisch pommcrschen Tertial- 
rccht (vom Ende vorigen Jahrhunderts?) tj 80, dass dem 
Tertiahsten die Ab- und Einsetzung der Bauern als not- 
wendiges Korrelat für die ihm obliegende Bauernkon- 
servation obliege, von welcher letzteren »jene Befugnis mit 
Billigkeit nicht getrennt werden kann/* — 
I Wir sehen, die Schwedische Regierung hat sich die 

! Konservirung der Donianiainaiicni da^ ganze 18. Jahr 

I 

f hundert Intidurcli angelegen ^eni lassen, das Legen der 

[ Höfe gänzlich untersagt, die Befugnis der Tertialistcn, Tfand- 

I träger und Zeitpächter zur Absetzung eines Bauern nur für 
die Fälle schlechter Wirthschaft und ungenügender 
Dienstentrichtung anerkannt, und ihnen allen fiir diese 
Fälle die Wiederbesetzung des Hofes mit einem 
tüchtigen Wirte ausnahmslos zur Pflicht gemacht. 
Die Absetzung darf nur aus Konservii ungsrücksichtcn [ 
(nämhch bez. der Erhaltung des betreffenden Hofes in guter 
Wirtschaft) erfolgen, und zieht die Wiedereinsetzung eines 
andern tüchtigen Wirts notwendig nach sich. Für die Zeit- 
pächter sind die Voraussetzungen für die Absetzung in § V 
des Normativs von 1787 gegen früher noch verschärft wor- 
den, Pächter darf nun erst nach vorheriger genauer Unter- 
suchuiig ab>citcn ilc::> Kuniglichcn Amtes die Lntsctzung 
vornehmen. Es ist sehr wahrsclicinlich, dass auf die Tertia- 
listen, — für die eine Entsetzungsbefugnis durch den „nor- 
mirten Entwurf von 1694" noch garnicht vorgesehen war, 
und sich wohl erst auf Grund des AscHBNBBac'schen Memo- 
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rials von jyol und der darauf ergangenen Königlichen 
Resolutton vom selben Jahre in denselben Grenzen wie 
später für die Zeitpächter auf Grund des Normativs von 

1768, entwickelt hat — diese Verschärfung ebenfalls An- 
wendung^ fand. Wie dem ;ibcr auch sei, — über die 
strikte Anordnung der Wiederbesetzungspflicht be- 
steht überall kein Zweifel. 

Dieses enei^ische und unablässige Eintreten der Schwe» 
dischen Regierung für die Domanialbauern ist von nach- 
haltiger Wirkung gewesen. Die Wiederbesetzungspflicht 
des Tertialisten hat sich bis auf den heutigen Tag 
erhalten. Das Proviii/ialrcclu von 1836. ] uil 3 p. 264 
konsl.ilirl diese Pflicht zur Konservation der Bauer- 
höfe als vorhanden. Und in den Parlamenisvcrhandlungen 
des Jahres 1 892 ist stets die gleiche Ansicht hervoig^etreten. 
Man vergleiche die Äusserungen des Berichterstatters der 
Justizkommission des Herrenhauses von Schöning 

(in St. B. H. 1892 Band 1 p. 224;) 
ferner den Ausspruch des Abgeordneten vom Rauchhaupt 

(in St. B. A. i8<;i llnml 11 p. 1302;) 
besonders aber die Auslulir untren des mit den Ai^rarverhält- 
nissen hervorragend vertrauten Regierungskommissars Geh. 
Oberregierungsraths Sternebbrc 

(in Anlagen zu St. B. A. 1892 Band III p. 1807 

(cf. p. 1805, 1808):) 

Die Verpflichtung, die Bauern zu »konser- 

vircn , *4alt und j^ilt noch für alle Tertial- 
besitzer; die Vorschrift der Konservation ist ein 
Bestandteil des objektiven Tertialrechts, nicht eine 
zwischen dem l^iscus und den einzelnen Tertialberech- 
tigten blos vereinbarte Vertragsbestimmung. Die Be- 
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sitzer der Kossäthengüter oder deren Nachkommen 
können daraus allerdings nicht einen privatrechtlichen 
Anspruch auf Belassung oder Ueberlassung der Stelle 

herleiten, wenn der Tertialbesitzer sie exmittiert. Wohl 
. aber ist die dem öffentl ichcn Recht angchörige 
Verpflichtung des Tertialbesitzers zur Wieder- 
besetzuiii^ bestehen geblieben. 
Die fragliche Wiederbesetzungspflicht war nun im Sinne 
der Schwedischen Gesetzgebung des vorigen Jahrhunderts 
stets in der Art zu er/Üllen, dass der Terttalist den neuen j 
Wirt zu dem herkömmlichen Bauern recht und nicht etwa ! 
als Zeitpächter auf die Stelle setzte; jede Wiederbesetzung 
sollte damals zur Folge haben <lie Begründung eines guts- 
herrlich-bäuerlichcn Verhältnisses mit allen den gegenseitigen | 
Rechten und Pflichten der Parteien, die ein solches mit sich I 
bringt, nicht etwa die Entstehung einer blossen Zeitpacht. * 
Besonders die in den bisher citirten Quellen immer wieder- | 
kehrende Vorschrift, dass der Tertialist die Abgaben und 
Lasten der Bauern nicht erschweren dürfe, schloss die 
Zulässit^krit l iner ,,Verzeitpachlung aus. Ks fragt sich, ob j 

i 

das im jetzigen Jahrhundert anders geworden ist, — ob ; 
wirklich, wie das Appellationsgericht Greifswald in dem • 
mehrfach angezogenen Erkenntnisse vom 9. März 1866 an- 
nimmt, auch eine Wiederbesetzung im Wege der Ver- 
pachtung neuerdings statthaft ist. Dies muss jedoch ver- 
neint werden. Die Gesetzgebung hat eine entsprechende 
Änderung nicht vorgeni'innien, und die Bildung eines Ge- j 
wohnheitsrechts des Inhalts, dass für die Tcrtialgüter 
die Wiederbesetzung der Bauerhöfe nach Wahl des Tertia- 
listen zu Bauemrecht oder auch zu Pachtrecht erfo^en 
dürfe, ist nicht erweislich. Der Umstand, dass auf Nicht- 
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tertialgütern nach Absetzung eines Bauern die Wiederbe- 
setzung des Hofes im Wege der Zeitpacht in diesem Jahr- 
hundert gang und gäbe geworden ist, kann filr das Bestehen 

jenes Gewohnheitsrechts nicht verwerthct werden, da für 
Nichttcrlialgütcr eine irgendweiche Wiederbcsetzungspllicht 
bez. der Bauerhöfe in Neuvorpommern und Rügen überhaupt 
nie bestanden hat, die Gutsherren hier also völlig freie 
Hand hatten, den Hof nach ihrer Wahl entweder ganz zu 
legen oder zu Bauernrecht oder auch in Zeitpacht aus- 
zuthun. — 

(cf. z. H. Fuchs p. 265 -68.) — 
Ininicilnn sind die Tertialisten in diesem Jalirliundert ihrer 
VViederbesetzungspflicht t hat sächlich vielüich nur so nach- 
gekommen, dass sie die erledigten Stellen in Zeitpacht 
wieder austhaten. 

Wie es sich aber nun auch bez. des letzterwähnten 
Punktes (nämlich der Art der Wiederbeseteüng) verhalten 
möge — jedenfalls steht das Vorhandensein der Wieder- 
besetzuni;^[>flicht als solcher für die '^crtiali^tcn fest, und 
ist deshalb die Behauptung unanfechtbar, dass die Wieder- 
besetzung des provokantischen Kossäthenhofes in den sub a 
angeführten Fällen nach Gesetz, oder wie man auch sagen 
kann, nach einem aui die ältere Gesetzgebung sich gründenden, 
nicht bloss thatsächlich sondern auch rechtsverbindlich 
bestehenden Herkommen erfolgte, also nicht etwa' auf 
ein Spiel des freien Zufalls zurückzuführen ist. 

c) Kiidlich hat der DoBERsche Hol von 1788 1866 
unzweifelhaft nie in einem Zeit Pachtverhältnis gestanden, 
das nach § 74/3 seine Regulirbarkeit ausschliessen könnte. 
Die in diesem Zeitraum an dem Hofe stattgehabten Besitz- 
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Verhältnisse weisen keines der unentbehrlichen Bestandteile 
des Zeitpachtvertrages auf, weder eine Überlassung auf be- 
stimmte Zeit, noch die Ausmachung eines Pachtzinses. 

Die Protokolle von 1788, 1801 und 1830 ergeben vielmehr j 
aufs tlcullichstc das V'orliaiidcnscin eines reinen fjutsherrlich- 
bäucrliclien Rechtsverhältnisses, von dessen hervorstechenden 
Merkmalen sie folgende direkt bezeugen: Verleihung auf 
unbestimmte (Lebens-) Zeit, Verleihung immer an Glieder 
derselben Familie, Verleihung gegen Leistung von Dienst- 
geld und bäuerlichen Diensten, Verleihung stets an 
Personen bäuerlichen Standes; Ausmachung der 
Altführung" für den die WutscliaÜ niederlegenden alten 
Wirt 

(cf das Protokoll von 1830 i. 1.) 
unter sämtUchen drei Interessenten; Inpflichtnahme des 
Bauern zu Treue und Gehorsam; Eigentum der Guts- 
herrschait an der „Hofwehre." 

Das Vorhandensein eines gutsherrlich-bäuerlichen Ver- 
hältnisses ist denn nucli liir t.'. Ph. Dobek und seine Vor- j 
besitzer anerkannt: durch das Erkenntnis des Königlichen 
Kevisionskoilegiums vom 16. Mai 1856 (in Übereinstimmung 
mit dem Erkenntnis L Instanz der Königlichen General- 
kommission zu Stargard); ferner durch das Erkenntnis des 
KönigUchen Appellationsgerichts zu Gretfswald vom 9. 
März [866.«) 

*) Die AiMseruas dm RegieruogskomTnissars Geheimen Oberreg^ierungs- 
rats Stbknbsbrg in dem Bericht der Affrarlcommission von 1892 (Aktenstück 

J."-' Anlagen Band III p. iHo" zu St. B. A. lis^J), das letztere Rrkt-nntnis 
hahe etit-nso wie dasjenige des Königlichen Kreisgerichts zu Bergen a. R., 
vom II. September 1805 ausgeführt, das Verhältnis der Mönkvitzer 
Ko8sätheo,zu ihren Höfen sei ledljfUch als ein der Zeitpncht fthn* 
lich'es und deshalb als ein durch Kdndigung und Aufsagte von Seiten 
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Auch D. Gaedb 

(Gabdb, die gutsherrlich-bäuerlichen Besitzverhältnisse 

in Neu-Vorpommern und Rügen, i853) 
bchnuptet p. 49 i\nnicrkun^ das \ orliaiidcnscin lassitischcr 
Bauernverhältnisse zu Monkvitz, und hat dabei 'nach der 
Äusserunt^ des Dr. CiorzF. in der Herrenliaussitzung vom 
29. Mai 1861 St. B. H. 1861 Band I p. 664) die beiden 
Stellen der Kossäthen Dankwardt und C. Ph. Dobbr im 
Auge. 

Vergleicht man die unter a— c erhaltenen Resultate 
mit dem Wortlaute des § 74 Absatz i — 3 des Ablösungs- 
gesetzes vom 2. März 1850, so kann nun kein Zweifel ob- 
walten, dass bis zur Exmission der Wittwe Dobek {1866) 
die von dem (besetz vom 12. Juni 1892 ^clordertcn Vor- 
aussetzungen der objektiven Rejjulierungsfähij^keit 
gegeben waren. Eine Vergleichung des bereits citirten Er- 
kenntnisses des Königlichen Revisionskollegiums für Landes- 
kultursachen vom 16. Mai 1856, sowie der Aussprüche der 
Vertreter der Königlichen Staatsregierung im Abgeordneten- 
hause am 7. März 1860 und in dem in den Drucksachen 
Nr. 428, 1/ Legislaturpenode, III. Session i8yü/yi Nr, 4 
enthaltenen Kommissionsbericht 

(cl. Anlagen zu SL B. A. 1892 Band IV p. 2087—89,. 

Band III p. 1807) 
kann diese Ansicht nur bestätigen. 



Her GiUsl'.crrsi h.ift .ui flö'-tcire^ R^rhr nuf^iifassen, beruht a\if einem Irrtum; 
(las Krcisjjerichf hat die Natur des Verhältnisses dahingestellt; das Appellations- 
gcricht hat Has Vorhandensein des gutsherrlich-bäuerlichen Verh&ltnlsses 
ausdrOcIclich konstatirt. 
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3. Es iragt sich nun, ob — wie Frovokaten behaupten 
— durch den Abschluss des „Pachtkontrakts,, vom 23/31. 
Dezember 1866 und die Innehabung der Stelle auf Grund 

der Beslininuingen dieses Vertrages durch den Provokanten, 
dem Hole die Reguliruii^i>l";ilii.L;kcit verloren gegangen ist. 

Zur Vorbereitung der Entscheidung dieses Punktes ist 
es notwendig, einen Einblick in die Behandlung zu gewinnen, 
welche den nicht mit wirklichen Lassbauern, sondern mit 
Zeitpächtem besetzten unerblicben lassitischen Stellen im 
Verlauf der gesamten Rcgulirungsgesetzgebung zu Teil 
geworden ist. 

Im 18. Jalirhundcrt war es viellach gang und gäbe ge- ! 
worden, erledigte unerblichc ktssitische Stellen - ■ bez. deren 
i ja die preussische Bauernschut/gesetzgebung jenes Jahr- 
' hunderts dem Gutsherrn die Wiederbesetzungspflicht aufer- 
legte, — an Personen bäuerlichen Standes nicht mehr zu 
rein lassitischem Verhältnis, sondern lediglich zu Zeitpacht 
auszuthun; und zwar so, dass der Pächter nicht blos Pacht 
sondern auch Dienste zu leisten hatte, das Pachtverhältnis 
also einem rein lassilischcn Verhältnis «ähnlich sah und sicli 
von letzterem, ausser durch die dem pächteriichen Nutzungs- 
recht gesetzte bestimmte Zeitbeschränkung, hauptsächlich 
dadurch unterschied, dass hier auf der Geldleistung, dort 
auf den Diensten des Stelleninhabers der Schwerpunkt 
lag. Das Aufkommen dieser ,,Verzeitiiachtung** wurde be- 
soiuk 1-^ (l idurch ^Liuidcrt, dass sich allmählich ein ("Ichrauch 
ausgebildet hatte, wc^nach der (nitshcrr nicht mehr wie 
ehedem verpflichtet war, die unerblich lassitischen Hauern 
für die Kegel lebenslänglich im Besitz ihren Stellen zu be« 
lassen, sondern sie vielmehr halbjährlich kündigen konnte: 
eine Rechtsänderung, die den Bauern selbst den Wunsch 
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an die Hand geben musste, an die Stelle des nun in Bezug 
auf seine Dauer gänzlich unsicher gewordenen und in die 
Willkür des Gutsherrn gestellten Lassverhältnisses den Pacht- 
vertrag zu setzen, (kr ihr Verbleiben aui der Scholle doch 
wenigstens eine bestimmte Zeit hindurch garantirte. Für 
die Gutsherrn aber ergab sich der Hauptanstoss zur Ein- 
führung der Zeitpacht aus dem sich immer steigernden Be- 
dürfnis nach Erhöhung der Geldeinkünfte. 
(Knapp I p. 58, 62—64). 
Das nur für l'reussen, Pomnietn. Brandenburg und 
Schlesien erlassene Kegulirungs-Edikt von 1811 

(Edikt die Regulirung der gutsherrlichen und bäuer- 
lichen Verhältnisse betreffend. Vom 14. September 
iSii. Gesetz-Sammlung p. 281 ff.) 
beabsichtigte sämmtliche unerbliche bäuerliche Stellen, 
bezüglich deren damals noch die Wiederbesetzungsp flicht 
der (iutsherrn bestand*), allerdings nur L;ei4cii Abtretung 
der Hälfte ihres Landes, in freies Eigentum /u verwandeln, 
und erklärte demgemäss auch die bäuerlichen Zeitpacht- 
verhältnisse iiir regulirbar: 

§ 35: In diese Klasse (nämlich der regulirbaren 
nicht erblichen bäuerlichen Besitzungen) ^ehftren die- 
jenigen Höfe, welche von den (nitsherren an iSiuern 
aul unbestimmte Zeit, oder auf gewisse Jahre, oder ' 



•) Die \VtederbL'sctzunj;s|>flicht bestand damals nicht mehr für die- 
jenigen Stellen, deren Gutsherrn von der Befugnis zur Einziehung, welche 
ihnen durch § 6 des Edikts vom >>. Oktober und die drei denselben 

Paragraphen erweiternden Verordnungen vom !.). Februar i '^i is, J7. März 
lSf>o lind lt. f:in?t,tr l"^!«) als Ausj^leicli tür .\-!fheh'm^- flrr I'>I)unter- 
thänigkeir vorlielien war, bereits Gebrauch fjemarht hatten; cf. Knai-i' I 
p. 140—41, I4Ö, 
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auch auf Lebenszeit, gegen Abgaben, Pächte und 
Dienste, in Benutzung überlassen worden sind. ' 
Sie unterscheiden sich von den Höfen der Ersten 1 

Klasse ■nämlich ,,den bisher ohne Eigentum erblich 
l.'issiLi.schen bäuerlichen Bcsit/unj^en"; cl. § 3) durch ! 
die willkürUchc W'iederbesetzung beim Abgange des { 
Pächters oder Nutzntessers und durch die gewöhnliche, 
aber oit auch mangelnde Befugnis, dabei die Abgaben 
und Leistungen erhöhen zu dürfen. Das Eigentum 
des Gutsherrn unterließ aber ebenso wie bei den 
erblichen Gütern der luuscliräjikiinj^, dass er die Höfe 
nicht einziehen darf, und dass er sie mit Personen 
des Bauernstandes besetzt erhalten muss. Auch 
ist er verpflichtet, sie in kontributionsfäJiigem Stande 
zu erhalten, und die Steuern und andere öffentliche 
Leistungen davon %u vertreten. 

Der Kriegsrat Scharnweber, auf dessen Fürsorge diese 
Berücksichtigung^ tler bäuerlichen Zcitpachtvcriialtnissc in 
erster Linie /inückzuführcn ist 

(cf. Knapp I p. 1^)4—68), • 
motivirte dieselbe durcii den Hinweis, dass der Gutsherr 
die Stellen ja doch stets wiederbesetzen müsse; — dass sie 
femer, wegen der grossen Lasten, die auf ihnen ruhen und 
der sich daraus ergebenden Schwierigkeit, vermögende 
Leute als Pächter zu bekommen, für den Gutsherrn nicht 
ergiebig seien: — und dass endlich der («utsherr bei der 
hohen Entschädigung (' ., der Stelle) durch die Regulirung 
keine Einbusse erleide. Diesen wirtschaftlichen Erwägungen 
gegenüber erscheint Scharnwrber der Umstand, dass bei 
Pachtbauerhöfen die Gutsherren, juristisch betrachtet, offen- 
bar Eigentümer seien, während bei Lassbauerhöfen der Be- 
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griff des Eigentums nicht recht anwendbar ist, nicht genügend 
j^ewichtig, um seincthalben eine Zurücksetzung der Pacht- 
bauern *^ci(cnübcr den Lds^bciucrn bezüt^^licli der Regulirung 
vorzunehmen. (Eine solche Zurücksetzung war in dem 
RAUUER'schen Regulirungs-Entwuri tiiatsäclilich geplant; et 
Knapp I p. 163, 167.) Scharnwsbbr wies später auch 
darauf hin, dass die Verschiedenheit zwischen unerblichen 
Lassbauern und Zeitpachtbauern ja nur aus der Willkür und 
Spekulation der Gutsherren entsprungen sei, und schon des- 
halb die (ileiclistellung bei der, auch tiurch religiöse, mora- 
hsche und politische Rücksichten gebotenen Regulirung 
sich rechtfertige. 

Auch die Deklaration von 1816 

(Deklaration des Edikts vom 14. September 181 1, 
wegen Regulirung der gutsherrlichen und bäuer- 
lichen Verhältnisse. Vom 29. Mai i8i6. Gesetz- 
Sammlung p. 1 54 ff.), 
welche, dem Ansturm der Gutsherren gegen die Beslinunungen 
des Kdilcls von lÖii nachgebend, den Kreis der regulir- 
baren Stellen gegenüber jenem Edikt wieder ausserordent- 
lich einschränkte^), beliess doch den Zei^achtstellen, die den 
in der Anm. soeben präcisirten Erfordernissen entsprechen, 
die Regulirungsfähigkcit in Artikel 80 gerade so wie den 
wirklichen La.ssbauer-Stellen; wieder auf Betreiben Scharn- 
w EBER S, der von Neuem darauf hinwies, dass die Pachtbauern 
erst aus den Lassbauern entstanden seien, und durdi die 

*) Re«:ullrbar sind aach Artikel 4 — 5 a nur die «spannfäbigen**, als 

briucrliche Besitzung Icatastrirtcn, in den „Nornialjahren" (1749, l";-'» 1 7f>3, 
1774) mit besonderen bäuerlichen Wirten besetzt gewesenen, und bei der 
Publikation des Edikts vom 14. September noch mit der Wieder- 

besetzungspllicht belasteten Steilen, Cf. Übrigens auch Knapp I p. 1^4 — 89. 



F«atc«b« d. lireifew. Jar. Fitk, f. K. 1. Bokkcr. 
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Ausschliessung der Pachtbauern von der Regulirung das 

widersinnige Resultat sich ergeben würde, dass diejenigen 
Gutsherren, weiche getreu den gesetzlichen Vor- 
schriften die Bauern als Lassbauern behalteji haben, nun 
für dieses gesetzmässige Verhalten den Nachteil der Regu- 
lirung auf sich nehmen mttssten, während die Anderen, 
welche den Gesetzen minder gehorsam, die Lassbauem in - 
Pachtbauern verwandelt hätten, fiir diese Gesetzwidrigkeit 
in der ünregulirbarkeit der Fachtbauem noch eine Beloh- 
nung obenein erhielten. 

(cf. Knai i' T p. 189—90,) 

Ebenso stellte das besondere Regulirungsgesetz fUr das 
1815 wieder zu Preussen gekommene Posen vom 8. April 
1823 (G.-S. p. 49) die bäuerlichen Zeitpächter den f^ass- 
bauern gleich. 

(cf. Knapp I p. 208.) - ~ 

Die l^chaniUuni( der Zeitpächtor m dem Ahhisunifs- und 
Regulirungsgesetz vom 2. März 1850 war Icomphzirtercr 
Natur. Zu ihrem Verständnis ist es notwendig, eine kurze 
Darstellung der Entwicklung zu geben, welche die Verhält- 
nisse bis zum Ausgang der 40er Jahre erfahren hatten. — 

Die bisher erwähnte ReguUrungsgesetzgebung konnte 

— mit Ausnahme des Gesetzes fiir Posen, das aus besonderen \ 
pohtischen Ciründen tum näniHch als (iegcngcwiclit gegen 

den ])«)Iniscli gesinnten Adel einen mit den preussischen 
Veriialtnissen zufriedenen Icräftigen Bauernstand zu schaffen) 
die Regulirung energisch in die Hand nahm und eine schnelle 
und fast allgemeine Durchfuhrung derselben noch vor 1850 
ermöglichte 

(confr. Knapp I p. 205—10) 

— eine allgemeine Beseitigung der lassitischen Rechts- 
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Verhältnisse nicht herbeiftihren. Der Kreis der reguHrbaren 
Stellen war hierfür viel zu enj^ ^ezoj^en. Die Declaration 

von 1816 hatte die Rej^ulirbaikeit ja überhaupt nur (kn 
spannlHliigen, d. h. a\so nur den grösseren Baucrnstellen 
verliehen und auch diese in Folge der oben (p. 65*) er- 
wähnten weiteren drei Beschränkungen bei Weitem nicht alle 
. der Wohlthat des Gesetzes theilhaftig gemacht Ganz aus- 
geschlossen von der Regulirung blieb die grosse Masse der 
kleineren, nicht spannfähigen, bloss handdienstpflichtigen 
Stellen 'die sogcnaiintL'n I )icnsttaniilicn-Ktablis>cnients des 
Artikels 5a), da man ilas 1 ( «rtbcstchcn der Handdienste im 
Interesse der Gutsherren lür notwendig hielt. 

(cf. Knapp I p. 184—85), 

In Oberschlesien wurden die dort zahlreich vertrcicnt ii so- 
genannten I )rcscligartner 'eine besondere Art von Kos^athen) 
durch das (ieset/ vom 13. Juli 1827 sogar nur dann für 
regulirbar erklärt, wenn sie nicht bloss spannfähig, sondern 
auch im Besitz von mindestens 25 Morgen mittelguten Landes 
waren. 

icf. Knapp 1 j). :2Iü -14, und über den liegriH des 
is>ossathen p. 12). 

Jene Gesetzgebung hatte aber in den vier alten Provinzen 
auch nicht einmal für die nach ihr regu lirbaren Stellen 
die lliatsächlichc Durchfülniuig der Regulirung allgcnieui 
zur I^'ok'ie. Denn die Declaration von 18 16 Artikel 9 hatte 
die im g 5 des K<licts von 181 1 angedrohte eventuelle Be- 
treibung der .Auseinandersetzung von Amtswegen, wieder 
beseitigt, die Regulirung vielmehr lediglich vom Antrag der 
Parteien abhängig gemacht» und für die Stellung solcher 
Provokationen eine Pracclusivfrist nicht eingeführt Die 

m — - - - ö 
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Folge war eine nur sehr altmähliche schleppende Abwicke- 
lung des Regulirun^swerkes, 

'cf. Knapp I p. 190 — 91 1. 
Nach den von Knapp 1 p. 266—69 «^etiobcnen statistischen 
Aufstellungen sind bis 1848 regulirt worden: in Branden- . 
bui^ und auch wohl in Pommern ca. ^/^» in Preussen etwas 
über die Hälfte, in Oberschlesien nur 1/^ der vorhandenen 
spannfähigen Stellen. 

Ein grosser Theil der nicht reguUrten Stellen ii,uvj; nun 
in der ersten Hälfte des Jahrhunderts überhaujit ein. Es 
hatte nämlich bereits § 33 des Kchkts von l8tl den (ruts- 
herren gestattet, die Hauernliöfe, die während des Krieges 
von 1806 oder auch nachher bis Trinitatis 1809 „wüste ge- 
worden" oder gegenwärtig (am 14. September 181 1) ohne 
Wirt oder sonstige dazu Berechtigte daständen, — also kurz 
alle damals unbesetzten Höfe einzuziehen. Artikel 76 
Absatz 2 der Deklaration von !8f6 hatte diese Einziehungs- | 
bcfugnis noch erweitert, durch Aul^;cben iler in 33 cit. 
für das ,. wüste werden" enthaltenen Zeitbeslinirnungen, 
so dass für alle bis zum 29. Mai 1816 wüste gewordenen 
Höfe jetzt die Einziehungsbefugnis gegeben war, gleichviel 
ob sie die Regulirungserfordernisse der Artikel 4, 5 auf- 
wiesen oder nicht. FUr die am 29. Mai 1816 besetzten 
regulirbarea Stellen hatten sodann Artikel 76, 77, 86, 98 
der Deklaration von 1816 den unbedingten Wieder- 
beset'/unt^;sz^^ ant^ bis zur Du rchfü h ru n 1; der Re^u- 
lirunL;, den die j:?,? 32, 54 des Kdikts von l8u iür die am 
14. September 181 1 besetzten statuirten, wieder aufgehoben 
und den Gutsherren gestattet, die (durch Tod, Exmission, 
Verzicht) zur Erledigung kommenden Höfe zu ihren Gütern 
einzuziehen und auch die noch besetzten im Wege 
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privatrechtlicher Einigung mit den Inhabern, namentlich also 
auch durch Auskaufen, an sich zu bringen"'), 
(cf. Knapp I p. 195 — 96) 

Bc/üj^lich der am 20. Mai 18 16 besetzten nicht regu- 
lirbaren Stellen aber verordnete nur Artikel lui der 
Deklaration, und zwar nur bezüglich der Schesischen Dresch- 
gärtnerstellen, die keine Ackernahrungen nach Artikel 5 a, 
sondern nur Dienstetablissements waren, Bestimmtes: 

. . . Sind die Stellen nicht erblich, so steht dem 
Gutsherrn nach erledigtem Besitz rechte des jetzigen 
Besitzers, frei, darüber nach Gutdünken zu vertügcii 
und ertheilen Wir ihm diese Befugnis selbst in Rück- 
sicht der Katastrirten. 

Im Uebrigen enthielt die Deklaration über das Ver- 
hältnis der Gutsherren zu den besetzten, nicht regulir- j 

4 

baren Stellen keine Andeutung, Bezüglich dieser Stellen 
hätte man nun von Rechtswegen auf die drei Verordnungen 
rekurrieren müssen, welche, in Erweiterung des § 6 des 

Edikts vom 9. Oktober itSoj, am 14. Februar 1808 (für 
l'reussen), 27. März iS(k; (t'ür Schlesien) und 9, Januar 18 10 
(für Pommern und die Marken) ergingen und l als Ausgleich 
für die Aufhebung der Gutsunterthänigkeit) die Einziehung 
zu Vorwerken bez. der erst seit den Normatjahren 1752, 
1774» I749i 1763 entstandenen Bauerstellen ohne Weiteres 
(falls nur das etwa stattfindende zeitliche Besitzrecht des bis- 
herigen Besitzers erledigt war), — bez. der schon frülicr 
vorhandenen Bauerstellen aber nur unter der Bedingung 
gestatteten, dass zu gleicher Zeit eine der eingezogenen 

*) AndtTS in Posen, wo das Gesetz vom 8. April im § yy und 

loo den Wiederbesetzunfszwang: bis zur Durchftthning^ der Rcfcolirung vor* 
schrieb; (cf. Knaff I p. 209). 
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gleiche Fläche Bauerlandes in grosse erbliche Bauergüter 
zusammengeschlagen werde — ; nach denen aber, wenn der 
Gutsherr solche Einziehung ' resp. die des Weiteren noch als 

zulässig vorgesehene Zusammenschlagun^ der Stellen alten 
Bestandes zu Höfen von 4 — 8 Hufen) nicht vornahm, die 
Wicderbesetzungspllicht bestehen blieb. 

(dt. Knapp I p. 139 — 46). 
Indess sind diese Verordnungen, wie Dönniges (die Landes- 
kulturgesetzgebung Freussens, Band I p. 85 — 87) bezeugt, 
nicht weiter zur Anwendung gekommen; thatsächlich ist 
der Bauemschutz für die besetzten, nicht regulirbaren Stellen 
seit lSl6 ebenfalls weggefallen. 

(cf. Knapp I p. 198—99, 2774-85.) 
So stand der Einziehung unbesetzter wie besetzter, re- 
gulirbarer wie nicht regulirbarer Stellen, sofern nur das 
betreffende zeitliche Besitzrecht des bisherigen Inhabers recht- 
mässig erledigt war, nichts im Wege, und dieselbe ist denn 
auch namentlich bei den nicht regulirbaren Stellen massen- 
haft erfolgt, und oft genug auch ohne Respektirung jenes 
zeitlichen Besitzrechts, wie die Schilderungen bei Knapp I p. 
275 — 85 beweisen. Hieraus erklärt es sich zum Teil, dass 
die Zahl der von 1850 — 1865 stattgehabten Regulirungen 
gegenüber den von t8ii — 50 vorgenommenen verschwindend 
klein ist: 12706 : 70579. 

(cf. Knapp T p. 271—73.) j 
Fiir einen weiteren bedeutenden feil der nicht reguürten 1 
Stellen l)lieb rc.sp. wurde das Austhun zu Zeitpacht be- '> 
liebt. Und zwar kam sowohl das reine Pachtverhältnis als ; 
auch das noch mit gutsherrlich-bäuerlichen Elementen 
durchsetzte häufig vor. Letzteres besonders dort, wo die 
Gutsherren die Dienste der Bauern nicht missen mochten, 
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und sie doch in eine Stellung bringen wollten, die ihnen 
selbst eine freiere Verfügung und grössere Ausnutzung be- 
züglich der Bauemstellen gewährleistete; oft wurde seine Kon- 
stituiruii^ durch Gewalt oder List herbeigeföhrt, besonders 

in Schlesien; 

cf. Knapp I p. 283, II p. 408, und St. Ii. 1. K. 1850 
Band V p. 25ÖU— 81 (Frhr. von Vincke.) 
Der Rest der nicht Regulirten endUch war auf den 
Stellen in altherkömmlicher Weise zu unerblichem lassitischem 
Recht belassen worden. 

(Knapp I p. 283.) 
Ociniiach laiui man am AusoanMde,- 41 >cr Jahre ibl^cndcn 
Zusl.uid vor: den landespolizeilichen Wiederbeset/Ain^szwang 
thatsächlich überall (mit -Vusnahme von Posen) beseitigt; die 
Gesammtzahl der lassitischen Bauerstellen in Folge der Ein- 
ziehungen ausserordentHch vermindert, namentlich im Kreise 
der bisher nicht regulirbaren; die noch vorhandenen 
zum Teil mit reinen Zeitpächtern besetzt, zum Teil zu 
lassähiiHcheni Ta c h L v c r lia 1 In is ausi;clliaii, zum Teil 
entllich nach altem Herkommen an wirkliche lassitische Wirte 
vergeben. 

Wenden wir uns nun zu der Behandlung der bäuerlichen 
Zeitpächter durch das Gesetz vom 2. März 1850. Um den 
Wortlaut des hier allein in Betracht kommenden i; 74 dieses 

(ic.sclzes, der anerkanntermassen nichrdculig ist, in richtigem 
Sinne zu erfassen, müssen wir auf die Drucksachen und 
Kammer Verhandlungen zurückgehen. Daraus crgiebt 
sich Folgendes: 

Das Gesetz entstand unter dem Druck der mächtigen 
Bewegung von 1848« sollte die Lücken und Mängel der bis- 
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herigen Regulirungsgesetzgebung beseitigen und namentlich 
die Regulirungsfahigkeit auch auf die früher nicht regulir- 
baren Stellen, die bereits zur Zeit der Publikation des Edikts 
vom 14. September 181 1 (in Posen 1819) bestanden hatten, 

ausdehnen. Kiiic gewisse Ijciücksichtij^un^ der m Zcit|)acht 
aus^ethacnen Stellen erschien dabei allgemein unerla+^.slicli. 
Aber man hatte jetzt Zeitpachtverhältnisse sehr verscliiedener 
Art vor sich; solche, die unzweifelhaft erst nach recht- 
mässigen, d. h. den Artikeln 76 resp. loi der Deklaration 
von 1816 rcsp. den Vorschriften der sonstigen Gesetze ent- 
sprechender „Consolidation" der Stellen entstanden waren, 
und diesen gc^ciuibci andere, bei denen die Verpachtung 
erfolgt war, trotzdem die vurhcni^c rechtmässige Erledigung 
des bisherigen lassitischen Hesitzrechts zweifelhaft war, oder 
gar trotzdem es feststand, dass eine solche rechtmässige 
Erledigung nicht stattgefunden hatte, der bisherige Besitzer 
vielmehr einer Vergewaltigung von Seiten des Gutsherrn 
unterlegen war. Femer traten neben Pachtverhältnisse, die 
inhaltlich die Merkmale des reinen Pachtvertrages (Nutzung 
gegen Geldzins) deutlich aufwiesen, zahlreiche andere auf. 
bei denen die Pachtleistung in Diensten und Abgaben las- 
sitischer Art oft neben einem Geldzins, oft aber auch ganz 
allein bestand, also Verhältnisse, die nur dem Namen 
nach Pacht, inhaltlich aber im Wesenthchen lassitischer 
Natur waren. 

Dass diese Zeitpachtvcrhältnissc nicht sämmtlich 
regulirbar sein dürften, w.ii nun /war ebenfalls allgemein 
unstreitig; aber wo die Grenze der Regulirbarkeit zu ziehen 
sei, darüber entstanden die weitgehendsten Meinungsver- 
schiedenheiten, die dadurch noch verschärft wurden, dass 
über das Schicksal der gutsherrlichen WiederbesetzungspAicht 
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bez. der nicht regulirbaren Stellen nach 1816» ebenfalls 
die Ansichten sehr geteilt waren. Es erscheint zweckmässig, 
die verschiedenartipfen Tendenzen zunächst einmal darzu- 
stellen vermittelst einer Xebeneinandcrsctzuiv^ der ver- 
schiedenen P'assun^cn, die der i; 74 .Ahsatii i, 3. des 
Gesetzes im Lauf der Kaninu r\ erhandlungen erhalten hat: 
als Regierungsentwurf, — durcii die Agrarkommission der 
IL Kammer, — durch die Amendements von KLEisT-Retzow 
und von Selchow daselbst, — endlich durch die Agrar- 
kommission der I. Kammer: 



Reetenuifi»- 
entwurf. 

14/]. Der Rc- 

der Kigentunis- 
verleihuog unter- 
lieg^en alle länd- 
Ijcb«n, ihren Be- 
silzern nicht zu 
Rigcnlums-, Erb- 
zins- oder Erb- 
pacbtsrechten m- 
gebdrenden Stel- 
len, welche ent- 
weder nrirh Mass- 
gabc (Jer §§ 020 fi'. 
Tit.2i,Thl.lA.L. 
R. jcur Kultur aus- 
{(ethan, oder mit 

Abgraben oder 
Diensten an die 
Gutsherrsdiaft be- 
lastet sind, beider- 
lei Stellen jedoch 
nur insofern, als sie 
entweder zu einem 
erbUchenodcrder- 
gestalt XII einem 



Agrar- 
k(»mmx8Rionn.IC 

Der RcK:ulirung 
))'fuif'- (Iii Kit^en- 
tuni.s - \'< rleihuntr 
unterticf^en alle 
vor Binfuh- 
rungd.Edlkts 
vom 14. I). 
1 8 l ! odervor 
Verkündung 
der K.O. v. 6. 
5. i8i9iRden 
betrelVetiden 
L;-,nf!c'Steilen 
bestehend ge- 
wesenen 
ländlichen, 
ihren Re.iM-rn 
nicht /u i^igen- 

tums - Itrbzins- 
oder Erbpachts- 
Rechten xufifehA' 
renden Steilen, 
weif h<- entweder 
zulashitisrhenl ^ 
Rechten ) 
nachMass2;abe der 



V. Kldst-Retsow 
<^ y. Selchow. 



Agrar> 
konunisston L K» 



Der Rcgutirung Ebenso wie 

behufs der Rillen- die Fassung dor 



fumsverleihung 
unterliegen alle 
vor Einfüb- 
rans^d.Edikt8 
vom 14. <-). 
IM Inder vor 
Vcriiöndung 
derK.O. v.'j. (a» 
5. ItSlOinden 
betreffenden 
I.andesteilen 
behtebend ge- 
wesenen 

ländlichen, 
ihren Bcsit/em 
nicht y.u Etgen- 

tutris - Erbzins- 
oder Rrbpacbts- 
Rechten zugehö- 
renden 

lassitischen A. 
Siellen, welche 
entweder nach 



Agrarkommission 
II. K. 
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Regierungs- 
entwurf. 

zeit weisen Niit- 
zungsri'i-ht ^•e^- 
lichen sind, dass 
Im Fall der Besitz- 
erledigung nach 
Gesetz oder Her- 
kommen ihre Wie- 
derbesetzung mit 
einem Wirte er- 
folgte. Ein solches 
Herkommen ist in 
der Kegel boiden- 
jcaigen Stellen an- 
»uaehmen, welche 
!n den drei letxten 
KrledigunKsf allen 
in dieser Art .vi'e- 
derbesetzt worden 
Sind. 



Agrar- 
kotnmission II. K. 

§§ ff. Tit, 21 
Thl I A.L.R. zur 
Kultur 

oder Nutzung c 

ausgethan , oder 
mit Abgaben oder 

riifiisten nn dir 
Gutshcrrscbatt be- 
lastet sind, beider- 
lei Stellen jedoch 
nur Insofern als 
sie entweder zu 
einem ertlichen 
oder dergestalt zu 
einem leitwelsen 

Nutcungsrecbt 
verliehen sind, 
dass im Kall der 
Bcsitzerledigung' 
nach Gesetz oder 
Herkommen Ihre 
Wiederbesetzung 
mit einem Wirte 
erfolgte. 

Die Passung ist 
also diejenige des 

Regierungs- 
entwurfs; aber mit 
den Kinschiebun- 
gen a, b, c; und 

ferner ist (d.) der 
letzte Sats ge> 
strichen. 



V. Kleist-Retzow 
— V. Selchow. 

Massgabe der §§ 
626 ff. Tit. 21 
Tbl. I A.L.R. zur 
Kultur 

oder Nutzur^ (c) 
ausgethan , oder 
nilt Abgaben oder 

Diciistfn an die 
Gutsherrschaft be- 
lastet .sind, beider- 
lei Stellen jedoch 
nur insofern als 
.sie entweder zu 
einem erblichen 
oder dergestalt zu 
einem zeitweisen 

Nutzungsrecht 
verliehen sind, 
dass im Falle der 
Besitzerledigung 

ohne Rück- 
sichtnahme 
auf die in dem 
Kdiktvom 14. 
9. I-Sl 1 nntf 
dcrK.O.vom B. 
6. 5* 1819 und 
später einge- 
führten Be- 
scbränkun- 

nach Gesetz oder 
Herkommen ihre 
Wiederbesetzung 
mit einem Wirte 

erfolgen \ 
musstc i!:ul| 
bisher au(.U| C 
wirklich er-| 
folgt ist. ' 



Agrar- 
icommissioii I. K. 
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R«^rungs- Agrar- v. Klelst«RetM»ir 

entwurf. koimaiaaionILK. — ▼« Svl^w. 

Die Fassung; ist 
also ebenfalls die- 
jenige des Regle- 

raogsentwuifs; 
aber die Äode* 
runii;^cn a, c, d der 
^grarkommission 
■ II. K. sind über- 

noini»en> und 
aoaserdem sind die 
Änderungen 
C erfoljrt. 



Agrar- 
komnüssioa L K. 



74/3* Ausge* 

schlössen von der 
Regulirung lilci- 
ben die durch \'er- 
trag In Zeitpacht 
gq^ebenen ein» 
seinen Grund- 
stücke .... 



Aosgescblossen 

von der Reguli- 
rung bleiben die 
durch Vertrag in 
Zeitpacht gegebe- 
nen einzelnen 

Stellen und «• 
Grundstöcke. . . . 

Also Fassung 
des Reglerungs» 

entwurfs mit der 
Eioschiebuns^ e. 



Ausf^eschlossen 
von der Reguli* 

rung bleiben die 
(D) in Zeitpacht 
gegebenen einzel» 
nen 

Stellen und («) 
Grundstöcke. . . . 

Also Fassung 
des Reglenings- 
entwurfs mit der 

Einschiehun«^ C, 
und unter Strei- 
chung der Worte 
ndurch Vertrag"* 
(D.) 



An Stelle der 

bisherigen Fass- 
ungen ist die fol- 
gende getreten: 
Regulirungsfäbig 
bind hlemachnicbt 
die ohne BegrQn> 
dung oder Fort- 
setzung einesguts- 
herrticben und 
bAuerlichen Ver« 
h&ttntsses durch 
Vertrag in Zeit- 
pacht gegebenen 
Stellen und Grund- 
Stocke. . . . 



cf. St.B. II K. 
l.S4c> Band III p. 
1311> 



cf. St.B. II. K. 
l.S4C^ Bd. III p. 
1311. 

In dieser Fas- 
sunpf hnt die II. 
Kammer das Ge- 
setz angenommen; 
cf. ibidem p. 1620. 



cf. St.R. fl K. 
1849 Bd. Iii p. 
1539/40. 



cf. St.B. L K. 
IÖ50 Bd. V p. 
2582/B3. 

Diese Fassung 
des§74 Abs, 1 
u. 3 hat das Ge- 
setz endgftltie 
behalten. 
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Resümiren wir nun kurz den Inhalt der Kammer- 
verhandlungen, so ergiebt sich Folgendes: 

(cf. St.B. II. K. 1849 Band III. p. 1303, 1540 — 45; 
St.B. I. K. 1850 Band V. p. 2576—831: 
I . Die R e g 1 c r u n ^ wollte allen Z e i t p a cii t \ c r h ä It- 
nissen lassitischen Inhalts die Regulirbarkcit geben 
und namentlich von dem Vorhandensein der guts- 
herrtichen . Wiederbesetzungspfltcht, welches die 
Gesetzgebung von j8ii und 18 16 für eine notwendige 
Voraussetzung der Regulirbarkeit erklärt hatte, ab- 
sehen, indem sie hervorhob, dass diese Wieder- 
besetz uii^api 1 icht, soweit sie rrühcr bestanden, jetzt 
vielfach erloschen sei, — und im Amt Senlten- 
berg sowie in der Ober- und Niederlausitz, für welche 
Gebiete die Regulirungsgesetzgebung erst durch Gesetz 
vom 2t, Juli 1821 eingeiiihrt wurde, nie bestanden 
habe. 

Die Regierung ging namentlich deshalb soweit, weil 
sie den Oberschlesischen ca. 12 — I40CX> Robothgärtnern 
zu Hülfe kommen wollte, die vielfach durch Willkür 
und unter Missachtung der provinziellen Vorschriften 
fiir die Besitzcrledigung lassitischer Stellen in solche 
lassitischen Pachtverhaltnisse von ihren Gutsherren hin- 
eingedrängt worden waren. 

(cf Hierzu den Auszug aus den Motiven zum Re- 
giciunL;seatwurt bei Knapi' II. }). 433 — 34; tcrner 
Knai'I' I. p. 20ij Aum. 1 ; Minister von Manteuffel 
in St. B. II. K. p. 1541, 43; Abg. ambronn daselbst 
p. 1544; Min. voK MANTBUPPBL iu St.B. I. K. p. 2581; 
Abg. VON Vincke und Kuh daselbst p. 2580 — 82.) 
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2, Die Agrarkommission der II. Kammer, 
welche der Ansicht war, dass die Wiederbesetzungs- j 
pflicht noch im Grnsshcrzogthum Posen, uncfin den | 

übrigen L;mdesthcili.'n liir die Stellen bt."^lchL, welche | 
weder Ackernahrungen noch Dieustlaniilicnstcllcn waren, 
(cf. St. B. II. K p. 1303 zu § 77 und 78), 

stellte sich bez. der Regulirbarkeit der lassi tischen 
Zeitpachten auf den gleichen Standpunkt wie die 

Kegierung. betonte aber energisch, dass reine Pacht- 
verhältnisse, (hc nach rechtmässiger Consolidation [ 
der betreffenden Stellen eingegangen seien, der Regu- 
lirung nicht theilhaftig werden dürften. Daher in % 74, 
Absatz 3 der Zusatz der Worte „und Stellen** und die 
Beseitigung des letzten Satzes von § 74, Absate 1 des 
Regierungsentwurfs. 

(cf. St. 13. 11. K. p. 1303.) 

3. Die Abgeordneten von Ki.kist-Retzow und 
von Selchow, die Hauptgegner des (iesetzes in der 
11. Kammer, die beide anscheinend von dem \icht- 
mehrbestchcn der W iederbesctzungspflicht seit 18 16 
überzeugt waren, suchten dagegen die Regulirbarkeit 
nach Kräften einzuschränken, und wollten nicht blos 
die reinen, sondern auch die lassi tischen Zeitpacht- 
verhältnisse nach Möglichkeit davon ausschliessen; 
daher der Vorschlag nur die Stellen regultrbar sein 
zu lassen, die vor dem Kdikt von 1811 noch 
unter Bcsctzungs zwang standen, und seitdem 
auch wirklich ununterbrochen ausgethan worden 
waren; daher ferner der Antrag, auch die ohne be- 
sondern Vertragsschluss, also bloss stillschweigend, 
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herkömmlich, in Zeitpacht gegebenen Stellen von der 
Regulirbarkeit auszunehmen, 
"(cf. St B. n. K. p. 1540, 41, 43.) 

4. Die Agrarkommission der I. Kammer, die 
in ihrem Bericht zu § 77 — 79 

(cf. St. B. I. K p. 2577) 

ausspiichl, die \\'icdcrbcsetzun{:^s])(licht bestehe in 
der Provinz Posen in Betreff der regulirunfjstalii^en, 
in den übrigen Provinzen betreffs der nicht regulirungs- 
iähigen Stellen, welche weder zu den eigentlichen 
Ackemahrungen noch zu den Dienstfamilienstellen ge- 
hören, und in den Normaljahren der verschiedenen 
Provinzen als bäuerliches Land benutzt wurden, — 
schloss sich den Tendenzen der Rcgiciunn; und der 
IT. Kanunc], die den 74 in der Fassung ihrer 
x\grarkoniniission angenommen hatte, an, wollte also 
inamentlicli mit Rücksicht auf die i bersclilcsi sehen 
Verhältnisse) alle lassi tischen Zeitpachten reguliren. 
Um das 1 ass 1 ti s c h e und das reine Zeitpachtverhältniss, 
welches letztere nicht regulirbar sein sollte, genügend 
von einander abzugrenzen, erfolgte die (oben p. 75) 
angegebene Umänderung des Wortlauts von ^ 74 Abs. 3. 

5. Der Abgeordnete Grap von Limburg-Styrum, 
der schärfste Gegner des Gesetzes in der I. Kammer, 

wollte dagegen, von der Annahme ausgehend, dass die 

W u-d f i h c N ci / u n l; > j) Ii i c h t t*rloschcn sei. die 
lassitischcii PaclUcr der Reguhrung ebenso ciUzielien 
wie die reinen Zeitpächter, und beantragte deshalb 
Belassung von § 74 Abs. 3 in der von der 11. Kammer 
angenommenen Fassung. 
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6. Die I. Kammer acceptirte aber den § 74 in 
der Fassung ihrer Kommission und in dieser Fassung 
ist er dann auch Gesetz geworden. 

A. Der i^cgcbene Uebcrblicl; zeigt, dass sowohl die 
Regierung wie die beiden Kamniermajoritäten durch den 
§ 74 nicht bloss den rein lassitischen Stellen, sondern auch 
den lassitischen Zeitpachtsteilen, also denjenigen, 
welche nach Gesetz oder auch nur nach rein thatsäch- 
iichem Herkommen 

(cf. Knapp IT p. 452. I p. 327) 
im Fall der Resit/crlcdi^ung wieder besetzt wurden, und die 
in einem mit gutsherrlich-bauerlichen Elementen (Dienst- 
und Abgabenpflicht 1 durchsetzten Pachtverliältniss standen, 
die Regulirungsfähigkeit zugestanden. 

Wollte man aber auch über die Richtigkeit dieser Ab- 
grenzung noch streiten, so ist doch Eines unumstösslich gewiss: 
dass nämlich für diejenigen lassitischen Pachtver- 
haltnisse, die an Stellen bestanden, bez. deren eine 
I gutshen iichc Wiederl-x'se t-/ ii n gsp flieh t seit \ uv 

! iHii noch fortdauernd vorhanden und deren 

Wiederbesetxung dementsprechend ununter- 
brochen geschehen war, — die also vollständig 
I auf dem Boden des § 35 des Edikts von 181 1 standen — , 

Niemand, selbst nicht von Klbist-Rbtzow, von Selchow 
und Graf T.fMBURG-STYRüM, die Regulirbarkcit nach § 74 
ajige/wc-i Iclt hat. 

Der Gesamnilcindruck, den die K iinnierverhandlungen 

machen, insbesondere auch die Rede des Abgeordneten 

VON Kleist-Retzow 

(St. B. II. K p. r54i oben) 

; berechtigt entschieden dazu, diese letztere Annahme als ganz 
> 
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unanfechtbar hinzustellen; denn auch die schärfsten Gegner 
des Gesetzes von 1830 haben sich mit der Regulirbarkeit 
der noch wiederbesetzungspfüchtigen Stellen, m. a, W. 

mit der Wiederaufnahme des im Kdikt von 181 1 aufgestellten 
Kcgulirun^.sj)rinzips umi dessen [k ti cmni^ von den ihm 1816 
und^spiitt r < inL;c! üj^ten Beschränkungen ausdrücklich ein- 
verstanden erklärt. — — 

Das Resultat, welches wir, bez. des an sich mehrdeutigen 
Sinnes des § 74 des Gesetzes vom 2. März 1850, im Wege 
der unter Benutzung der „Gesetzesmaterialien" vorgenommenen 
Interpretation gewonnen haben, geht also dahin, dass nach 
unserer Ansicht der Inliait A in den \ orsehriften dieses ij 
beschlossen lie^t, - dass aber jedenfalls darüber, dass 
mindestens der Inhalt B in ihm stecke, ein Zweifel nie von 
irgend einer Seite aufgetaucht ist und auch nie wird auf- 
tauchen können. 

Unter diesen Umständen ist es aber unbestreitbar, dass 
durch das von dem Provokanten 1866 eingegangene Pacht- 
verhältniss und dessen i orlsetzung bis heute, die KeLjulirungs- 
fähigkeit der Steile nicht verloren gegangen ist. 

Denn: 

I. Auch seit dem Jahre 1866 bis auf den heutigen Tag 
ist die Stelle 

a) „mit Diensten an die Gutsberrschaft belastet 
gewesen" (cf. 15 des Pachtcontracts), und zwar mit 

denselben Diensten wie seit ijHS: und 
b; „dt-'rgestalt /.u einem /.eitweisen Nul/.ungsrecht verliehen, 
dass im Fall der Besitzerledigung nach Gesetz resp. 
Herkommen ihre Wiederbesetzung mit einem Wirthe 
erfolgte'*; denn die Wiederbesetzung ist sowohl 1866, 
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als auch bei allen „Prolongationen" seit 1872 un- 
zweifelhaft auf Grund der dem Tertialisten obliegenden 

j^esetzliclicn \\ icdcrbcsetzungspflicht 
(cl. auch Knai}' 1 p. 227 Anm. 2) 
erfolgt, ( — wenn auch, nach dem oben p. 58 — 59 
Ausgeführten, in einer Weise, die den Anforderungen 
der Gesetze nicht strenge entsprach) — ; resp. in Be- 
obachtung des in dieser Hinsicht nicht blos thatsächlich 
sondern auch rechtsverbindlich bestehenden Her- 
kommens geschehen. 

(cf. hierzu noch das Krkenntniss des Königlichen 
Über-Tribunals vom 11. November 1852 in der Zeit- 
schrift lür Landeskulturgeset'/gebung Bd. 6 p. 144). 
2. Auch seit 1866 bis auf den heutigen Tag ist die 
Stelle nicht eine „ohne" Fortsetzung eines gutsherrlichen 
und bäuerlichen Verhältnisses durch Vertrag in Zeitpacht 
gegebene." Denn nimmt man auch immerhin an, dass die 
Stelle in Folge des Kontrakts von 1866 keine rein lassitische 
geblieben, sondern eine ZeitpachtstLllc geworden ist, 
ist sie doch keinesfalls in eine der nach § 74 Abs. 3 von der 
R^^utirung ausgeschlossenen Pachtstellen umgewandelt, sie 
zeigt im Gegentheil die Merkmale der „Fortsetzung 
eines gutsherrlichen und bäuerlichen Verhältnisses" 
in reinster Form auf. Und Letzeres ist nicht bloss dann der 
Fall, wenn man mit der Entscheidung des Königlichen Ober- 
tnbunals vom 26. Oktober 1852 

(Zeitschritt für Landcskulturgesetzgebung — Bd. 6 

P- >77) 

annimmt, dass das Gesetz zur Annahme eines gutsherrlich> 

bäuerlichen Verhältnisses nichts weiter verlange, als das 

Vorhandensein der in § 74 Absatz i bestimmten Merk- 

SB— - - • — • -- " • eä 
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male, — sondern auch dann, wenn man in Übereinstimmung 
mit den, bei den Kammerverhandlongen Ober die Deklaration 

des g 74 vom 24. Mai 1853 seitens des Regierungsvertreters 
Regierungsrats Schlumann, 

(St. B. II K 1853 p. 1421—22, 37J St. B. 1 K 1853 p. 
1086). 

des Abgeordneten von Klbist^Rbtzow und des Abgeordneten 
Frantz 

(St. B. II K 1853 p. 1424. 43) 

geäusserten Ansichten der Meinung ist, dass aus dem Nachweise 
der Erfordernisse des §74 Abs. i (Vcrpllichtung zu Diensten, 
und Verleihung zu zeithchem Nutzungsrecht nach Gesetz 
resp. Herkommen) das Vorhandensein eines gutsherrlich- 
bäuerlichen Verhältnisses noch nicht erhellt, dasselbe viel- 
mehr noch besonders durch den weiteren Nachweis klar- 
gestellt werden muss, dass die speziellen provinziellen 
lokalen Merkmale eines solchen Verhältnisses in concreto 
vorhanden seien. Denn auch diese Merkmale sind — soweit 
sie überhaupt nach der vollständigen Veränderung der Gerichts- 
verfassung und Landesverwaltung noch vorhanden sein 
können (dass das Gesetz von 1892 von den inzwischen 
abolirten absehen will, muss man natürlich annehmen, weil 
das ganze Gesetz sonst ein Schlag ins Wasser sein wurde) 
— bei der provokantischen SteUe gegeben. Die Verleihung 
ist erfolgt: bez. einer bisher unbestritten bäuerlichen 
Stelle; an cni (jlied dcr.sclbcn Ijau er 1 i chcn i'aniilie, 
die seit Alters her auf dem Hofe gesessen hat; zwar 
formell nur noch auf bestimmte Zeit aber unter 
fortwährender Frolongirung; in Veranlassung der den 
Gutsherrn treffenden provinziellen Wiederbesetz ungs- 
pflicht; gegen dieselben Abgaben und Dienste wie 



- — — - — • ™^ ^ ^ 

82 



uiLjiiizuü Dy Google 



vor 1866; nur das Dienstgeld von früher 9 Thlr. ist jetzt 
auf 65 Thlr. erhöht und Pachtzins genannt worden, erreicht 
aber (nach glaubwürdiger Schätzun 4) noch nicht y„ des 
Pachtwertes, den der Hof jetzt hat. Die Hofwehre stellt 
nach wie vor die Gutsherrschaft, wenn auch der Form nach 
als „eisernes Inventar". Selbst ein Anklang an die frühere 
Ausmachiing des Altentheils für den wegen Altersschwäche 
abgelienden Wirt findet sich in § 15 des „Pachtcontracts". 
Damit aber dürften die jetzt überhaupt noch denkbaren 
provinziellen Merkmale des gutsherriich-bäueriichen Ver- 
häitni?i?cs erschöpft sein. 

Die im § 74 des (ksetzes von 1850 vorgesehenen 
weiteren Erfordernisse der objectiven Regulirungsfähigkeit 
der provokantischen Stelle sind demnach vorhanden. 

ad. III. Nach den Ausführungen siib II kann auch die 

subjcctivc l\CL;iilirungsl'ahigkcit des rrovokantcn nicht in 
Zwcilcl gc/.ugcii werden. Als lasf^itischer Zeitpächter der 
rcgulirungsfäliigen Stelle hat er am 1. Januar 1892 auf dem 
Hofe gesessen und damit den Erfordernissen des § 3 Ab- 
satz I des Gesetzes von 1892 und des § y6 Absatz i des 
Gesetzes von 1850 unzweifelhaft genügt. Anderweite Per- 
sonen, deren Ansprüche auf Grund von § 3 Absatz 2 des 
Gesetzes von 1892 dem seinigen vorgehen könnten, sind 
aber nicht vorhanden. 

ad IV. Die im § Ö des Gesetzes von 1892 vorgeschriebene 
Präklusivfrist ist vom Provokanten gewahrt worden. 

Demnach ist nicht zu bezweifeln, dass der provokantischc 
Antrag auf Rcgiilirung zu Recht gestellt ist. Dies Resultat 



steht in Übereinstimmung mit den Ansichten der Kfönig- 
lichen Regierung, welche die heutige Regulirungsfahigkeit 
ausdrücklich mehriach anerkannt hat. 

{cL St. B. A. 92 Anlagen III p. 1807, Anlagen IV 
p. 2087—89). 

Dass Provokant mit seinem Antrage Erfolg habe, ist 
um so mehr zu wünschen, als die Stelle bereits unter 
seinem Vater regulirt sein würde, wenn nicht 1850 die Ein- 
führung des Abschnittes m des Gesetzes vom 2. März in 

Neuvorponimern und Rüthen abgelehnt worden wäre, — 
und weil allgemein zugestanden ist, dass diese damalige 
Ablehnung der Einführung lediglich ;nif Grund eines irr- 
thümlichen Berichtes der Königlichen Regierung zu Stral- 
sund erfolgte, der die Existenz lassitischer Verhältnisse im 
Regierungsbezirk Stralsund in Abrede stellte. 
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Das Bürgerliche Gesetzbuch 

und 

der Gesetzgebungsapparat 

des deutschen Reiches. 

Von 

Felix Stoerk. 



Weg und Ziel. 

Inmitten einer beispiellosen Umbildung des gesammten 
nationalen Rechtssystems hat die deuteche rechtswissenschaft* 
liehe Arbeit doch im Innersten Einheit und Zusammenhang 
bewahrt, weil es ihr allezeit vcrc^önnt ejewesen, das tj^esammte 
fachliche Schaffen in die Richtung gemeinsamer Zielpunkte 
einzustellen. Es ist ihr gelungen, unter sorgsamer Festhaltung 
des unentbehrlichen Theilungsprincips, der Arbeit aller Dis- 
ciplinen einheitliche Bewegung zu geben, sie von allen 
geistigen Werkstätten einer gemeinsamen, hochgelegenen 
Sammelstelle zuzuführen. 

Magnetisch ziehen solche Punkte das ganze in der 
Nation steckende Können an sich. Aller Augen sind scharf 
auf dies Ziel gerichtet; fast mit militärischer Energie bewegen 
sich die Massen von allen Seiten auf das Marschziel los. Es 
hat uns nie an solchen gefehlt. War es vor Jahrhunderten das 
Problem des Xatur- und Vernunftsrechts, später die Zauber- 
formel der rcchtsliistorischen Mcthrulc. ilinn der das gesitnite 
K echtsieben durchziehende Wunsch nach einem staatlichen 
Neubau, nach einer politischen Zusammenfassung der natio- 
nalen Kräfte in einer, den Lebensforderungen der Zeit an- 
gemessenen neuen Form, — so laufen heute strahlenförmig 
aus allen Provinzen der Rechtslehre die Arbeitskräfte in 
dem einen Wunsch zusammen, das grosse ruhmreich voll- 
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endete Werk der Rechtseinheit auszubauen, es von jeder 
Seite dem Verständnis zu erschliessen. 

Winkt hier dem Meister des Civilrechts für Jahre hinaus 
die hohe Auffjabe, reich an Mühe und Krfolc^, den Hlick von 
der Grösse des Gesamtbildes auf das lohnende Gebiet der 
Detailforschung zu lenken, so sei es dem PubHcisten ver- 
stattet, von seinem Arbeitsfelde aus, einen Blick auf den 
Grundplan des hochragenden Bauwerks, auf das Zusammen- 
wirken der Kräfte zu lenken, die es geschaffen. Vielleicht 
ji;elingt es so, den Forscher, der in das Innere eindringen 
will, \(:)rlicr noch auf einen j\.ussichts[ninkt zu tiihrcn. von 
dem au.s der ganze Baustyl des gewaltigen Kodilikations- 
Werkes, die Bedingungen seiner technischen Entstehung in 
einem neuen Lichte erscheinen mögen. 

In dem fachlich geschulten Juristen steckt der unab- 
weisbare Drang, das Gewordene aus seinem Werdegange zu 
erklären; durch die AutroUung des genetischen Proccsses, 
durch die Beobachtung seines Fortganges den geistigen 
Schlüssel zur Erkenntnis des fertigt;a Produkta zu gewinnen. 

Von diesem Gesicht^] ninkt aus wollen wir im Nach- 
stehendenden an die, Civilisten wie Puhl leisten gleichmässig 
interessirende Frage herantreten: wie hat der grosse Ap> 
parat der Gesetzgebungstechnik gearbeitet, der das 
Deutsche Gesetzbuch geschaffen, wie weit hat sich 
an ihm das c^anze System der Rechtseinrichtungen 
bewährt, die im houtii^cn constitutionellen Staate als 
Rechtsentstehungsqucllen wirksam sind? 

Mit anderen Worten: wir wollen uns darüber Rechcn- 
scliaft geben, wie der vielgerühmte und vielgescholtcne (ie- 
setzgebungskörper an der uns beschäftigenden Kodifikation 
seine Probe bestanden hat 
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Recbtsvergleictiende Betrachtung 
des Einflusses der Verfassuogsform auf die Kodifikation. 

Unverkennbar ist es für die Gesamtbeurthcilun^ des 
D.B.G.B. von hoiiem Wert, wenn wir zu beurteilen ver- 
mögen, ob der Weg, der zu dieser jüngsten Reclitssatzung 
geführt hat, gleichartig oder wesentlich verschieden 
von demjenigen war, den ältere Kodifikationsarbeiten vor- 
her genommen haben. Wissen wollen wir und müssen 
wir, ob sich der grosse Wandel der Dinge, der unser heutiges 
öffentliches Leben beherrscht und von dem etwa des vorigen 
Jahrhunderts sn scharf zu trennen scheint, auch in diesem 
Kinde unserer Zeit zur Erscheinung gelangt, /^eigt es ver- 
wandte oder fremde Züge verglichen mit den anderen 
Ergebnissen vorangegangener Kodifikationsperioden, oder 
ist es ein Gebilde su^ generis, das nur aus seiner eigenen» 
neuen Zeit heraus zu begreifen ist. 

Gewiss bildet die Geschichte eines Volkes, wie die 
grosser \ ülkergruppen eine urwüchsige Krmtinuitat. einen 
ununterbrochenen Strom des Werdens, (ieschchens und Gc- 
staltens, der keine Kerbungen und Perioden kennt; gleich- 
wohl lassen sich doch fiir grössere Zeiträume überein- 
stimmende Züge staatlicher Bewegung und volkstümlicher 
Strömungen erkennen, die der Zbitenlauf von anderen scharf 
abheben lassen. 

Wenn wir in diesem Sinne zurückblicken auf den Ent- 
wtckhingsgang. den das Rechtsleben Mitteleuropas genommen, 
so können wir wahrnehmen, dass wir etwa seit hundert 
Jahren in der Periode der Kodifikationen und um weitere 
fünfzig Jahre mehr in der 2^it der hierzu erforderlichen 
kodifikatorischen Vorarbeiten stehen. Es ist eine einseitige 
und wenig juristisch begründete Darstellung, wenn man 



ag — , — _ _ _ gg 

8y 



Digitized by Google 



diesen durch Mitteleuropa gehenden Zug erklärt aus der zu 
jener Zeit besonders scharf sich zeigenden Neigung, heraus- 
zutreten aus den Fesseln des fremdsprachigen Römischen 
Rechts. 

Auch da, wo diese fremdsprachige Reclitsquelie keinerlei 
oder nur ganz beschränkte Geltung hatte, auch da zeigte 
sich das Bestreben, den zu einer territorialen Einheit ver» 
bundenen Staat zu einer Rechtsgenossenschaft durch die 
Gemeinsamkeit eines Rechte fester zu verbinden. Ja man 
kann vielmehr von einem freien Überblick aus die These 
aufstellen, ohne ihre ernste Widerlcmui;^ befürchten zu 
müssen, dass die Ilerstelhing der Recht^cuihcit von altersher 
ein monarchisches Hillsmittel zum Zweck der Grossstaat- 
bildung war und dass der räumlich wachsende Gross- 
staat den Drang zur Kodifikation notw^endig zu allererst 
empfindet. 

Eine Vergteichung der monarchischen Staaten mit dem 
Rechtszustande der republikanischen Gemeinwesen Amerikas 

und der Schweiz Ijcstärkt uns in dieser Ansicht. Auch 
in diesen Staaten drängte erst die neuere Verkehrsent- 
wicklung '/.nr einheitlichen und gleichartigen Cicstaltung 
des nationalen Rechts; bei näherem Zusehen vielleicht 
mehr unter dem Druck internationaler, denn nationaler 
Verkehrsrücksichten. In der Botschaft des Schweiz. Bundes- 
rates an die Bundesversammlung, betreffend die Revision der 
Bundesverfassung zur Einführung der Rechtscinheit vom 
28. November 1896 fSchwci/ei i^ches Bunilesl)I.itt Nr. 49 
S. 766 fg.) kommt dieser Wandel der Anschauungen deutlich 
zum Ausdruck. Es heisst dort gleich einer Absage an die 
schwindende Zeit: „Man kann kaum bezweifeln, dass die 
früheren Anschauungen, wonach jeder Ort und jede Thal- 
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Schaft ihr eij^enes Recht zu besitzen bestrebt war, ver- 
schwunckm oder doch im \'er.sch\viiulen bcLjriffcn sind. Man 
erkennt zu deutlich, wie wenig die Verschiedenheit des Recht«; 
bei gleichartigen Verhältnissen zwischen zwei Xachbarkantonen 
innerlich begründet sei. Die Mischung der Bevölkerung ist 
zu weit voi^eschritten. Man erkennt mehr und mehr die 
Schattenseiten der Isolierung, man zieht Vergleichungen mit 
andern Gebieten, man stösst sich an Originalitäten, die man 
früher gläubig als selbstverständlich hingenommen hat. Ein 
ideeller Nachteil muss allmählich aus der RcchtszersjiHttcrung 
erwachsen. Das Gefühl für dasjenige, was Recht sein soll, 
wird mitbestimmt durch dasjenige, was Recht ist, und lautet 
nun dieses Recht von Gau zu Gau verschieden, so fragt sich 
der denkende Bürger, wo denn eigentlich das wirkliche Recht 
zu finden sei." — * 

In ähnlicher Gedankenfolge stellt ^rnest Rogüin in seinen 
ti ellhchen Observations sur la Codihcation des Lois cu ilcs 
(Hccueil public par la Facultc de Droit de l'l niversitc de 
Lausanne, 1896. p. 73 fg.) den durch die Staatenpraxis ge- 
stützten Satz auf: „L'histoire enseigne, en efTet, que l'unit^ 
ou meme seulementle resserrement politique conduit necessaire- 
ment ä la fusion des lois civiles. Plus les populations, jadis 
relativement isol6es, se rapprochent, plus elles aspirent ä la 
clart^, a la s^curit^ dans le droit. Or ces avantages ne 
paraisscnL pouvoir etre acquis que par l'etablissement d une 
codihcation civile unique.'* 

Und so wie wir in unseren Tagen sahen, dass Italien das 
Kapital seiner errungenen territorialen Einheit sofort zins- 
tragend festzulegen bemüht war, in der Form seines einheit- 
lichen Codice civile (1865), so war es derselbe Drang, der 
auf den Trümmern der aufgelösten örtlichen und provinziellen 
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Sonderexistenzen die aufsteigende gewaltige absolute Monarchie 
veranlasste, die innere Kleinstaaterei, — das war ja im Grunde 

die ständische Staatsordminsj, — durch ein gemeinsames Burj^- 
recht, durch ein einhettliches Bürgerliches Recht, als sei der 
grosse Terhtorialstaat nur eine einzige mit Mauern umgebene 
Bui^, zu räumlich erweiterter Staatseiaheit zu verbinden. 

Sollte sich zwischen allen Teilen dieser einheitlich ge- 
wordenen Monarchien commercium iuris entwickeln, so durfte 
sich die StaatsL^cnossenschaft nicht auf die Gemeinsamkeit des 
obersten Staatsgewalthabers beschränken. Das politische Eini- 
guii;4s\vt rk- tnrdcrtL' notwendig che Sanktion einer einheitlichen 
Rechtspflege mit Hilfe eines einheitlichen materiellen Rechts, 
Oder, wie dies Kaiserin Maria Theresia in ihrem Hoireskript 
zur Anbahnung der Kodifikation ausdrückte: Es könne nichts 
natürlicher, billiger und ordentlicher, auch justizbefbrder- 
licher sein, als dass zwischen verbrüderten Erblanden unter 
einem nämlichen LandesfUrsten ein gleiches Recht festge- 
stellt werde. — 

So sehen wir denn, wie sich vom (Jslen voji Oesterreich 
bis nach Frankreich liiiuil)er überall das Streben nach Satzung 
seit der Mitte des XVUL Jahrhunderts regt und Gestalt ge- 
winnt Die übereinstimmenden Züge mitteleuropäischer Rechts- 
und Wirtschaflsentwickelung machen sich auch in einer 
weitgehenden Gleichart der Einrichtungen erkennbar, welche 
zur Schaffung des einheitlichen Gesetzeswerkes in Oesterreich, 
Rayern. Preussen und Frankreich getroffen wurden. Die 
CJrösse der gestellten neuen Aufgaben lässt es jedoch be- 
greiflich erscheinen, wenn ihre Verwirklichung mit den wissen- 
schaftlichen Hilismitteln des philosophischen Jahrhunderts 
nur langsam von Statten ging. 

Aus Gründen der Darstellungstechnik müssen hier be- 
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kannte Daten in ihrem zeitlichen Zusammenhange vorgefiihrt j 
werden. ! 

frühesten gelangt Bayern in den Besitz seines 
Rechtsbuches, des Codex Ma\in:ili;uunis Bavaricus civiHs 
im Jalire 1756, — ein Werk Kreittmayer's. Im selben 
Jahre war auch der Chef der Preussischen Justiz, Samuel 
Freiherr v. Cocceji am Werke, fUr das junge Konig- 
reich ein umfassendes bürgerliches Recht auszuarbeiten. 
Und fast wieder zur gleichen Zeit wurde von einem auch 
heute noch dem Namen nach völlig unbekannten Juristen, 
(man vcrnuilet. es war cm innerösterreichischer .\ppellations- 
rat) dtr Kaiscnn Maria Theresia eine Denkschrift überreicht, 
in welcher die Vorteile der Rechtseinheit lür das mächtige 
Reich geschildert und die Einsetzung einer Gesetzgebungs- 
kommission empfohlen wurde. 

Wie Cocceji 1746 sich der Hoffnung hingab, das römische 
Recht durch ein auf Vernunft und Landesverfassung ge- 
gründetes deutsches Landrecht binnen einem Jahre ersetzen zu 
können, so meinte man auch in Oesterreich, die Kodihkation 
des Privatreclits durch einen raschen Wurf in kurzer Frist 
(binnen vier Jahren) vollenden zu können. — 

Wir wissen heute, dass die Wirklichkeit weit hinter den 
Erwartungen einer Zeit hochfliegender Pläne zurückblieb, 
und dass erst 50 Jahre später nach wiederholten Versuchen 
und Revisionen, durch die Kraft Carmer's und Süarez' ge- 
stützt, die Krtmc Prcusj^cn das Alls^cnicinc Laadrecht 
für die Preussischen Staaten mit Patent vom 5. Febr. 1794 
zu verkünden in die Lage kam. Noch länger verzögerte 
sich die Fertigstellung des unter so günstigen Umständen 
begonnenen Bürgerlichen Rechte der österreichischen Länder, 
das erst am 7. JuU 18 10, also etwa 60 Jahre nach dem 
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Beginne der ersten Vorarbeiten die Bestätigung des Kaisers 
erhielt und zur Publikation gebracht wurde. 

Nur in dem von den Stürmen der Revolution crfassten 
Frankreich ist der Plan, eine nationale Gesetzgebung 
an Stelle der provinziellen und lokalen Us et Coutumes zu 
setzen, überraschend schnell zur glücklichen Ausführung 
gelangt. 

Der Volksrepräsentant Cambaceres arbeitete hier einen 
Entwurf zu einem Civilgesetzbuche fast allein aus und legte 
ihn am 9. August 1793 dem Nationalconvente vor. Er schien 
jedoch dem Convent nicht den neuen Grundsätzen ganz ent- 
sprechend und schwunghaft genug zu sein und man beschloss 
die Abfassunt; des bürgerlichen Gesetzbuches einer Commission 
Gelehrter anzuvertrauen. Die t onmiisbion kam aber nicht zu 
Stande. — Die Consularrej^ierung verdrängte das Direktorium 
und der junge General Napoleon Bon aparte erhob sich zur 
Würde des ersten Consuls in Frankreich. Das baldige 
Erscheinen eines allgemeinen Civilgesetzbuches war wieder« 
um verheissen worden durch das Gesetz, welches die 
Consularregierung cin^^efiihrt hat (ly. Brumaire VIII). 
Eine Commission bestehend auis Tronchet, Poktai.is, Binnr 
DE Prkamfneu und JMaleville wurde von den Consuln 
zur EntwcrlnnL; eines Civilgesctzbuchs niedergesetzt. Ihre 
Arbeiten, welche in vier Monaten beendet waren, wurden 
gedruckt und dem Cassationsgerichte wie den Appellgerichtcn 
zur Durchsicht und Begutachtung übergeben. 

So viel über die Vorarbeiten zum Code. Das rechts- 
historische Ergebnis ist inniängiich bekannt. Man b^egnet 
aber in der Literatur häufig einer der Wirklichkeit nicht ganz 
entsprechenden Würdigung des Gesetzgebungsaktes, nach 
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dessen Abscbluss das französische Volk sich im Besitze 
seiner nationalen Kodifikation befand. 

Man glaubt vielfach, abgesehen von den materiellen 
Vorzügen des Werkes, ihm eine höhere Wertrelation auch 
aus dem Grunde zuerkennen zu müssen, weil der Code aus 
den Stürmen der parlamentarischen Debatten der französischen 
Revolution heraus entstanden und dennoch als in sich ge- 
schlossenes systematisches Werk durch die Klippen einer 
freien parlamentarischen Diskussion hindurch glücklich in 
den Hafen gelangt sein soll. 

Das wäre allerdings ans Wunder grenzend, wenn es der 
historischen Wahrheit entspräche. 

Betrachten wir dagci;ca die wirklichen verfassungs- 
rechtlichen Hinrichtungen, weiche zu jener Zeit den Bctric'o 
der (jeselzgt'bungsniaschine bewirkten, so weiden wir uns 
darüber klar, dass das konstitutionelle System der im 
Erlöschen begriffenen französischen Revolution und des auf- 
steigenden Ersten Kaiserreichs — (die Entstehungszeit des Code 
civil), der den Innern Zusammenhang der systematischen 
Rechtssatze und Institute einer Kodifikation gefährdenden 
schrankenlosen, parlamentarischen Dislcussion ebensowenig 
einen ernsten KiiiÜuss gestattete, als etwa das absohite Regi- 
ment in Preussen oder (Österreich aui das Zustandekommen 
des Landrechts oder des ö.B.G.B. 

Allem voran ist der Code civil nicht als eine in sich 

geschlossene Kodifikation zur Verabschiedung gelangt, sondern 
partiell in der destalt von ^6 zeitlich und inhaltlich ab- 
gesonderten (icset/cn, deren jedes getrennt beschlossen und 
publiciert worden ist; - (he Zusammenfassung erfolgte erst 
durch Gesetz vom 30 Ventose an XII und erst das Gesetz 
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vom 3> September 1807 gab dem Code civil den Namen I 
Code Napoleon. 1 
Was sodann die jjeitHchen Verfassungsverhältnisse 

betrifft, so gestattete die Constitution vom 22 i'riinairc j 
an VIII (13. Dccembcr 1799) dem eigentlichen Gesetz- 
gebungskörper keinerlei mcritorische oder auch nur for- 
melle Diskussion über die vorgelegten Bruchstücke der 
Civilgesetz-Kodifikation. 

Art. 34 der Constitution bestimmt: 

„Le Corps legisiatif iait la lot en statuant par scruttn 
secret, et sans aucune discussion de la part de ses 
nienibres, sur les projets de loi dcbattus devant lui par 
les orateurs du Tribunat et du Gouvernement." 

Nach dem Senatus-Consulte Organique des ersten Kaiser- 
reichs vom 18. Mai 1804 (28 Flor^al an XII) kann das 
Corps legisiatif über Gesetzesvorscbläge nur votieren in 
ordentlicher Sitzung, nicht ab er diskutieren, und im Comite | 
gen^ral unter Ausschluss der Öffentlichkeit und des Druckes • 
der Beraluii^eii nur ,.(li.scuter entre cux les avantages et I 
les inconvenients du projet de loi", aber keine endgültigen 
Beschlüsse fassen. 

In Ansehung des andern Körpers des Tribunats schreibt 
dasselbe organische Senatus-Consulte vor: Art. 97. „En 
aucun cas les projets de lois ne peuvent etre discutes 
par le Tribunat en assembl^e g^n^rale." (Faustin-Helte, 
Les Constitutions de la France, Paris 1880, p. 7(11 fg.) 

Verknüpfen Avir wieder die Linien unserer bisherigen 
reclitsvcri^leichenden Darstellung. 

Jedes der grossen Gesetzgebungswerke luit eine grosse 
Mission erfiillt. £s kann nicht hier unsere Aufgabe sein, ihren 
inneren Werth für ihre Bestimmung mit einem generellen 
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Massstab zu messen; nur hinsichtlich der Technik, des Kraft- 
aufwandes, bei Ueberwindung entgegenstehender Hemmnisse 

wird zweifellos dem Code civil die obersle, dem ö.b.G.B. 
die unterste Stelle einzuräumen sein. 

Hat das österr. alig. bürgerliclie Gesetzbuch die längste 
Vorbereitungszeit in Anspruch genommen, so hat es bei 
seiner Publikation den Vortheil auszunutzen vermocht, an 
den Fehlern und Mängeln der älteren Kodifikationen Vor- 
bild und Warnung zu nehmen. Das preussische Landrecht 
ist Pfadfinder für die grösseren Rechtsetzungen, es geht 
allen anderen voran. 

DasXI X.Jahrhundert zeigte somit kurz nach seincmßeginn 
hinsichtlich der Rechtsgebiete in seiner Länderkarte ein weit- 
aus einfacheres Bild; hatte doch der Code civil seine Geltung 
inzwischen auch über weite deutsche Länderstriche ausge- 
dehnt. Dennoch setzten sich dem immer rascher pulsieren- 
den Verkehr auch innerhalb der rein deutschen Staatenwelt 
noch gn;>sse Hemmnisse in der Manniglaltigkeit der gelten- 
den I'rivatrcchtssysteme entgegen. 

Dass die verfassungsrechtlichen Voraussetzungen zur 
Herstellung der Rechtseinheit unmittelbar nach dem Abschluss 
des Notbaus der D. Bundesaktc von 1815, unmittelbar nach 
Aufrichtung der von Rheinbundsgnaden souverän gewordenen 
deutschen Mittelstaaten noch nicht vorhanden waren, wird 
heute auch derjenige nicht in Abrede stellen können, der 
etwa der Meinung wäre, dass die wissenschaltliclic Durch- 
dringung des Rechtsstoffes in jener Zeit bereits so weit 
vorgeschritten gewesen, dass die Fachjurisprudenz auch ohne 
die gewichtige Hilfe der geschlossenen deutschen Staatsre- 
gierungen den einseitigen Beruf zur Gesetzgebung für sich 
hätte reklamieren können. 
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Fast schien es, als würde in der Folgezeit das Kodifilcations- 
werk auch auf deutschem Boden dieselben Bahnen beschreiten, 
wie in der uns benachbarten Schweiz, wo die Selbständigkeit 

der Kantone und Kautonli mir /(iL^fcnid dein iibcr<;cordneten 
Recht?bedürlnis der Gesanuheit Kon/cssioiicn /u luaclKn be- 
reit war. Abgesehen von Ansätzen zur Befriedigung unabweis- 
licher gemeinsamer Verkehrsbedürinisse im Obhgationenrecht 
(Bundesgesetz v. 14. Juni 1881 und Bundesgesetz über den 
Konkurs vom i. April 1889) sind dort seit den fünfziger 
Jahren alle Kantone daran, sich ihr besonderes Civilrecht in 
besonderen Gesetzbüchern auszubauen, und erst vor wenigen 
Jalircn hat Solothurn das Bedürfnis und die Kraft empfunden, 
sich (1Ö91) nach langen Vorarbeiten seinen eigenen Code 
civil aufzurichten. Welche enorme Verschwendung an 
nationaler Kraft, welche künstliche Vermehrung der Hinder- 
nisse und störende Häufung tautologischer Sätze im natio- 
nalen Rechtssystemi 

Derselbe Vorgang stand für Deutschland bevor als sich 
das Königreich Sachsen 1863 zur Einüilnuug eines eigenen 
und kunstvoll gebauten Bürgerlichen Gesetzbuchs cntschloss. 

Der Ruf Thibauts und Corres nach einem allgemeinen 
bürgerlichen Recht für ganz Deutschland verhallte sogar 
ungehört auch in den uns naheliegenden Tagen, da die 
politische Einheit der deutschen Staaten nach schweren 
Kämpfen siegreich errungen war. Der kühne Baumeister 
selbst glaubte das Gebäude nicht mächtig genug, um der 
Last dieser grossen Aufgabe gewachsen zu sein. 

Weder die Norddeutsche Bundesverfassung ivom 
17. April 1867), noch die des Deutschen Reiches (vom 
16. April 1871) stellt das gesamte bürgerliche Recht unter 
diejenigen Gegenstände, welche nach Art. 4 der Reichs- 
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Verfassung der einheitlichen Gesetzgebung des Reiches 
unterliegen, sondern beide begnügen sich damit, aus dem 
ganzen Umfang des Pnvatrcclits, — genau wie dies in 
der Schweiz der Fall gewesen — nur das Obligationenrecht 
(Recht der Schuldverhäitnisse) neben Handels- und Wechsel- 
recht der Gesetzgebungskompetenz des übergeordneten 
Bundesstaates zu unterwerfen. Es entsprach hier Art. 4 auch 
einer Forderung des deutschen Juristentages, die dieser bei 
seinem ersten Zusammentritt im Jahre r86o auf Grund 
eines von österrcichisclicr Seite, von Jos. Unger gestellten 
Antrages erhoben hatte. 

I3cr deutsche Juristentag glaubte damals angesichts der 
Schwierigkeit der zeitlichen politischen Lage zur Aufteilung 
der Vorentwürfe und zur Beschlussfassung über ein Deutsches 
Civilgesetzbuch 

„eine gemeinsame von den Regierungen und allen • 
deutschen Kammern aii.ei kannte, we!in aueli le(Jii4"lich = 
zu diesem nationalen Werke festgesetzte Ein- j 
richtung*' reklamiren zu sollen. ; 
Was der Juristentag forderte, war also, bei aller Vorsicht ; 
in der Fassung und Motivierung, doch nicht mehr und nicht 
weniger als ein Parlament ad hoc, so eine Art „Zoll- ^ 
Parlament*' iür das Zustandekommen der deutschen einheit- 
lichen Civilgescl/gcbuni;. i 

Die norddeutsche ! iundesvcrlassuni!; snwohl, als die 
Reu Iisverfassung nahmen daher, wie (;rwähnt, dieses vom 
Juristcutag ursprünglicii gestellte Desiderium als obersten '■ 
tcrminus ad quem. Mehrfache Anträge von Miquel, 
Lasker, Schwarze, unterstützt unter anderen von Wächter 
und Gerber führten endlich im Jahre 1873 zur Abänderung 
der D. Reichsverfassung zu Gunsten der Rechtseinheit im 
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Reiche. Am 20, Dez» 1873 erhielt das deutsche Gesamt- 
volk eine kostbare Weihnachtsgabe in der unscheinbaren 

Hülle des einzigen Paragraphen des Reichs-Ges. vom be- 
zeichneten läge des Inhalts: 

,,An Stelle der No. 13 des Art. 4 der Verf. des D. 
Reichs tritt die nachfolgende Bestimmung": [Der Gesetz» 
gebung des Reichs unterliegen die nachstehenden An- 
gelegenheiten:] „Die gemeinsame Gesetzgebung über das 
gesamte bürgerliche Recht, das Strairecht und das 
gerichtliche Verfahren." 
Von da ab nahm das gru.s.se Werk ; < inen ungehemmten 
Gang, nicht olme, dass weite und wohlmeinende Kreise von 
ernsten Befürchtungen darüber erfüllt gewesen wären, ob sich 
der grosse Körper des Reichstages, mit seinen 397 stimm- 
berechtigten und mit dem Recht der Initiative ausgerüsteten 
Mitgliedern, als taugliches Organ zur endgültigen Berathung 
und Beschlussfassung für ein solches Werk seiner ganzen 
Zusammensetzung nach eigne. Ob das uncingeschiiuikie 
Diskussions- und Beschliessungsrecht eines modernen Volks- 
vertretungskörpers für diese grosse Aufgabe sich über» 
haupt brauchbar erweisen könne. 

Schon im folgenden Jahre 1874 berief der Bundesrath 
die sog. Vorkommission, welche sich über die Methode der 
Herstellung des Entwurfs äussern, den Grundplan entwerfen 
sollte. Es gehörten ihr an Goldschmidt, von Scfielling, 
V. KCBEL-Stuttgart, Appellationsgcrichtspräsident Meyer zu 
Paderborn, v. NEUMAYR-Münclien, v. Weber Dresden. I he 
Vorkommission beantragte die Ernennung der 'ersten) Ent- 
wurfskommission, indem sie in ihren, dem Bundesrathe über- 
mittelten Vorschlägen unter anderem, angesichts des grossen 
Widerstreites der Meinungen, auch zu der Frage Stellung 
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nahm, ob kollegialischer Behandlung oder Concentration der 
kodifikntorischcn Arbeit in der Hand eines Kni/clredaktors 
der X'oizul; zu geben sei. 

Thibaut hatte seinerzeit, wie bekannt, die koUegialischc 
Beratung gefordert, Savigny sie für unmöglich erklärt. 
Zeigten der Codex Maximilianeus von 1756, das alleinige Werk 
KREriTMAYR^s und der Code civil Napoleons die Vorzüge und 
Möglichkeit der systematischen Leistungsfähigkeit des einsselnen 
persönlichen Redak-tors, so zeigten doch das Allg. LR. und 
das ö. b. G.B. pjewis<;e Vorzüge wiederholter Ueberprüfung 
und kollegialischer Bearbeitung. In der That entschied sich 
die Vorkommission zu einer sinnreichen Verbindung von 
selbständiger Einzelarbeit und zusammenfassender KollectiV' 
arbeit. Geplant war femer von vornherein eine Revision des 
Gesammtwerkes, bevor es der verfassungsmässigen Behand- 
lung in Bundesrath und Reichstag zugeführt werden soHte. 

Im Vorwort zur amtUchen .Ausgabe des Entwurics eines 
bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich, I. LeMuig, 
heisst es am SciUusse nach der m schUchten Worten gegebenen 
Andeutung der durch das Werk überwundenen Hemmnisse 
und Schwierigkeiten: 

„Der Bundesrat hat in seiner Sitzung vom 31. Januar 
1888 beschlossen, den so in erster Lesung festgestellten 
Entwurf des Gesetzbuches nebst der bezeichneten Begrün- 
dung zu verüfientlichen, und den Reichskanzler mit der 
Auslüiirung dieses Beschlusses beauftragt. Demgemäss wird 
das Werk hiermit zur allgemeinen Kenntnis gebracht. 
Es kann nur willkommen sein, wenn nicht bloss die 
Vertreter der Rechtswissenschaft und die zur Rechts- 
pflege Berufenen, sondern auch die Vertreter wirt- 
schaftlicher Interessen von demselben Kenntnis 

101 



Üigiiizeü by i^üOgle 



BS 



nehmen und mit ihren Urteilen und Vorschlägen zur 

Verwertung für die weitere Beschlussfassung über 
den Entwurf hervortreten. Solche Kundgebungen 
können bei dem Reichskanzler (Reichs-J ustizamt) 
eingereicht werden." 

Diese Veröffentlichung des ersten Entwurfes, diese 
Herausforderung eines Plebiscits aller Sachkundigen haben 
olfensichtlich dem Zwecke gedient, durch eine allseitige und 
möglichst umfassende Beurteilung die Kritik in feste 
Linien und 1\ i c h t u n i; c n . die Gegner in bestimmte 
Po.sUioiicH zu bringen, die Diskussion zu vereiniachen | 
und auf einige genau zu umschreibende Punkte zu be- 
schränken. Es muss rückhaltlos die grosse Geschick- 
lichkeit anerkannt werden, mit der auf diesem Wege das 
unsere Zeit und unser Recht beherrschende System der 
Pressfreiheit, alle Hebclkräfte, alle Räder der unbeschränkten 
üffcnthchen Diskussion in wissenschaftWchen Facharbeiten, 
in Kollegien und Vereuun, m junstcntagen und in den 
Rcrufsvertretungen der Landwirthschalt, der Industrie, des 
Handels, in der Zeitschrilten- und Hugschriften-Litteratur, 
in der Tagespresse etc. in Bewegung gesetzt und erfolgreich 
ausgespielt worden sind gegen die grösste dem Gesetz- 
gebungswerke drohende Gefahr. Sie lag in der durch die 
Verfassung gebotenen Möglichkeit einer nach dem eigentlichen 
Schhiss der Rcdaklitni ex post bis ins cin/clne gehenden, 
in das Gefüge der Kin/ehiormen rücksichtslos eingreifenden, 
parlamentarischen Flickarbeit und Improvisation. Von 
der inhaltlichen Verbesserung und Bereicherung des Ent- 
wurfes ganz abgesehen ist diese auf die breitesten Grund- 
lagen gestellte öfientliche Meinungsäusserung nach dieser i 
Richtung hin mit höchstem Ertrage nutzbringend in den 
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Dienst des grossen wissenschaftlichen Unternehmens gestellt 

gewesen. 

Ein AIeisteizu»> im Schach.spiel moderner Gesetzgebungs- 
politik hebt sich diese rückhaltlose Preisgebung des Entwurfes, 
die Herausforderung aller in der Nation steckenden kritischen 
Kräfte scharf ab, von der sonst so wettgehenden Empfind- 
lichkeit und Geheimthuerei der deutschen Bureaukratie, in 
deren vordersten Reihen der Gedanke der pflichtmässigen 
Heglückungsvcrsuche ,,von Oben herab" nach der Formel: 
Alles für, nichts durch das Volk, — oü ni)cli lebendig und 
ängstlich gewahrt zu werden pflegt. Es bleibt abzuwarten, 
ob der unverkennbare grosse Erfolg, der dem Gesetzgebungs- 
werke aus dieser Flucht in die Öffentlichkeit, aus dieser 
vornehmen und selbstbewussten Herausforderung des Besser- 
wissens erwachsen ist, eine nachhaltige Lockerung jener für 
das politische Treben des deutschen Volkes massgebenden 
TraditioiKii aii>< tU r !ri(lcnc:;in'--clicii luid joseiinischen Penude 
zur heilsamen T'^olge haben wird. 

Die dem Rcichsjustizamt im Sinne der Aufforderung 
des Bundesrathes zur Verwertung zugegangenen Urtheile, 
Vorschläge, Druckwerke und handschriftlichen Kundgebungen 
von Privatpersonen, Körperschaften und Vereinen sind in 
der im Reichs- Justizamt gefertigten, sechs Bände starken 
Zusammenstellung der gutachtlichen Acusserungen zu dem 
Entwurf eines Biiri^erlichcii < It■--cl/!)uch~^■• und in der eben- 
daselbst gefertigten „Zusammenstellung der gutachtlichen 
Acusserungen zu dem luitwurf eines Einführungsgesetzes 
zum Bürgerlichen Gesetzbuch** übersichtlich gesammelt und i 
1890, 1891 als Manuscript gedruckt worden. (S. Gebhard, 
Vorwort zu den Protokollen der Kommission für die zweite 
Lesung des Entwurfs, Lieferung I, S. IV.) 
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Aus allen Teilen und Schichten der Bevölkerung flössen 
die Gravamina uiul rorderungen in das grosse Sammelbecken 
der KonimissiuiKsberatungen. Weit über die Grenzen unseres 
Vaterlandes hinaus, von drüben, jenseits des Oceans her 
sind in dieser Weise Erinnerungen und Verbesseningsvor- 
schiäge an die Kommission gelangt. 

„Während die erste Kommission, sagte der treffliche letzte 
Leiter und Führer des Gesetzgebungswerkes, Staatssekretär 
XiEBERüiNG in der Reichstagssitzung vom 3. Febr. 1896, nur 
aus rechtsgelehrten Mitgliedern bestand, cjehorteii Ucr zweiten 
auch Vertrauensmänner an aus ^^losscn I'arteien des R cichs- 
tages und sachkundige Vertreter der Land- und Forstwirtschaft, 
des Bergbaus, des Gewerbefleisses und des Handels. 

Während die erste Kommission in der Stille der Studier- 
stube und unter dem Geheimnis des amtlichen Bureaus, 
fern von dem Pulsschlag des Lebens lange Jahre hin- 
durch ihrer Auli^abc ^icli gewidmet hat, hat die zweite 
Kommission aul dem Markte des öffentlichen Lebens ge- 
arbeitet." (Sten. Jier. Bd, 2 S. 706.) 

Das Resultat dieser von echt staatsmännischem Geiste 
erfüllten Aktion war itir den stillen Beobachter vom Stand- 
punkt des öffentlichen Rechts jedenfalls ein höchst über- 
raschendes. Die grosse Gefahr der Ueberfluthung des Entwurfes 
durch die parlamentarische Beredtsamkeit, die droheiide Zer- 
reissung des inneren Zusammenhant^cs des i<unstvoll zu einer 
systematischen Kinheit verbundenen Gesetzgebungswerkes 
war damit glücklich gebannt! 

Das BürgerUche Gesetzbuch war so gut, wie zu Ende 
berathen, in dem Augenblick, da der 2. Entwurf der 
parlamentarischen Diskusston unterworfen worden ist. Freilich 
fehlen bis zuletzt nicht ernste Zweifel am denkbaren Ge- 
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linken des Ganzen, und nicht an Versuchen bei diesem für 
die Rechtseiitwicklunj^ wichtigen Anlasse die abgerissenen 
Brücken zwischen Volksrecht und Juristenrecht wieder herzu- 
stellen. Während die 2. Kommission nach ihrer innern Zu- 
sammensetzungf wie nach der für jede gehaltvolle Anregung 
von Aussen empfönglichen Arbeitsmetliode sich schon im 
Stadium der Vorberathung in dauernder enger Fühlung wusste 
mit den Bedürfnissen des fortschreitenden Verkehrs, mit den 
wirklichen Forderungen des Lebens, soweit diese einer Aus- 
prägung m der unentbehrlichen Form des Gesetzes zu- 
gänglich gewesen, glaubte man an anderer Stelle ernstlich 
noch an die Möglichkeit einer ^Vblelmung en-bloc wegen der 
mangelnden Volkstümlichkeit des Entwurfes. 

Rufen wir uns zu Nutz und Frommen der Zukunft Züge 
der jüngsten Vergangenheit ins Gedächtnis zurück. In 
.dem Augenblick, da das Gesetzbuch, wc wir heute sehen 

i 

können, im W'esentlichen fertig war, da utitcrsuclUe ein ange- 
sehener Keciuslehrer in einer Reihe von Artikeln in einer 
verbreiteten Berliner Tageszeitung, was zu thun sei, wenn 
der Reichstag den Entwurf ablehnen, ihn zur Umarbeitung 
durch das Reichsjustizamt zurückgeben werde. Diese ge- 
sammelten Auisätze Gibrkes (Separatabdruck aus der Täg- 
lichen Rundschau: Das Bürgerliche Gesetzbuch und der 
Deutsche Reichstag. Berlin C. Ikyinann 1896) enthalten 
neben der gehaltvollen Ausführung abweichender (irund- 
anschauungen den energischen Appell an den Reichstag, 
von seinem Prüfungsrecht ausgedehntesten Gebrauch zu 
machen. Sie unterstreichen die weittragende gesetz- 
geberische Bedeutung des Augenblicks und das Recht des 
deutschen Volkes, von seinen Vertretern zu verlan-cn. dass 
sie sich nicht mit dem Gutachten der Sachverständigen be- 
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gnügen, sondern unter deren Führung das neue Gebäude, 
das kein blosser Justizpalast, sondern ein dauerndes Heim 

iür das ganze deutsche Volk sein solle, bis in den letzten 

Winkeln mit eigenen Augen prüfen und ilurchmustcrn. Gerade I 

die Nichtjuristen, sagt üiekke (a. a. O. S. 5), haben hierbei j 

eine besondere Aiifi^abe zu lösen. Denn sie vermögen am j 

sichersten und unbefangensten zu prüfen, inwieweit das I 

Bürgerliche Gesetzbuch seine Bestimmung erfüllt, nicht nur 

den Juristen eine wohlausgertistete Werkstätte, sondern der 

Nation eine würdige Heimstätte zu bereiten." Und er schloss 1 

seine Ausführungen mit «Icii Worten: ..DuM werden niii der [ 

I 

Embrnigung der enilgilligen Vorlage beim Reichstage die 
Wogen der nationalen Erregung wiederum hocli gehen. 
Möge der Geist emster Besonnenheit siegen!" 

GiKRKC hatte mit der idealen Begeisterung, die dem 
Spezialisten eigentümlich, geglaubt, im Mittelpunkt der Be- 
wegung zu stehen, und es entging ihm daher, dass der Strom 
schon im Augenblick seiner Prophezeiung eine ganz andere 
Richtung genommen iiatte. ' 

Der angekündigte hohe Wogengang ist nicht eingetreten, 

i 

die nationale Erregung hat bis zur Stunde der letzten Ab- 
stimmung vergebens auf sich warten Lassen; ja man kann 
sagen, die ganze Gesetzgebungsmascfaine hat selten so ge^ 
rnuschlos funktioniert und so präzis, wie gerade bei diesem 
wohltemperierten Anlasse. '■ 
Wer (lies anders erwartete, der übersali, dass das grosse | 
Werk der Kritik bereits gethan war. dass jeder irgendwie 
taugliche Satz bereits vorher unter das Okular parteipolitischer 
Betrachtung und Analyse gestellt worden war. Wer dies anders 
erwartete, der schätzte den Umstand nicht angemessen j 
ein, dass sich seit dem Beginne der grossen Koditikations- , 

i 
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arbeit ein tiefgehender Wandel im System unseres Ge- 

sctzcsberatluingsmodus vollzogen hatte. 

£ia£luss der neueren berufsständischen Vertretungen 
auf den Gaog der Gesetzgebung. 
Nicht immer kündigen sich grosse Umwälzungen, weit- 
tragende Veränderungen im Rechtssystem durch geräusch- 
volle Äusserlichketten an. Insbesondere flir den Mitlebenden, 
I an den Ereignissen persönlich Beteihgten, fliesst derAbschluss 
der einen .\ra mit dem Beginne einer neuen unmerkbar 
7.asaninien und erst der spätere Forscher, der die Mannig- 
fahi.^lceit der treibenden Ursachen freier überschaut, der die 
Ereignisse sondert und gruppiert, vermag die Scheidelinie 
] scharf zu ziehen, die die Entwicklungsphasen des öffentlichen 
' Rechts trennt. 

1 Zutreffend hat vor Kurzem Laband (Wandlungen der 

I tlcutschen Reichsverlassung, Gehestiftung Jahrb. Bd. i S. 151) 
I - allerdings ohne Beziehung aut den von uns hier erörterten 
j Punkt, — auf den (iegensatz hingewiesen zwischen dem Ver- 
I iassungszustand eines Staates und dem Verfassungsgesetz. 

„Sowie die Fundamente und die Fassade eines Gebäudes 
unverändert bleiben können, während im Innern die wesent- 
lichsten Umbauten vorgenommen werden, so zeigt auch der 
Verfassungsbau des Reichs bei einer ausscrUchen Betrachtimg 
zwar (hestlbcn architeictonischen Formen imd Linien wie zur 
Zeit seiner Errichtung; wer aber in das Innere eindnngt. der 
I sieht, dass es nicht mehr dasselbe ist wie zu Anfang, dass 
I es anderen Bedürfnissen und Anschauungen entsprechend 
I umgebaut und ausgebaut worden ist." 

Wer daher einst die schwierige Aufgabe aul sich nehmen 
wird, das Aufsteigen und Sinken, die Bewegung des öfient- 
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liehen Rechts am Ende des XIX. Jahrhunderts in ein klares 

Geschichtsbild zusammenzufassen, der wird vor allem viel 
deutlicher, als wir selbst, zu beurteilen im Stande sein, wie 
weit die von Vielen gefürchtete,, von Vielen für unabweis- 
bar gehaltene Ergänzung des aus Wahlen hervorgegangenen 
Volksvertretungssystems durch das System der Berufs- 
stände und Interessenvertretungen in unsern Tagen 
zur Anerkennung und Handhabung vorgedrungen ist. 

Wer frei von jeder parteipolitischen Voreingenommenheit 
die Wirksamkeit der grossen kaufniännischL-n, n.iutisclicn, 
industriellen, finanziellen, agrarischen, fachwissenschciltliehen 
Verbände, der Standesvertretungen der freien Berutszweige 
ins Auge fasst und deren beratende Funktion beim Aufbau 
unseres modernen völkerrechtlichen Vertrags- und Innern 
Gesetzesrechts genau prüft, — wird billigerweise nicht in 
Abrede stellen können, dass sie, ohne in dieser Funktion 
durch Reichs, oder Landesverfassung ausdrücklich anerkannt 
zu sein, doch hervorragend an der Beratuni;'. Neuge- 
staltung und Umbildung uns eres Rechts beteiligt sind. 
Ja, man kann unbedenklich die These aufstellen, dass diese Or- 
gane der Berufs- und Standesghederung heute die treibenden 
Kräfte bilden in der Mechanik unserer Gesetzgebung. 

Man gebe diesen Worten keine schiefe Deutung: ihnen liegt 
keineswegs eine dogmatischeÜberschätzu ng d er positiven gesetz- 
geberischcn Lcistuii^slahi!^i<cit des ..ständischen Systems" im 
c h iiibchen W'ortsinne zu Grunde. Bei der nicht nll/uliuclige- 
gnttenen Wertmeinung, mit der die breiten Schichten des deut- 
schen Volkstums den eigenen parlamentarischen Einrichtungen 
gegenüberstehen, bei dem starken Zweifel an deren Brauch- 
barkeit, der allseitig weit tiefer wurzelt als die Zuversicht 
zu ihrem funktionellen Werte, glaubte man in vielen Kreisen 




. 
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jene Gebilde als Gegenkräfte im System des Widerstandes 
gegen da» konsiitutioiielle Prinzip verwenden zu können. 
Xacli jener Meinung sollte mit Hille dieser veriassungs- und 
verwaitungsrechtlichen Neubildungen dem Centraiorgan der 
Volksvertretung in Gesetzgebung und Kontrole die führende 
Stellung, Initiative, Thatkraft, Sachkunde und damit innere 
Legitimation entzogen werden. 

Staatsrat} Volkswirtschaftsrat, Landwirtschaitskammern, 
Handelskammern, Gewerbekammern, Arbeiterkammern, Berufs- 
vertretungen der Anwalte, Arzte, I",ibnlvanten, Ingenicure, 
Ccntralvereine, Verbände etc. sollten die Etappen bilden aul 
dem Wege zur Isolirung und Entkräftung des Volksver- 
tretungsorgans, 

Wie weit ist die Wirklichkeit der positiven Staatsent- 
wicklung hinter diesem Parteiprogramm zurücl^ebliebeni 
Das Resultat zeigt gerade das Gegenteil dieser Erwartung. 

Der Staatsrat, seit 1817 iiniiiLr wieder uuts Neue dem 
Staatsörganismus Freusscns eingefügt, sollte da/,u dienen, in 
den fünfziger Jahren, wie bei seiner letzten Aktivierung im 
Jahre 1883 eine breite Schichte des obersten ßerufbeamten- 
tums zwischen die Krone und die Volksvertretung zu stellen. 
Seine Neubelebung führte zu einigen nicht eben bedeutungs- 
vollen Beratungen von Gesetzentwürfen geringerer Wichtigkeit. 
Nachdem die .Mühle kurze Zeit leer im Gange war, hat in 
den Icl/.lcn Jahren auch diese Thätigkeit völlig aufgehört. 
Für das grosse Cieseizgebungswcrk, dessen verfassungsrecht- 
liche Kntwicklungsstadien wir hier verfolgen, war seine 
Wirksamkeit, soweit sich diese aus den amtlichen Quellen 
ermitteln lässt gleich Null. 

Der Volkswirtschaitsrat, ins Leben gerufen durch die 
Verordnung vom 17. November iSSo schien dazu bestinunt, 
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den mächtigen Strom wirtschaftlicher Refbrmideen von der 

Volksvertretung, wohin dieser naturgemäss drängen muss, 
seitwärts abzulenken. Die i^rusbC Zut:(kraft, die den leitenden 
Gedanken der modernen ökonomischen Bewegung innewohnt, 
sollte nicht dem Mechanismus der aus den Volkswaliien her. 
vorgegangenen Legislative zu Statten kommen, sondern einem 
Gebilde, das, unter bureaukratischer Leitung stehend, der 
Fühlung mit weiteren Bevölkerungskreisen notwendig ent- 
behren musste. Der Versuch fiel platt zu Boden. Die 
durch die Wrordnuni; vuni i". November l88() eirichletc 
„parlanientariöchc" Kör{)er!schart iand daher weder in BerulV- 
k reisen noch in der öffentlichen Aleinung, noch auch in der 
iachlichen Litteratiir, welche heute gehaltvollen Anregungen 
besonders empfanglich en^egenkommt, befriedigende Auf- 
nahme. Die auf dem Verordnungswege entstandene Inter- 
essenvertretung scheiterte an dem Widerspruche des Abge- 
orthietcnliuises, v.elclieö die iüv den Volkswirtschaftsrat in 
den Etat lur das Jahr 1883 84 zum ersten Male eingestellten 
Mittel im Betrage von i8,ckx) Mark ablehnte. Seitdem ist 
der Volkswirthschaftsrat, wie sich Rudolf v. Gneist im von 
Stengeischen Wörterbuch des deutsciien Verwaltungsrechts 
ausdrückt, „verschollen und ins Stadium dauernder Inaktivität 
getreten." [Bd. 2, S. 832 fg. Freiburg 1890, Mohr-Siebeck.] 
Auch die LandwirtschaftskRmmern, Handels- und Ge 
werbe-Kammern. ( 'entraU crbande und L nlcrnehmerverbande 
üur Vertretung gemeinschaftlicher, wirtschaftHclicr Inter- 
essen etc. wurden von dieser parteipolitischen An- 
schauung nicht auf den thatsächlichcn Wert ihrer be- 
grenzten fachlichen Wirksamkeit als Oiganisationen der 
Selbstverwaltung aus dem praktischen Leben heraus für das 
praktische Leben bewertet. Sie sollten vielmehr ebensoviele 
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Glieder bilden in der Reihe der Versuche, das in einer 
historisch überwundenen Wirtschaftsperiode verankerte System 
der Ständevertretung an einzehien, innerUch unverbunde- 
nen Punkten des modernen Staatslebens wieder zur verspäteten 
Geltung zu bringen. Die ständische Ordnung mit ihrer 
horizontalen Schichtung der Staatsbevölkerung hat ihre 
grosse, unleugbar fruchtbare Seite gehabt. Unter ihrem 
Schutze hat das Volksleben in Stadt und Land in mächtigen 
Einigungen die Vollkraft und äusscrstc Leistungsfähigkeit 
der enge sich /usaninienschliessenticn dcnossen erprobt. 
Der ständische Staat ist aber seinem inneren Gesetze nach 
der räumlich beschränkte, in seinen Teilen staatsrechtlich 
nur lose zusammenhängende Provinzenstaat. Wer den 
modernen Einheitsstaat auf räumlich ausgedehnter Grund- 
lage mit konzentrierter Zusammenfassung aller Volkskräfte 
zu gemeinsamer Leistungsfähigkeit wünscht und dabei zu-, 
gleich liic organische Volkseinheit ilurch die scliarie Betonung 
tlor .st;in(Hsch w u t>chatllichen Sonderinteressen auflöst, der 
beweist nur aufs Neue, wie sehr Hegel mit seinem Er- 
fahrungssatze Recht behält, dass gewisse Leute nie etwas 
wollen, es sei denn, dass sie auch zugleich das Gegenteil 
wollen. 

Wir ziehen die Summe des Gesagten mit der These: 
Ständische Vertretung einzelner Berufskreise und X'olks- 
vertretung stclun sich - wenn -ieiclnvcrtig gedacht — 
wie ausschiK•^^c!l(le Urteile gegcnulK-r. In der letzteren 
sehen wir die Zusammcufassung der I eile, welche das Ganze 
bilden; in jenen ersteren, werden die Bruchstücke wirksam, 
in welche der grosse ganze Staat zerfällt 

Die staatsrechtliche Litteratur hat die eigenartige Natur 
und verfassungsrechtliche Bedeutung dieser neuen Ein- 

1 1 1 



richtuiigcü noch nicht entfernt ihrem sachlichen Gewichte 

entsprechend gewürdij^t, sie noch nicht nuf ihre funktionelle 
Leistung gci)rüft im System der Xui inensetzuns^, besonders 
im Lichte der neueren Lehre, die so scliarl die Feststellung 
de- ' r. '^etzcsinhalts vom (lesetzesbefehl trennt. Nur so viel 
Steht fest: nicht diejenigen Gebilde haben Lebenskraft und 
Leistangsfahigkett fiir die Gesetzgebungstechnik bewährt, die 
mit Absicht als ,,Nebenpariamente" dem Volksvertretungs- 
körper zum Mitbewerb und Wettbewerb an die Seite gesetzt 
worden sind, sondern nur dicjciii^^cii, welche als Or^auc 
örtlicher oilcr snchlicher Intcrcssengcnieiiisehnften neben ihrer 
Seibstvcrwaltungsaufgabe durch gutachtliche Thätigkeit, 
Auskunft, Berichterstattung der Staatsleitung eine wenigstens 
teilweise Ausschöpfung und Feststellung der fast unübersehbar 
. gewordenen Lebens- und Wirtschaftsvoi^änge möglich machten. 

Nicht also in einer konkurrierenden, sondern nur in einer 
ergänzenden, informatorischen Wirksamkeit neben dem 
naüuiK^K ii i eiiir.dort^'an der die Icilc mnerUch verbindenden 
Volksvertretung köiuien die zahlreichen Organisationen der 
Standes- und Berufsvertretungen ihren Rechtfertigungsgrund, 
den Schwerpunkt ihrer Wirksamkeit finden. Sie stehen in 
Deutschland nicht, wie in England, Österreich, Italien, wo 
das Institut der parlamentarischen Untersuchung, Enquete 
ein fast ununterbrochen im Gang befindliches Informations- 
niittel a Her i'arlcien ist. im Dienste der Volksvertretung, 
sondern v/erden in erster Linie von den obct.sten Organen 
der Staatsverwaltung für den gebotenen .Vufklärungsdienst 
verwertet. Von hier aus werden ihre fachlichen Leistungen, 
Informationen, sachdienlichen Berichte, Erläuterungen und 
praktische Erprobung edassener Gesetze und Verordnungen, 
Verbesserungsvorschläge de lege ferenda u. s. w. gesammelt 
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und den Zwecken der Verwaltungs- und Gesetzebkritik, der 
Gesetzesberatung und Feststellung des Gesetzesinbalts 

zugeführt. 

An keiner Stelle zeigt sich diese umfassende infor- 
matorische Wirkhanikcit jener Verbände deutlicher und frucht- 
barer als beim verfassungsmässigen Zustandekommen des B.G.B. 

Ihrer Hille war es zu einem Hauptanteil zu danken, dass der 
umständlich grosse Prozess der Beratung wirtschattlich-techni- 
scher Vorfragen, die Feststellung des tauglichsten Gesetzes- 
textes auf breitester fachkundiger Grundlage in das vorparla- 
raentarische Stadium verlegt, dass dort nach eingehen- 
der Prüfung der Zusammenhänge der Rechtsinstitute, des 
Sparren- und Gerüst wnk- des ganzen Gebäudes in 
Konstruktion und l'ormulirung, — die Autonomie des 
juristisch • wissenschaftlichen Denkens zur Geltung 
gebracht werden konnte. 

Ohne die pathetischen Formen des französischen Plebis- 
cits, ohne die Schwerfälligkeit des schweizerischen Instituts 
der \ olksinitialive ist mit UntersllU/ung der öffentlichen 
fachkundigen Kritik und der fachlichen Beiträge der Ver- 
bände im Rahmen des bestehenden, unmerklich modifizierten 
Verlassungssystems em Gesetzgebungsmodus geschaffen 
worden, dessen volkstümlicher, freiheitlicher Zug auch von 
Denjenigen billig erkannt werden mCisste, die der inhaltlichen 
Ausgestaltung der einzelnen Rechtssätze aus idealen oder 
praktischen Motiven heraus ihre Zustimmung zu geben ausser 
Stande waren. 

Die geschäftliche Behandlung des B.G.B, im Reichstag. 

Der Reichstag hatte im Wesentlichen nur noch einen 
Akt formaler Zuständigkeit vorzunehmen, als am 17. Januar 
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1896 der Reichskanzler dem Reichstag den nach zwanzig- 
jähriger wissenschaftlicher Arbeit und praktischer Kritik redi- 
gierten Entwurf eines B.G.B. zur verfassungsmässigen Be- 
schlussnahme zugehen liess. 

Die auf den jeweiligen Parteikanon cingcschworeiicii 
Haupts^rujjpcn standen ihm nicht fremd j^ci^enüber, wie 
einem „auf ürund Allcrhöclister Ermächtigung" dem Reichs- 
tage sonst'zugehenden Regierungsentwurf streng amtlichen 
Ursprungs. Wirkten doch seit Jahren in der 2. Kommission 
als nichtetändige Mitglieder acht Reichstagsabgeordnete mit, 
die als Angehörige der wichtigsten und einflussreichsten 
Reichstagsparteien, den Wünschen und Forderungen 
ihrer Partei de lege ferenda schon im entscheidenden \\jr- 
beratun;L^ssladiuni Rechnung zu tragen ui der Lage waren. 

Da.^ i" ;eständnis dieser dem (Jesamtwerk gegenüber 
doch im Wesentlichen deklaratorischen Funktion der 
nunmehr folgenden amtlichen Stellungnahme des Deutschen 
Reichstages zum Entwurf wurde dem gesetzgebenden Körper 
weder abverlangt, noch ihm schonungsvoll nahe gelegt. Bei 
der feierlichen C berrcichung des ?>uwuric.-> /nr \ crfassuniiis- 
massigen Reschlu.^snahme machte der Rcichskan/.lcr in der 
Sitzung vom 17. Januar 1896 (Verhandkmgen des Reichs- | 
tags IX. LegisL-Periode, IV. Session 1895 97, Bd. S. 390) j 
darauf aufmerksam, dass die verbündeten Regierungen das 
ihrige gethan haben, damit der Abschluss des umfassenden 
Gesetzgebungswerks nicht durch Bedenken und Sonder- 
wünsche verzögert werde und gab der Hoffnung Ausdruck, 
dass auch der Reichsiai; bei der ihm /asiciicnden Prüfimg 
der Vorlage von dem gleichen (»eiste sich leiten lassen 
werde, worauf der Präsident Freih. von Buol-Heren'BERG bei 
demselben Anlasse namens des Hauses die Versicherung 
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erteilen konnte, der Reichstag werde unablässig bemöht sein, 

t bcrtMlung wie Verzögerung gleichmässig vcnncidcnd, die 
ihm anvertraute Aufgabe „tliuniichst bald" ilirer Losung 
entgegenzuführen. 

Das uns hier beschäftigende Problem lag von da ab 
umschlossen in der Frage der geschäftlichen Behand- 
lung der Gesetzesentwürfe seitens des Reichstags. Für 
diese konnten fünf grundverschiedene Verfahrensarten, im Er- 
gebnis sowohl als in der Form abweichende „modus tenendi 
parlianjcäitum" eingehalten werden. Der Reichstag war in 
der Lage 

a) unter angemessener Benutzung aller durch Ver- 
fassung und Geschäftsordnung gebotenen Möglichkeiten der 
Abkürzung und Beschränkung der für die formelle Ge- 
setzesberatung und Beschlussfassung geltenden Vorschriften 
den Entwürfen in Bausch und Bogen seine verfassungs- 
mässige Zustimmung zu erteilen. Er konnte sie, gleichsam 
unbesehen, den verbündeten Regierungen nach Einhaltung 
der gesetzlichen Formen und Fristen zurückreichen für die 
Zwecke der weiteren reichsrechtlichen Behandlung und end- 
gültigen Publikation durch den Kaiser. 

b) Der Reichstag konnte sich dem Ziele dieser be- 
schleunigten Verabschiedung nähern durch die Annahme 
der bei der ersten Lesung gegebenen Anregung des 
Abg. Dr. RiNTELFN, den Entwurf im vollen Vertrauen auf 
seine sonstige gesetzestaugliche BeschaKenheit nur partiell 
in kommissionelle Beratung zu ziehen. £r ging dabei von 
der an sich gewiss durchaus zutreffenden Ansicht aus, dass 
es im Entwurf eine Reihe von Paragraphen und Materien 
gäbe, A'elche einerseits an sich bedenklich sind, und welche 
andrerseits von so besonderer Bedeutung und Wichtigkeit 
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fiir unser soziales, politisches und religiöses Leben sind, 
dass nur diese Bestimmungen, ganze Materien und Einzelpara- 
graphen, an cmc Komniission von 21 Mit|^licticrn \ erwiesen 
werden sollten. Dr. Rintflen legte zugleich auch im Namen 
seiner politischen Freunde ein Verzeichnis dieser Paragraphen 
dem Präsidium vor. Die Kommission würde nach diesem 
Vorschlag zugleich die Vollmacht erhalten haben, falls 
sie Änderungen vornimmt, auch solche Paragraphen, welche 
unmittelbar oder mittelbar von Änderungen betroffen werden, 
ebenfalls in Beratung; /u ziehen. Die übrige geschäftliche 
Behandlung war ini Interesse der Beschleunigung des Ver- 
fahrens so gedacht: 

£s sollte zunächst die Kommission alle ihr überwiesenen 
Bestimmungen durchberaten und demnächst die Kommtssions- 
arbeit des Gesetzes ins Plenum bringen; hier sollen die 
Plenarsitzunge n j eweilig angesetzt werden, nachdem bestimmte 
Teile von der Kommission erledigt wurden. Auf diese 
W'ei^e sollten in engem Zusammenhange zwischen Plenum 
und der Kommission die bereits beratenen leile lort- 
schreitend nach und nach erledigt werden. (S. Verhand- 
lungen S, 711). 

c) Die dritte der denkbaren Behandlungsformen konnte 
den Entwurf, ohne Abweichung, der normalen geschäfts- 
ordnungsmässigen Behandlung unterwerfen. Für diesen Fall 
hätte die Vorbei atuDg, Komir i^^ionsberatung, Plenarberatung 
und Bcsehiu.-^si i--iini4 nach .Vbschnitt III der Geschättsui dnung 
des Reichstags betr. die Behandlung der Vorlage, Anträge 
und Petitionen §§ 17 — 25 stattfinden müssen. 

Eine Vorstellung von dem schleppenden Tempo, den 
die Beratung des B.G.B. dann hätte nehmen können, mag die 
nachfolgende Skizze des verAissungs- und geschäftsordnungs- 
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massigen Ganges geben, den Vorlagen des Bundesrates, so 
wie alle förmlich eingebrachten Antrage von Mitgliedern im 
Plenum des Reichjstages durchzulaufen haben. Nachdem solche 

durcli den Präsidenten zum Druck und zur Verteilung an 
die Mitglieder gelangt sintl, tritt der in §§ l8— 31 der 
Gesch.-O. vorgeschriebene Geschäftsgang ein. 

Die ers te Eieratung über Gesetzentwürfe erfolgt frühestens 
am dritten Tage, nachdem der Gesetz-Entwurf gedruckt und 
in die Hände der Mitglieder gekommen ist, und ist auf eine 
allgemeine Diskussion über die Grundsätze des Entwurfs zu 
beschränken. Vor Schluss der ersten Beratung auf die Vor- 
lage selbst be/Aigiiche Abänderungs-Vorschläge einzubringen, 
ist nicht gestattet. Nach dem Schlüsse der ersten iieralung 
beschiiesst der Reichstag, ob eine Kommission mit der Vor- 
beratung des Entwurfs zu betrauen ist. Die allgemeine 
Diskussion kann auch auf einzelne Abteilungen des Entwurfs 
gerichtet und abteilungswetse zu Ende geführt werden. (§ 18). 

Die zweite Beratung erfolgt frühestens am zweiten 
Tage nach dem Abschlus.se der ersten Beratung und, wenn 
eine Kommission eingesetzt i.st, frühcälcns am zweiten Tage, 
nachdem die Kommissions-Anträge gedruckt in die Hände 
der Mitglieder gekommen sind. 

Über jeden einzelnen Artikel wird der Reihen- 
folge nach die Diskussion eröffnet und geschlossen 
und die Abstimmung herbeigeführt Auf Beschluss 
des Reichstages kann die Reihenfolge verlassen, in gleicher 
Weise die Diskussiuu über niciucre Artikel (Paragraphen) 
verbunden oder über verschiedene zu demselben Artikel ge- 
stellte Abänderungs- Vorschläge getrennt werden. 

Abänderungs- Vorschläge zu jedem einzelnen 
Artikel (Paragraph), können in der Zwischenzeit und 




im Laufe der Verhandlung eingebracht werden. Sie 
bedürfen keiner Unterstützung. 

Nach dem Schlüsse der zweiten Beratung stellt der 
Präsident mit Zuziehung der Schriftföhrer die gefassten 

Beschlüsse zusammen, !al!s durcli clie.se Abänderungen der 
Vorlage stattgefunden haben. 

Diese Zusammenstellung bildet die Grundlage der 
dritten Beratung. (§ 19). 

Die dritte Beratung erfolgt frühestens am zweiten Tage 
nach dem Abschlüsse der zweiten Beratung beziehungs- 
weise nach der Verteihmg der Zusammen.'^tcIlunL^ 19). Ab- 
änderungs-Vor.schläge zu einzelnen Artikeln können 
auch noch in der Zwischenzeit und im Laufe der 
Verhandlung eingebracht werden. Sie bedürfen 
jedoch in diesem Stadium der Berathung der Unter- 
stützung von j50 M it j. liedern. 

Die Diskussion erfolgt zunächst über die Grundi»ätze 
des Entwurfs nach Alassgrd^e des § 18; und hieran schltesst 
sich unmittelbar die Diskussion über die einzelnen Artikel 
nach Mas^abe des § 19. 

Am Schlüsse der Beratung wird über die Annahme oder 

Ablehnung des Gesetz-Entwurfs abgestimmt. 

Sind Verbesserungs-Anträge angenommen worden, so 
wird die Schlussabstimmung ausgesetzt, bis das Büreau die 
Beschlüsse zusammengestellt hat. (§ 20). 

Eine Abkürzung der im § 19 bestimmten Fri.st, ins- 
besondere die Vornahme der ersten und /weiten Beratung 
in dei -clbLn Sitzung, kann bei Feststellung der Tagesordnung 
f^? 35' oder überhaupt an einem früheren Tage, als an dem 
der Beratung, mit Stimmenmehrheit, eine Abkürzung der 
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übrigen Fristen (§ i8 und 20) nur dann beschlossen werden, 
wenn ihr nicht 15 anwesende Mitglieder widersprechen. 

Der Reichstag kann, wie am Schlüsse der ersten (§ 18) 
SU in jedem Stadium einer folgenden Beratung bis zum 
Beginn der Fruyestellung den Ciesctz-Entwurl oder einen 
Teil desselben zur Berichte! >t ittung an eine Kommission 
verweisen, welche sich nur mit dem ihr überwiesenen Gegen- 
stande zu beschäftigen hat. (§ 21). 

Jeder Antrag kann zurückgezogen, jedoch von 
jedem anderen M itgliede wieder aufgenommen werden. 
Kr betlarl" alsdnnn keiner weitcroi IJntcrstüzung'. (§ 24). 

d) Diesem umslaniliichen und fast aussichtslosen Ycr- 
faiiren gegenüber standen die Bestrebungen, dem !'>cratungs- 
modus grössere Befreiung von den strengen Formalvorschriften 
der Geschäftsordnung und des Reichstagsgebrauches zu sichern. 
Bedenken in Bezug auf die Zulässigkeit glaubte man da- 
durch ihr verfassungsrechtliches Gewicht nehmen zu können, 
dass man kraft ausdrücklichen Beschlusses des Reichstages 
ein Abweichen \om gewöhnlichen Geschäftsgange der Kom- 
mission gestatten wollte. 

Eine Kombination der von den Abgeordneten von Buchka 
und Schröder gemachten Vorschläge ging von der Erkenntnis 
aus, dass eine Teilung des Beratungstoffes in der oben unter b 
in Aussicht genommenen Gliederung unausführbar sei. Die 
Versuche, das Diskussionsthema in der geplanten Art zu 
beschränken, führten schon in den unverl>in(il chen V^orver- 
handlungcn zu einer Liste von mehr als kkh) Paragraphen, 
welche der Kommissions-Beratung und Ikschlussfassung unter- 
worfen werden sollten. Sollte der Rest nicht Stückwerk 
bleiben und auch nur ein zerstückelter Entwurf der Kommission 
überwiesen werden, so blieb nach Ansicht der Antragsteller 




nichts anderes übrig, als der Kommission das Ganze zu 
überweisen. Jedoch solle der Reichstag ausdrücklich durch 
Beschluss der Kommission die Ermächtigung geben, einzelne 

Teile des Gesetzbuches nach ihrem Ermessen ohne Dis- 
kussion en bluc an/uiu:hiiien. K.s wurde tiabei Gewicht 
darauf gelegt, durch den ausdrücklichen Beschluss des 
Reichstags, Zweifel an der t^cschäftsordnungsmässigen Zu- 
lässigkeit dieses Verfahrens endgültig auszuschliessen. 

e) Als letztes Auskunftsmittel zum Zwecke einer 
prompten Verabschiedung der Entwürfe wurde von Freih. 
VON Stumm ein Verfahren vorgeschlafen, das auf dem Wege 
cuicr privaten X crciiib nung der P.irteii*n zu einer Begrenzunj^ 
des Üiskussionsthemas auf das Mass des Lnentbehrlichsten 
führen sollte. 

Dieser Vorschlag der geschäftlichen Behandlung ging 
von den nicht unbegründeten Zweifeln aus, ob der Antrag, 
einer Kommission gegeben, ohne weiteres einzelne Teile 
des ihr überwiesenen Gesetzentwurfs nicht zu beraten, 

dem bestehenden formellen Rechte nach zulässig sei. In 
der Thal sagt tlie GescliaÜMinhumg für das Pleniini aus- 
drücklich, dass jeder einzelne Paragraph zwar mit andern 
zusammengefasst werden könne, dass er aber erledigt 
werden muss und dass die dazu gestellten Anträge ebenfalls 
beraten werden müssen. Im grossen und ganzen sei im 
Reichstag die Auffassung stets die gewesen, dass die Ge- 
schäftsordnung des Plenums auch für die Kommission, 
soweit keine .^peci eilen Abänderungen in der Geschäfts- 
ordnung enthalten sind. gilt. Es konnte demnach mit Recht 
bezweifelt werden, ob es in der Kommission der Minder- 
heit verwehrt sein könnte, zu Paragraphen, welche die 
Mehrheit nicht beraten will, nachdem sie einmal in die 
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Kommission verwiesen sind, wichtige Anträge zu stellen, und 
ob es zulässig sei, diese Minorität in der Kommission einfach 
mundtot zu machen. Das würde ein Vorc^anj? gewesen sein, 

der noch nicht vorgekommen und der mit Rcclit als Ver- 
gew.illij^iintj. -M^ Unterdriickun{:j angesclien worden wäre. 
Freih. von Stumm hat statt dessen einen Modus vortjcsehlagen, 
der bei wichtigen Materien schon wiederholt und immer mit 
vollem Erfolg im Hause gehandhabt worden ist, und der 
dahin ging, dass vorerst die Fraktionen zusammentreten 
sollten, damit sie zunächst darüber klar würden, welches 
Min in um sie inbezug auf die Änderung der Gesetzes- 
vorlagc durchsetzen wulllcn. Der Antragsteller ging ti.ibci 
von der Annahme aus, dass sicli in diesem Falle jede Partei 
die äusserste Beschränkung auferlegen würde, weil 
die grosse Mehrheit des Hauses das Zustandekommen des 
Gesetzes wünscht. Dann sollten Delegierte gewählt werden, 
I die zu einer freien Kommission zusammentreten. Inner- 
j halb dieser freien Kommission meinte Freiherr von Stumm 
I in der Sit/ung vom 5. Februar i Sq6, könne man jeden be- 

liebigen (legenstand ausschlics.scn uder cinschlicsscn, und 
diejenigen Personen, die das Zustandekommen des Gesetzes 
überhaupt nicht wollen, bleiben von der geplanten freien 
Kommission fern. „Eine derartige Vereinbarung kann, wie 
ich annehme, soweit ich die Stimmung der einzelnen Par- 
teien kenne und aus der Generaldebatte entnommen habe, 
' in 14 T.i^cn bis 3 Wochen fertig sein, und nach 4 Wochen 
sj)älestens kann dnnti die zweite Beratung im Hause statt- 
finden. Ich bin lest überzeugt, dass. wenn Sie einen andern 

t 

Weg gehen, Sic für diese Session unter allen Umständen 
auf die Verabschiedung werden verzichten müssen. Dass 
auch nach unserm Vorschlage eine Verschleppung in der 

■ 
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zweiten Lesung hier im Hause stattfinden kann» ist unzweifel- 
haft, aber sie wird durch die Konimissionsberatung nicht 
vermindert oder ausgeschlossen. Im Gegenteil, alle Anträge, 

die in der ofTfiziellen Kommission mit grösserer oder eje- j 
ringerer ^^ajorität abgelehnt sind, werden hier im 1 lause 
wieder aultauchen, und wenn sie in der Jv^jmmission ange- 
nommen sind, werden sie iiier wieder angefochten; während 
umgekehrt, wenn eine freie Kommission zusammentritt, wo 
jede Partei sich verpflichtet, im Interesse des Zustande- 
kommens des Gesetzes mit ihren Wünschen zurückzuhalten 
und sich dem Kompromiss anzuschliessen, von vornherein 
eine geschlossene Majorität zuin \ Or-cJiciii kommt, die jede | 
Obstrui<tionijpolitik - das beweisen die Erfahrungen bei i 
zahlreichen Vorgangen — verhindert" (a. a. Ü. S. 759)- 

Dieser Vorschlag verdankte sein Entstehen ersichtlich 
der Belürchtung, dass eine chikanäse Ausnutzung der den j 
Parteien zu Gebote stehenden geschäftsordnungsmässtgen | 
Mittel, das baldige Zustandekommen des Gesetzes verhindern | 
könnte. Er lässt erkennen, dass auch an zuständiger Stelle, 
selbst nach Beginn der \'cihandiungen die Energie des j 
Wunsches nicht voll erkannt worden ist, mit der das I 
deutsche Volk, ohne Unterschied der Parteigesinnung, 
von seinen Volksvertretern die schleunige Fertigstellung 
des nationalen Gesetzes verlangt hat. 

Abgesehen von den im Vorstehenden bezeichneten, in Ver- 
fassung und parlamentarischem Geschäftsgebrauch begründe- 
ten Foi incii der gesetzestechnischen llchandlung der Entwürfe i 

I 

fehlte nicht auch noch an anderen, mehr oder minder 
phantastischen Anregungen und Vorschlägen, der Schwierigkeit 
des Problems gerecht zu werden. So wurde auch des 
Planes gedacht, man möge das Gesetz doch annehmen mit 
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all seinen Mängeln und Bedenken, aber auch gleichzeitig ein 
anderes dazu» das bestimmen sollte, dass das Reich in einer Frist 
von zehn bis zwanzig Jahren von Rechtswegen in eine Revision 
seines B.G.B, eintreten müsse. (S. Reichstagssitzungsberichte 

a. a. C). Bd. 2 S. 768). Licc;cn auch liir den Grundi^cdankcn 
Parallelen vor aus der Gesehiclite der rechtlichen Vor- 
kehrungen zum Schutze des Bestandes neuer Verfassungs- 
urkunden, so war doch innerhalb des deutschen Gesetzes- 
rechts keinerlei Anlass gegeben zu solchen Selbstbeschränkun- 
gen des staatlichen Willens, denen am letzten Ende doch die 
thatsachlich bindende Kraft im gesaraten Rechtssystem 
fehlen würde. 

Ks lat,' in der Natur der 1 )in^c, dass die beiden gleichsam 
an den End|)uni<tcn der Reihe gelegenen Formen der ge- 
schäftlichen Behandlung — oben unter a und c — nicht zur 
Anwendung gelangt sind. Die Annahme des Entwurfes 
en bloc enthielt ein zu deutliches Eing^tändnis der formalen 
Zuständigkeit des gesetzgebenden Körpers, um nicht auf 
vielen Seiten des Hauses lebhaft angefochten zu werden, 
l'iu erkennbar bestand .iher m w eiten Kreisen der Bevölkerung 
doch der dringend enipiundene Wunsch, die zwanzigjährigen 
Vorarbeiten niclit durch eine Durchberatung in pleno zu 
lockern, und das begreifliche Verlangen, dem freudigen 
GefUhle der Vollendung des nationalen Werkes durch einen 
von den üblichen nüchternen Geschäftsformen sich abhebenden 
Zustimmun^sakt des Volksvertretungskörpers die solenne 
Weihe ver lieli<_'ii /u <chen. 

Die verbüneiclcii Regierungen unterliessen es wohl- 
weislich, diesem auch von ihrer Seite stillgehegteii 
Wunsche amtlich förmlichen Ausdruck zu geben, aber 
er lag unverkennbar den Ausführungen zu Grunde, mit 
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welchen der Bevollmächtigte zum Bundesrat Staatssekre- 
tär NiEBERDiNG in die erste Beratung des Gesetzbuches 
eintrat. Er wies bei diesem Anlasse auf die Trag- 
weite der bevorstehenden Beschlüsse hin und gab namens 
der verbündeten Staatsregierungen der T^offnung Ausdruck, 
dass die gesetzgebende Körperschaü nicht geneigt sein 
werde, ihre Aufgabe in kleinen Bedenken zu verzetteln. 
£r erinnerte bei diesem Anlasse an die Entstehung des 
Deutschen Handelsgesetzbuches, dessen Zustandekommen in 
den Zeiten des Deutschen Bundes für den vorliegenden 
Akt der Kodifikation als Warnung und Ermutigung zugleich 
dienen könnte. Kr liess deutlich iluiclihhcken, wie ähnlich 
die Verhältiii.->sc bei dieser altern und derjüngslt n I\odifikation 
beschaifen seien, wie sie daher auch das gleiche Schicksal 
des endgültigen Zustandekommens verdienten. 

Wie der Entwurf des B.G.B. sei auch unser Handels- 
gesetzbuch das Werk einer grösseren Zahl hervorragen« 
der Juristen und Kaufleute gewesen, die um die Mitte 
des Jahrhunderts das Vertrauen ganz Deutschlands besassen. 
Es war wie dieser in einer zweimaligen müliseligen Lesung 
zu Stande gebracht; und im letzten Augenblick, als die 
Frage entstand, ob annehmen und ablehnen, — da erhob 
sich die Opposition und namentlich die gelehrte Opposition, 
und mehr als hundert Forderungen, Vorschläge und Er- 
innerungen wurden gegen das Gesetzbuch geltend gemacht 
mit dem Verlangen, eine nochmalige Revision und Um- 
arbeitung euUicten zu lassen. Der politischen Klugheit der 
deutschen Regierungen, der Einsicht der Stände in den ein- 
zelnen Staaten, sei es zu verdanken gewesen, dass dieses Be- 
gehren abgewiesen wurde, (a. a. O, S. 708). Und auch noch 
von anderer Seite (von Buchka^ ist darauf hingewiesen worden, 
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dass das Deutsche Handelsgesetzbuch von den preussischen 
Kammern seiner Zeit en bloc angenommen wurde und dass 
ebenso dem bürgerlichen Gesetzbuch für das Königreich 

Sachsen von den Sliaulcn des Königreichs Sachsen bereit- 
\vi!!i!L(st en bloc tiic verfassungsmässige Zustimmung erteilt 
worden ist. (A. a. O. S. 722}. 

Professor vom Cuny erklärte (a. a. O. S. 717) dass seine 
Partei am liebsten gesehen hätte, wenn die Vorlage des 
Bürgerlichen Gesetzbuches Annahme cn bloc gefunden hätte. 

Und nocli bei der 2. Lesung gab Abgeordneter Dr. 
V. Bennigsen der in weiten Kreisen gehegten Erwartung 
Ausdruck, dass es unmöglich sein würde, ein so umfassendes 
Werk ganz gleich zu behandeüi wie andere gesetzgeberische 
Vorlagen von geringerer Bedeutung und von geringerem 
Umfang und dass, wenn man das Gesetzbuch nicht im ganzen 
nach einer so langen Vorbereitung der s u.likuüdigsten und 
erfahrensten Leute unter enier fortlaufenden Kritik der 
öffentlichen Meinung aller Berufenen, en bloc annehmen 
sollte, man sich dann doch beschränken müsse darauf, nur 
einz eine wichtige Bestimmungen einer eingehendenErörterung 
zu unterziehen und alles übrige im wesentlichen auf der 
Grundlage so sorgfriltiger Durcharbeitung im Parlament an- 
zunehmen. (X'erhandl. des Deutschen Reichstags IX. Legis- 
laturperiode, IV. Session, liand 4. Seite 2721). 

Von anderer Seite ist jedoch dem Plane einer en bloc- 
Annahme lebhafter Widerspruch entgegen gesetzt worden. 

RiNTELBN hielt dies „für eine ganz ungeheuerliche Zu- 
mutung" fa. a. (). Seite 711). 

In gleichem Sinne erklärte Freiherr v. Hodenberg: 

„Würde an uns die Frage herangetreten sein, die Vorlage 
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en bloc anzunehmen oder abzulehnen, so würden wir sie 
abgelehnt haben" (a. a, O, Seite 754). 

Ebenso gab Abgeordneter Dr. Förster der Ansicht 
derjenigen Ausdruck, die angesichts der Bedeutung des 
Gesetzesentwurfs nicht geneigt waren, zum Zweck einer 
en bloc-Annahme sicli in die dazu erforderliche ,, Hurrah- 
stimmung hinein reden zu lassen/' Er erblickte in dem 
Vorschlag und in dem Versuche, den Reichstag zu bestimmen, 
die ganze Vorlage mit einem Male anzunehmen, eine Art 
juristischen Staatsstreich — ,,dies Wort nicht in der 
Bedeutung eines Staatsstücks oder Meisterstücke vciblatuien, 
sondern in anderem Sinne" la. a. O. S. 763). 

Liessen diese Stimmungszeichcn erkennen, dass der 
Reichstag wenig geneigt war, auf die Gesetzentwürfe sein 
Blankoaccept zu setzen, so war jedenfalls noch w^eit weniger 
die Neigung hervorgetreten, den Entwurf des Gesetzbuches 
und des EinfÜhrungsgesetzes dem traditionellen Verfahren 
der gewöhnlichen Gesetzesberatung zu unterwerfen. Von 
keiner Seite wurde auch nur der Versuch gemacht, au die 
Verwirklichung dieses Gedankens zu gehen. 

Man erkannte die unabwcisHche Notwendigkeit und 
sprach es im Laufe der Verhandlungen auch wiederholt 
aus, dass in diesem FaJle die Elena rb erat ung in den fest- 
stehenden Formen zurücktreten müsse. Wegen der Fülle 
der vom Einzelnen in Zusammenhan und Wechselwirkung 
nicht überselibaren , kunstvoll in einander eingreifenden 
juristisch - technischen Normenkoniplcxc wäre bei einer 
solchen Beratung an cm Zustandekommen innerhalb der noch 
laufenden Legislaturperiode gar nicht zu denken gewesen. 
Immer wieder tauchte im Gange der Beratungen das be- 
rechtigte Bedenken auf, dass die erforderliche Beratungszeit 



und die Mandatsdauer der Glieder des neunten Reichs- 
tages von allzu ungleicher Länge wären. 

So liess denn der allseitig hervorgetretene Entschluss, 

irmcrhalb denkbar kürzester Frist zum P'rreiclibarcn zu ge- 
langen, der gcsctzcHteclinischen liehaiulUmg des Entwurfes 
die Wege ebnen. Das Reichstagsplenum bestand zwar auf 
seinem Schein, wie sich ein Redner in der letzten Sitzung 
der ersten Lesung ausdrückte (Dr. Förster a. a. O. S. 764) 
begnügte sich aber doch, wie die Folge lehrte, in der 
Hauptsache mit einer Übertragung seiner Befugnisse auf 
einen -En^^crn Rat . iiulcin er 111 der Sitzung vom 
6. Februar 1896 den üben unter b näher bezeiclincten Be- 
ratungs- und Behandlungsniodus annahm und der Über- 
weisung der Entwürfe an eine Kommission von 21 Mit- 
gliedern seine Zustimmung gab. 

Hier muss auf die vom Standpunkt des deutschen Par- 
lamentsrechts nicht unerheblichen Unterschiede hingewiesen 
werden, die sich in der Auffassung über die Zulässigiceit 
oder Entbehrlichkeit der im Reichstas^sln scliluss der Kom- 
mission erteilten Ermächtigung« zeigten. W ährend auf der 
einen Seite die in das freie Ermessen der Kommission gestellte 
Entlastung von den Format Vorschriften derReichstagsgeschäfts- 
ordnung in ihrer Legalität angezweifelt worden ist (von Stumm), 
erklärte Abg. Enneccerus diese Ermächtigung zwar für 
wünschenswert, nicht aber für rechtlich notwendig. Nach 
ENNPxchRüs haben tlie Komniissioneu, die viun Reichstag 
eingesetzt werden, von jeher ihre (ieschäftsordnung selbst 
geregelt. Die Geschäftsordnung beschränkt sie in dieser 
selbständigen Regelung nicht. Sie haben daher stets Be- 
schlüsse über gewisse Fragen, über die Zahl der Lesungen, 
über die Form der Berichterstattung und auch Uber andere 



Dinge gefasst, und nur soweit, als sie solche besonderen 
Beschlüsse nicht fiir nötig hielten, die Geschäftsordnung 
■der Plenarversammlung nach ihrem eigenen freien Ermessen 

zu Grunde c^^ele^t. Das sei der Usus des Hauses, und es 
sei nicht unwichtig, das jetzt zu betonen. Denn gerade 
nach dem Anlrage der Herren von Buciika und Schröder 
könnte sonst am Knde in l^a;4e gezogen werden, ob die 
Kommission berechtigt sei, andere etwa auftauchende ähn- 
liche Geschäftsordnungsfragen zu lösen. »Bei dem durchaus 
eigenartigen und umfassenden Gegenstand, den die Kom- 
mission zu behandeln hat, und bei der ebenfalls eigenartigen 
Mitwirkung der früheren (jcsctzgebungskommission 
an diesen \ erhandhingen wud es vielleicht wünschensw ert 
seui, solche weitere (ieschäftsordnungsmassnahmen im In- 
teresse einer erleichterten und namentlich einer ver- 
besserten Beschlussfassung zu treffen.« (Abg. Enneccbrus 

a. a. o. s. ^^l^'J'}e^), 

Diese Zweifel und Argumentationen haben heute natürlich 
nur noch vom Standpunkt der im deutschen Verfassungsrecht ge- 
bräuchlichen Technik der Gesetzesberatung prinzipiellen 
Wert; fiir das B.G.B, selbst sind sie belanglos, da dessen Kom- 
missionsberatung und Bchandhmg rite nacli dem feststehen- 
den altern Reichs tagsgebrauche vorgenonmien worden 
ist. Auch bei diesem Anlasse zeigte sich eben der im 
Privatrechtsverkehr, wie im öffentlichen Leben hohe regulato- 
rtsche Wert eines fiir den Bedarfsfall in Bereitschaft 
stehenden Rechtsmittels. 

Wie der von der Xll. Kommission unterm i 2. Juni 1896 
erstattete Bericht meldet, (Berichterstatter: Dr. Enneccbrus) 
beriet die Kommission die beiden Gesetzentwürie in zwei 
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Lesungen und 53 Sitzungen. Die Üurchbcratung erfolgte, 
von einzelnen Ausnahmen abgesehen, nach der Paragraphen« 
folge des Bürgerlichen Gesetzbuchs unter Mtterörterung der 
einschlagenden Artikel des Einflthrungsgesetzes. Die auf 
diese Weise noch nicht erledigten Teile des EinfÜhrungs* 
gesetzes wurden am Schlüsse jeder Lesung des Bürgerlichen 
Geset/;bucli> beraten. 

Von der der Kommission durch Plenarbeschluss vom 
6, Februar 1896 erteilten Ermächtigung: 

einzelne Abschnitte dieser Gesetzentwürfe durch Majori- 
tätsbeschlüsse, ohne in eine Beratung über dieselben 
einzutreten, unverändert anzunehmen, — 
hat die Kommission in keinem Falle Gebrauch gemacht 
Auch wurde während der ganz-cn Verhanclk:ngen in erster 
und zweiter Lesung kein Schlussantrag angenommen. 
Es wurden indess nur diejenigen Paragraphen und Artikel 
aufgerufen, zu welchen Anträge gestellt oder Wortmeldungen 
erfolgt waren. Alle übrigen Paragraphen des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs oder Artikel des Einftihrungsgesetzes wurden 
stillschweigend genehmigt. (Verhandlungen des Deutschen 
Reichstags. IV. Session 1.S95 97. .\nlaL;LMi Bd. 3, S. 1935 ) 
Nach einer zwemudigen Lesung kam die Reiclistags- 
Kommission am 11. Juni mit ihrer Arbeit zu I-^nde. 

Bei der am ig, Juni begonnenen zweiten Beratung des 
Bürgerlichen Gesetzbuches entstanden im Plenum mit Rück- 
sicht auf die weit vorgerückte Sommerszeit und durch die 
vorangegangene umfangreiche legislative Thätigkeit des 
Reichstages neue SchwierigkLiien in Bezug auf die geschäft- 
liche Behandlung der Kntwiirle. I k nimende Kräfte erhoben 
sich wieder, um den . Vbschluss des nationalen Werkes zu 
verzögern. Motiviert wurde die geplante Sistierung der 
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Beratung durch die Ermüdung des Hauses, dessen besuch 
meist unter der Grenze seiner Beschlus>f?ihi[^keit verblieb 
und durch den Mangel der Dringlichkeit. AU Termin 
deslnkraittretens des Bürgerlichen Gesetzbuches, wurde geltend 
gemacht, sei erst das Jahr igoo in Aussicht genommen und 
die Legislative müsse in keiner Weise gerade an das Jahr 
der Jalirhundcrtswende sich gebunden erachten, sondern 
könne auch einen sjiätern Termin für die Einführung des 
B.G.B, feststellen {Abg. E. Richter a. a. O. Bd. 3 S. 2718). 

Mit Wärme und überzeugenden Gründen reklamierte 
dagegen Abg. Dr. Libbb«l Air diesen Reichstag und iiir die 
laufende Session die Lösung der grossen Aufgabe, die der 
deutschen Volksvertretung zugefallen. Als durchschlagend 
wurde - von ihm dabei der Gesichtspunkt betont, es sei im 
Interesse thunlichstci .sachlicher Kongruenz gelet^en, driss mög- 
lichst ein und derselbe Reichstag nicht nur da.s B.G.Ii, und das 
E.G. verabschiede, sondern auch die Leitung der daran sich 
schliessenden grossen Reformgesetzgebung und Folgeein. 
richtungen, die Revision des Handelsgesetzbuchs, des Gesetzes 
über die Zwangsvollstreckung, Grundbuchordnung etc. in 
seinen Händen behalte. Unter diesen Umständen bleibe nur 
die rilielit übrig, auch unter den schwierigsten zeitliclien 
Hindernissen, das Werk zum i^'edeihliclien Ende zu führen. 

Unterstützt wurde dieser wiVppell an die -Vrbeitsfreudig- 
keit u. A. durch v. Bennigsen, nach dessen Meinung aus der 
dilatorischen Behandlung des Gesetzgebungswerkes ein sehr 
ungünstiges allgemeines Urteil zurückfallen müssle auf die 
Stellung grosser Volksvertretungen zu den wichtigsten und 
höchsten Aufgaben, welche der gesetzgebenden Körperschaft 
eines Volkes gestellt wcnJen kiMinten. (a. a. O. S. 2721.). 
Obwohl nun die Differenzpunkte, weiche zur Erörterung für 
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die 2. und 3. Lesung im Plenum übrig geblieben waren, — 
nachdem das B.G.B, in so vielen Stadien seiner Vorbereitung 
und in der viermonatlichen gewissenhaften Vorberatung der 
Reichstagskommission immer und immer wieder von neuem 
durchgesiebt worden ist, — nur ganz wenige und nur solche 
waren, die in aller Rulic SaclilichlvciL und Gründlichkeit 
vor tlcr Oilciulichkeit crijrtcrt und zum Abschluss gebracht 
werden konnten, so waren es doch im Grunde keineswegs 
diese Umstände aliein, die schliesslich doch zu einer plan- 
gemässen Durchführung des Kodifikationswerks geführt haben. 

Von extremer Seite wurde beim Eintritt in die 2. Lesung 
sogar mit dem Gebrauche aller durch den parlamentarischen 
Prozessgang gebotenen Obstruktionsmittel gedroht, wenn 
Versuche gcnKicht werden sollten, das Gesetz in einer hastigen 
Beratung durciizupeiLschen, oder eine gründliche Beratung 
dadurch zu verhindern, dass man es irgend einer Partei des 
Hauses verwehrt, ihre Ansicht so eingehend, wiesieesfür 
notwendig hält, zu vertreten. » (Abg. Singer, a. a. O. S. 272 1 ). 

Bei dieser aufsteigenden Spannung der Parteien und dieser 
Geschäftslage, die alle Vorteile der abgekürzten Kommtssions- 
berattuig wieder in Zweilel stellte, kam dem verfassungs- 
mässigen Zustandekommen des R.G.R. ein parlanieiUsreciit- 
liches Institut zu Hilfe, das den Abschluss des Gesetzeswerkes 
auch gegen deii Willen einzelner Gruppen zu beschleunigen 
geeignet war. Die Wirksamkeit des Reichstages im Sommer 
1896 befand sich unter dem Drucke der den Erfolg seiner 
gesamten Winter- und Sommer-Arbeit bedrohenden Zer- 
reissung in lol^e des verfassun;;>rcchtlichen Prinzips 
der 1 hskontinuität parlamentarischer Heratungen 
und Beschlicssungcn. Die Staatsreclitslehre versteht 
unter dem Gesetz der Diskontinuität den Grundsatz, 
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wonach jede Session einer parlamentarischen Körper- 
schaft fiir sich ein abgeschlossenes und selbstständiges 
Ganze bilde. Daher müssen Gesetzesvorlagen, welche in der 
abgelaufenen Session nicht erledigt wurden, in der folgenden 

Session neu eingebracht werden, wofern die Rej^icruiiL; oder 
der AntrH;4>tcllci' (iaran Icstliält. Dasselbe {^ilt von Antraj^en 
und Petitionen; auch können die Arbeiten einer Kommission 
des Parlamentes aus der einen Session nicht in der nächsten 
einfach wieder aufgenommen und fortgesetzt werden. 

Die Bedeutung der durch die Schliessung eintreten- 
den Unterbrechung der Funktionen des Hauses zeigt sich am 
deutlichsten verglichen mit der durch die Vertngung 
be\viri<ten j\ndciung. Eine Vertagnn;^ hebt den lancin 
Zusammenhang der Verhandlungen niciit auf; die Kammer 
bleibt in ihrer alten Konstituierung. Vorstand und Kom- 
missionen dauern fort und die Arbeiten werden beim 
Wiederbeginn der Sitzungen einiach wieder da aufgenommen, 
wo sie abgebrochen worden waren. Anders beim Schluss 
des Parlaments. Hier ist für die wieder zusammentretende 
Körpcrschalt eine neue Konstituici uiil;. Neuwahl des 
Präsidiums, Neuwahl der Kommissionen und demnaeli auch 
Neuaufnahme aller legislativen \rl>i iien und Vor- 
bereitungen nötig. Eigentlich zutreffende Bedeutung kommt 
diesem Gegensatz nur im System des Englischen Parlaments 
zu; für die deutschen Volksvertretungen hat das Institut nur 
formellen Wert, namentlich im Reich, wo Reichstag und 
r<ii keineswegs an den verfassungsrechtlichen (ileich- 
gang ihrer Tagung, wie die gleichwertigen Häuser im Zwei- 
kammersystem gebunden sind (Art. 12 Reichs- Verf.). 
Vom Standpunkt des Englischen Verfassungsrechts giebt 
Anson in seinem lichtvollen Werke: Law and Custom of the 
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Constitution (Part I: Parliament) die drei denkbaren Fälle 
des Stillstehens des Mechanismus in folgender Regel: 
A dissolution brings the existence of Parliament to an end; 
a Prorogation brings the Session of Parliament to an end; 

an acljuuracincnt brings about a cessation of the business 
of one or other House for a period of hours, days, or 
weeks . . , , Prorogation ends the session ofboth Houses 
simultaneously» and terminates all pending business. A bill 
whtch has passed through some stages, but ist not ripe for 
the royal assent at the date of Prorogation, must begin at 
the earliest stage, when Parliament is summoned again 
and opened by a speach from the throne." (S. 66.) 

Dieses Kechtsinstitul der gewaltsnmen llntcrbrechim£{, das 
sich geschichtlich als Abwehrmittel der Krone gegenüber 
dem Parlament in England berausgebildef hat, ist gleichsam 
erratisch in das System der kontinentalen Verfassungen 
hineingeraten. Ist dieser Unterschied zwischen Vertagung 
und Schliessung auch formell in der Reichsverfassung 
nicht näher ausgeführt und mit verschiedenen rechtlichen 
Wirkungen ausgestattet (Art. t 2 und 26 R,-V. X so hat docli der 
Reichstag kraft der >hm verfassungsrechtlich zustehenden Auto- 
nomie (Art. 2 7 R .-V.) aus einem gewissen Geschäftsbedürfnis par- 
lamentarischer Körper heraus das Institut rezipiert. Nach § 70 
der Geschäftsordnung des Reichstages sind Gesetzesvorlagen, 
Anträge und Petittonen mit dem Ablaufe der Sitzungsperiode, 
in welcher sie eingebracht und noch nicht zur Beschluss- 
nähme gediehen sind, für erledigt zu erachten. 

Das ganze Scliicksal der nocii unvi>llendeten umfang- 
reichen parlamentarischen Arbeiten war daher im Sommer 
1896 in die Formel eingeschlossen: Stand Vertagung bevor 
oder Schliessung der IV. Session der IX. Legislaturperiode? 
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Die Reichs-Regierung hatte auf ausdrückliche Anfragen 
nur für den Fall, „dass das B. G. B. in continenti verab- 
schiedet wird'% die Vertagung des Reichstages in Aussicht 

gestellt (a. a. O. Bd. 4, S. 2718.) Andernfalls wäre vSchluss 
der Session eingetreten, die somit aiifliebcnd auf (i:L> •ge- 
samte Beratungsergebnis in der Kommission und im Plenum 
gcwirlct, den geschäftlichen Zusammenbruch aller Vorarbeiten 
herbeigeführt hätte. Eine solche Wirkung hätte nur durch 
ein Specialgesetz verhindert werden können. Eine solche Aus- 
nahme ist durch die Gesetze vom 23. December 1874 (R.-G.-B. 
S. 194), und f. Febr. 1876 (R.-G.-B. S. 15) betreffend die ge- 
schäftliche Behandlung der Entwürfe eines Clericlitsverfassungs- 
gesetzes, einer Strafprozessordnung und einer Civilprozess- 
ordnung, sowie der zugehörigen Einfühnmc^sgc^ctze gemacht 
worden. Die vom Reichstage zur Vorbereitung der be7.eich- 
neten Entwürfe eingesetzte Kommisston wurde damit ermäch- 
tigt, ihre Verhandlungen nach dem Schlüsse der Sessionen des 
Reichstages bis zum Beginn der nächsten ordentlichen Session 
fortzusetzen, und im ^ 4 der Gesetze bestimmt, dass der 
Reichstag in einer der folgenden Sessionen in die weitere 
Beratung der genannten Gesetzentwürfe eintreten dürfe. 
Es wurden also hier in Bezug auf die geschäftliche Behand- 
lung dieser Vorlagen ausnahmsweise die mit der Scliliessung 
des Reichstages verbundenen Wirkungen auf das Mass zurück- 
geführt, welches sonst nur der Vertagung des Reichs- 
tages zukommt. (S. Laban d. Das Staatsrecht des Deutschen 
Reiches, i. Band, S. 318.) 

Auf ein solches Ciesetz war nun im Falle der Unter- 
brechung der Beratung oder ihrer Verzögerung mit Sicherheit 
nicht zu rechnen. Es stand somit alles auf dem Spiel. 
Diese von der Regierung mit Geschick verwerteten Um- 
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stände haben, ohne dass in den folgenden Debatten Schluss- 
antrage oder Beeinträchtig ui\L;cn des Rechtes der freien 
Diskussion stattgefuiuicji lifitten, auf eine wesentliche Be- 
schleunigung der zweiten und dritten Lesung eingewirkt. 
Allen, auch den widerstrebenden Teilen stand die Grösse 
des Verlustes klar vor Augen, die durch ein halsstarriges 
Festhalten an den Formen der normalen Gesetzgebungs- 
technik dem ganzen deutschen Volke erwachsen wäre. 

Mit einer weiteren Verzögerung durch eine bis zur subtilen 
Wortgewisshcit i;etulirtcn Detailkritik der Kntwiirfc in pleno 
wären nicht nur diese allein, sondern auch die gesamten gleich- 
zeitigen Arbeiten der Kommission für die Vorbereitung der 
Strafprozessordnungsnovelle („Justiznovelle") dem Gesetz der 
Diskontinuität zum Opfer gefallen. DieseRücksichten also, I 
nicht aber die in einem Teile der Publicistik behauptete, im { 
Quellenmaterial nirgends erkennbare amtliche Beeinflussung 
der Gesetzesbehandlung haben fördernd auf das Tempo ein- j 
gewirkt. Oluie dass die Majorität aucli nur ein einziges 
Mal in die Lage gekommen wäre, vuii dem gewalttätigen 
parlamentarischen Verteidigungsmittel „Schluss der De- 
batte" Gebrauch zu machen, stellte sich wie von selber 
ein planmässtges Nachgeben von allen Seiten ein. 

Dazu kam ein wichtiges psychologisches Moment. 
Eine eingehende Prüfung des Verhandlungsmatcrials in 
diesem Stadium der Beratungen zeigt, tla.ss bei fort- 
schreitender Debatte bei jedem Redner das Bewusstsein 
immer lebendiger wurde, wie gross der Abstand zwischen 
der proponierten kleinen Verbesserung oder Abänderung und 
dem übrigen Gesamtwerk sei. Nur an wenigen Stellen erhob 
sich der Streit der Parteien auf das höhere Niveau des 
unsere Zeit teilenden Gegensatzes des religiösen und poli- 
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tischen Bewusstseins, der idealistischen und materiahsttscben 
Weltanschauung. Von diesen Punkten abgesehen, waren 
die Wortgefechte zum grossen Teile geführt ohne Ernst im 
Angriffe, ohne Hoffnung auf Erfolg. Im übrigen sind im 

Hause selbst nur wenig materielle Änderungen an den 
Entwürfen vorgenommen worden. 

Es kann hier nicht in unserer Aufgabe liegen, etwa 
gestützt auf die bisher vorliegende litterarische Bearbeitung 
des Stoffes in eine sachliche Würdigung der auf Plenar- 
beschlüsse zurückzuführenden Textänderungen einzutreten. 
Es gilt hier nur in der Durchführung unserer Studie zu 
zeigen, welche Unistände darauf cmwuktcn, dass im vor- 
liegenden Falle die im konstitutn »nrücn System der Gesetz- 
gebung unzweifelhaft vorhandenen Hindernisse und Er- 
schwerungen einer umfassenden Gesetzgebungsarbeit vorteilhaft 
abgeschwächt, teilweise sogar aufgehoben werden, konnten. 
Gestützt auf sorgfaltige Vorarbeiten aus den Kreisen des 
Berufsjuristentums, gesichtet und geprüft durch ein kritisches 
Revisionsverfahren im vollen Uchte der öffentlichen Dis- 
kussion und zum dritten und vierten M.ilt euu r plaiiinrisisigen 
Durchsicht von Seilen der berufensten Mitgiit der der 
Volksvertretung unterworfen, — trugen die Ccset/ entwürfe in 
der neu gewonnenen Gestalt die Gewähr der denkbar taug> 
liebsten Fassung und gesetzestechnischen Vollendung in 
sich. Sollte das Ziel des Schaffens Rechtssatzung, nicht 
Rechtsumwälzung oder Neuschaffung eines nationalen 
Rechtssystems sein, dann konnte der Reichstag, ohne Kin- 
busse an seiner Zuständigkeit und an seinem Ansehen zu ' 
erleiden, durch seme Zustimmung den Entwürfen das Zeugnis 
der Gesetzestauglichkeit erteilen. 

Mögen sich in der Folge auch Mängel des Gesetzbuches 
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von grosser Tragweite herausstellen, so werden diese doch 
nicht als notwendige Folgen der organischen Beschaffenheit 
des Reichstages anzusehen sein. So wenig vom Stande der 
Kritik aus die gehaltvolle Leistung der Kommissionsarbeiten 

dem Reichstajj als (iesamtkörpcr gut t^cschricben werden 
kann, cbensowcnipf dürfen diesem hillii^crwcisc die durch die 
Kommissionsberatung etwa hervorgerufenen Verdunklungen 
oder Incongruenzen im System (s. z, B. das holographische 
Testament) zur Last gelegt oder als Beweise fiir seinen 
„mangelnden Beruf zur Gesetzgebung" geltend gemacht werden. 
Die wenigen thatsächlich auf Plenarbeschlüssen beruhenden 
Änderungen, die von Einigen als Improvisationen, von 
Aiulcrcii als Ergebnisse der! berrumpelung durch wcciisi^lndc 
Majoritäten im schlecht besetzten Hause angesehen werden, 
— so die Beschlüsse zu § 1305 des ß.G.B., zu Art. 86 E.G. und 
andere, dürften sich kaum als gemeingültige Gegenbeweise 
gegen die von uns oben vertretene Ansicht verwerten lassen. 
Im grossen und ganzen muss in der That die weise Selbst- 
beschränkung anerkannt werden, mit welcher der parlamen- 
tarische Api>iiriit an das im Zusammenhange leicht zerreissbare 
I feine Ciewebe von 2385 Paragraphen und 218 Artikeln 
herangetreten ist. 

Wenn der hier charakterisierte Wandel unter einen 
höheren Gesichtspunkt allgemeiner verfassungsgeschichtlichcr 
Natur gebracht werden soll, so würde ^das Ergebnis der 
Betrachtung dahin führen, zu sagen, — das moderne 
Gesetzgebungswerk zciL;t. etwa veri;lichcn iiül der politischen 
Bewegung der Koiitliktsperidde vor 30 Jahren und der noch 
weiter zurückliegenden Zeit der süddeutschen Verfassungs- 
beratungen« ein merkliches Hinneigen zu den englischen 
Traditionen gegenüber den französisch-belgischen, die, 
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wie bekannt, in eigenartiger Mischung dem preussischen und 
österreichischen Konstitutionalismus zu Grunde liegen. Das 
gleicheMischungsverhältnis istmitHilfe der preussischen VeHas- 

SUngsurkumlc in die Deutsche Reichsvcrfassung iiberge|ianL;cn. i 

Ein nicht unwescntliclier icil des enj^lihchcn Parlaments- 
rechts beruht auf Fiktionen, auf Befugnissen, Krmäch- 
tigungen, von denen nie, es sei denn in echter Not, Gebrauch 
gemacht wird. Der Engländer begnügt sich mit der poten- 
ziellen Brauchbarkeit seiner subjektiven Befugnis, — er lässt sie 
aber ruhen und greift zu ihr nur, wenn es dringend Not thut. 

Der Franzose jedoch mit seinem angeborenen Sinn für 
Formverhältnisse, nchtii^c Gliederunc^ und kon/entricrten 
systematischen ^Vufbau, l<ann sich nie mit solchen Kcscrvc- 
rechten, mit solchen Fiktionen begnügen; seine Leiden- 
schaftlichkeit und Lebhaftigkeit veranlasst ihn, jede Karte 
auszuspielen, die er in Händen hat und bei entsprechendem 
Anlasse jedes ihm zu Gebote stehende Recht durch direkte 
Verwertung gleichsam praktisch zu erproben. 

In ihrer knif^jührii^en Entwöhnun«^ vom örtciitlichen 
politischen Leben waren die deutschen Stämme unzweifelliaft 
bei Neueinrichtung des Konstitutionaiismus mehr zum franzö- 
sischen als zum englischen modus tenendi parliamentum 
geneigt. Die Verhandlungen unserer süddeutschen Kammern 
im ersten Drittel unseres Jahrhunderts, die Konfliktsperiode 
in Preussen, die Verfassungsbewegung in Österreich geben 
ausreichende ruchtshistorische Stüt/junikte für diese These. 

Ausserdem gelangt der Dcul>che niluige seiner Anlage 
für Kritik der Theorie, infolge seiner iN'etgung, geistig und [ 
praktisch alles zu seiner logischen Endkonsequenz zu iühren, 
häufig dazu, von den ihm zustehenden Rechten den umfang- 
reichsten Gebrauch zu machen. 
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Aber nur der politische Neuling drängt zum Extreooi. 
Dreissig Jahre nach Aufrichtung der deutschen Volksvertretung, 

kuuntc dicjicrohiicl^csurs^nis das {grosse! iesctzchwcrkaavcrtraut 
werden. Sie liat es mit weiser Selbstbcschränkung, mit einer 
„Modestia" den deutschen Hundesregierungen wieder zur Ver- 
abschiedung und zur Publikation zurückgereicht, die als 
Probe hoher staatsmänniscber Mässigung im Gebrauche 
„habender Rechte^* anerkannt werden muss. 

Soweit nicht das Problem der einzelstaatlichen Autonomie 
dabei Knoten in den Faden schlug, hat sich zugleich 
bei diesem Anlasse ^ezci^t, da«s in unseren 'ia^en eine 
volkstümliche Einwirkung auf die Redaktion des Gesetzcs- 
in Halts in höherem Masse stattfinden konnte, als dies in 
der jugendlichen Kampfperiode unseres deutschen Ver- 
fassungslebens je zuvor der Fall gewesen. 

Auch die geschäftliche Behandlung der Abstimmung 
erfolgte in einer mit Genehmigung des Rcichstaj^es vom 
l'ra>ule;iien beobachteica wesentlichen Abkürzung des V'er- 
lahrens, (Sitzungsber. Bd. 4, S. 2729.; 

Während bei der 2. Lesung der ^Vul'ruf der Paragraphen- 
folge seitens des Präsidenten durch den auf zahlreiche Einzel- 
heiten, Streichungen, Zusätze, Wiederherstellungen oder Aui> 
hebungen der Regierungsvorlage gerichteten Gang der Debatte 
unterbrochen wurde, erfolgt im spätem Verlaufe bei der 
grossen Zahl neutraler" Paragraphen die glatte Erledigung 
und .Vnnahme ohne i'irniliche Abstimmung. 

Oer \ organg spielt sich typisch in den Verhandluugs- 
protokollen so ab: 

Nach Aufrufung des Paragraphen eröffnete der Präsident 
die Diskussion, soferne zu einem Paragraphen ein Ab- 
änderungsvorschk^ gemacht worden war; meldete sich 
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niemand zum Worte, so wurde die Diskussion wieder 
geschlossen und zur Abstimmung geschritten. I^gen keine 
abweichende Wünsche vor, dann wurden stillschweigend ganze 
Abschnitte und Titel durch Annahmeerklärung des Präsi- 
denten erledigt. Im Zuge der Abstimmung sind zahl- 
reiche ins Detail c^ehende Anträge der Anyfchörigen aller 
Parteien zurückgezogen und so die formlose still.sciuveigende 
Annahme der betreffenden Teile ermöglicht worden. Stellen- 
weise stockt wohl der Fluss der Zustimmungen bei bestrittenen 
Materien, im Ganzen aber herrschte allgemeines Einver- 
ständnis darüber, dass wenn eine Abstimmung über einen 
einzelnen Paragraphen nicht verlangt wurde, der Präsident 
diesen oder eine Reihe von solchen tüi angenommen er- 
klären küinite. 

Bei der in der Sitzung vom I. Juli 1896 vorgenommenen 
namentlichen Schlussabstimmung über die beiden Gesetz- 
entwürfe in toto haben von 288 anwesenden Mitgliedern des 
Reichstags 222 mit Ja, 48 mit Nein gestimmt, 18 haben sich 
der Abstimmung enthalten. 

Die förderativen Kräfte im Gesetzgebungswerk. 

So hat denn der deutsche Reichstag trotz der von vielen 
Seiten an ihn ergangenen lauten AufFortlerung von seinem 
Rechte der Besserung und Initiative, des Streichens und 
Zusetzens „kräftigen Gebrauch zu machen," sich sein egleich- 
wertige Stellung im Gesetzgebungsapparat gegenüber den 
Staatsregierungen nicht durch Verschweigung aus der Hand 
gleiten zu lassen" (vergl. hierzu Lonp,. Wns vcn langen wir 
von einem bürgerlichen desetzbuch? Leipzig i<S96i — das 
B.G.B, mit gelassener Ruhe und ohne kleinliches Besserwissen 
erledigt. £s kam ihm hierbei vor allem die weise Mässigung zu 
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statten, die die amtlichen Redaktionskommissionen und der 
Bundesrat selbst in der Kodifikation und bei ihrer legislativen 
Behandlung bethätigt haben. 

Der Entwurf des Bürgerlichen Cicsetzbuchcs wurde in 
der von ilcr il. Rc(l;iktu >ns-Konuni.s.siu!i endgültii^ foti^c- 
stcUien Fassung von dem Vorsitzenden mittelst Schreibens 
V. 22. Oktober 1893 Reichskanzler und von diesem an 
demselben Tage dem Bundesrat überreicht. Der Bundesrat 
ver\iies am 24. Oktober den Entwurf an den Justizausschuss; 
jedoch hatte dieser, auf Grund vorläufiger Druckabzüge, die 
Beratungen schon vorher begonnen. Auf Antrag des Aus- 
schusses V. II. |ami;it \'^<jG wurde der Ent\vurf mit den 
im Justi/ iusschussc beantragten Änderungen vom Hundesrat 
in der Sitzung v. 16." Januar angenommen. 

Dieselbe Promptheit und sichtliche BeÜissenheit zeigt 
sich in der Verabschiedung der Entwürfe nach der geschäft- 
liehen Behandlung im Reichstag. Nachdem dieser Faktor 
der Reichsgesetzgebung am r. Juli 1896 die Entwürfe an* 
genommen hatte, trat der Hundesrat dem Annahmcbcschluss 
bei und erteilte den Entwürfen schon am 14. Juli die 
verfassungsmässige Zustimmung. 

Der Kaiser vollzog das gesetzgeberische Werk durch 
die Unterschrift am 18. August 1896, worauf dessen Ver> 
kündigung in der eigentümlichen Form der Einschaltung 
der beiden Gesetzestexte in den Raum zwischen den üblichen 
solennen Gesetzesüberschriften und den mit dem urkundlichen 
Hei werk versehenen Unterschriften des Kaisers und des Reichs- 
kanzlers, durch die am 24. August 1896 zu Herlui aus- 
gegebene No. 21 des Reichsgesetzblatts (Seite [95 bis 650) 
erfolgt ist. 

Lasst sich auch unmöglich eine scharfe Grenzlinie ziehen 
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zwischen der geschäftlichen Behandlung und Beschlussfassung 
des Bundesrates und der von ihm ressortierenden Redaktions- 
kommission, so zeigt sich doch im gesamten Verlaufe der 
Beratung und Verabschiedung des B.G.B, und des KG., 
dass der Bundesrat sich in den verschiedenen Stadien mit 
gewonnenen Resultaten zufrieden stellt. Er lässt, wie der 
Fristenlauf deutlich beweist, dns Bessere nicht zum Feind 
des Guten werden und hat oftcnsichtlich dem unitarischen 
Zweck des gemeinsamen deutschen Rechtsbuches so manche 
partikular istische Neigung, so manche Folgerung aus dem 
förderativen Frincip des Reichsverbandes zum Opfer gebracht. 

Nicht eben häufig aber deutlich genug fällt dies Geständnis 
vom Tisch des Bundesrates in die Verhandhingen des Rcichs- 
taL^cs, und wird im Vorberatungsmatcrial an vielen Stellen 
erkennbar. 

Dieser durchlautende Zug der ausgleichenden i\iassi<^ung 
lässt auch die Gesetzesredaktoren von vomeher das Werk denkbar 
schlicht, auf das Unentbehrliche und streitios zu Gewinnende 
anlegen. In keinem der älteren Kodifikationen zeigt sich 
ein so ernster Verzicht auf alles Programmatische, Schul- 
mässige. Nirgends zeigt sich auch nur der Versuch einer 
freigestaltcnden Phantasie, die BethatiL^unL; des so menschlich j 
naheliegenden Hochgetühls des Gesetzgebers: durch einen 
Federzug die Geschicke künftiger (lenerationen zu bestimmen. 
Nirgends eine solche auch nur entfernte Neigung zur Bethätigung 
des Mach^efuhls, — zu einem excessus mandati. 

Während im Reichstag in krittscher Wendung gegen 
das Gebotene der Wunsch oft laut wurde, dem neuen Jahr- 
hundcil an Stelle des überkommenen Rechts ein neues Recht, 
neu an Gehalt und neu in der Form /.u schaffen, wird vom 
Tisch des Bundesrates mit Ruhe und Bestimmtheit der 
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Charakter der Kechtssatzung, der Kodifikation für die Ent- 
würfe wiederholt betont. 

Wenn wir hier reinigen und abstossen, — hiess es im Ver- 
laufe der Diskussionen im Reichstage, — und dort schöpfen, sei 
es aus uns selber oder aus dem Born anderer Gesetzgebungen, 
dann sind wir doch thatsächüch beim Neuschaffen, wir 
sind schöplcrisch. Diese glückliche Lage, in der wir 
sind, einmal etwas neues festzusetzen, wollen wir uns nicht 
verscherzen, indem wir uns die Hände binden und fragen: 
ist das schon Rechtens in Deutschland oder nicht? Wir 
müssen den Mut haben, auch weiter zu gehen und etwas 
neues zu schaffen. (Dr. Förster, Verhandlungen Band 2 
S. 765.) 

Solchem .Stürmen uikI HrrniLicn ^ci^enüber fordert 
Planck als l^undesratsconiniissar, c] ass man sich immer zu 
vergegenwärtigen habe, dass es sich nicht darum handelt, 
ein neues Recht für Deutschland „von oben herab zu 
machen. Das würde eine Vermessenheit sein. Das Recht 
des Volkes muss aus seinem innersten Leben herauswachsen. 
Worauf es beim Bürgerlichen Gesetzbuch in erster Linie 
ankommt, ist also nicht, neues Recht zu machen, sondern 
das im Volk gewachsene Recht zu finden und in feste Form 
ZU brmgen. Zu dem Zwecke war es zunächst nolig, aus 
den in Deutschland bestehenden verschiedenen Rechten die 
gemeinsamen Rechtsgedanken — und solche liegen in der 
That allen diesen Rechten zu Grunde — herauszufinden und 
da, wo eine verschiedene Entwicklung stat^efunden hatte, 
diejenigen Rechtssätze auszuwählen, welche dem Gesamt- 
bewusstsein des deutschen Volks am meisten entsprechen". 
(Planck a. a. O. Ikmd 2 Seite 736.) 

Und mit Recht konnte den weitergehenden im Norden 
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und Süden, von Staat zu Staat, im Westen und Osten 
wechselnden, noch grundverschiedenen Forderungen auf dem 
Boden des Wirtechafts- und Familienrechts, des Dienstrechts, 
der rechtlichen Stellung der Frau, des Erbrechts etc. vor- 

y;t:hullcii werden, dass das vom B.G.B, erkennbar jjemaclite 
Recht dem jetzigen Stande der Kechtsanschauung in Deutsch- 
land entspricht, und dass, wenn darüber hinausragende 
weitergehende Forderungen, die ja in der Zeit liegen, 
erhoben werden, diese zur Zeit noch Minderheitsforderungen 
seien, die einstweilen nicht das Recht haben, zu verlangen, 
dass die Gesetzgebung sie der grossen Mehrheit des Volks 
wider deren Verständnis und wider ihren Willen aulerlege. 
(S. iJr. V. BucHKA a. a. O. Band 2 S. 724.) 

Die Redaktoren des B.G.B, verhalten sich somit im 
Ganzen conservierend zum Bestand befestigter Rechts- 
anschauungen, sie geben durchdachtes, nicht in der Form 
gewachsenes Recht; es ist eben kodificiertes, wie Sohm 
sich ausdrückt, ,,von des (icdankens Blässe angekränkeltes, 
fabrikmässig auf Vorrat gearbeitetes Recht.'* 

Aber so wie jeder Mensch, so tragt auch jedes mensch- 
liche Werk die Vorzüge seiner Fehler. Durch diesen Ver- 
zicht auf das Subjektive ist das B.G.B, im Kern viel 
nationaler, — ein Spiegel von Vergangenheit und Gegen- 
wart, — weit mehr als es die andern Kodifikationen 
gewesen; in durchgeistigter subhmierter Form bietet es den 
präciser gestalteten Principiengehalt des geltenden Rechts. 
Es üiebt sich nicht als humanarum et divinarum rerum 
scientia, aber als ein sich geschlossenes System von Rechts- 
instituten. Seine Kraft und seine Grösse soll im innern 
Zusammenhang im gesicherten Nebeneinander und Mit« 
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einander der aui bestimmte praktische Zwecke abzielenden 
Rechtsnormen liegen. 

Wesentlich trug dazu der veriassungsmässige Untergrund 
bei, auf welchem das Kodifikationswerk ruhte; es ist kein 

Werk Preusscns und kein Werk Bayerns, es trägt nicht 
sachsischen und nicht badischen Charakter. Es ist ein 
Ergebnis bundesstaatlichcr Organisation der Kräfte. 

Das B.G.B, musstc die !• orderungen ängstlich gewahrter 
Zuständigkeitegrenzen innerhalb der deutschen verbündeten 
Regierungen genau beachten. Zunächst führte dieses ver- 
fassungsrechtliche Princip zu einer überaus glücklichen 
Mischung des zur Satzung berufenen Personenkreises. Die 
durch die Reichsverfassung L;cbotcnc Zusammcnsct/.ung des 
Justi/ctüs.schusses des Bundesrates hat allen fjrosscn w\m\ 
einigen mittleren deutschen Staaten die Teilnahme an der 
Gesetzgebung gewährleistet. 

Hat man daher dem Entwürfe seinerzeit vorgehalten, 
es sei ein Produkt der Bureaukratie, so kann dafiir zu 
seinem Ruhme geltend gemacht werden, dass er kraft der 
deutschen Reichsverfassung nicht das Produkt der einseitigen 
Burcaukratie eines Staates sein ktninte: er ging vichiiehr 
aus dem planmässigcti Zu.sanuiicnwirken der Amtsaristokratic 
in Rechtslehrc, Justiz ynd Verwaltung aller grösseren 
deutschen Staaten hervor. Eine aus allen Teilen Deutsch- 
lands, aus Nord und Süd, gemischte Burcaukratie trug die 
Elemente ihrer Korrektur in sich selbst. 

Abgesehen von der so erlangten Sicherung des Mannig- 
faltigen, des Reichtums individueller Rcchtsentvvicklung war 
mit der dem Princip des Bnndessiaatcs entsprechenden 
Zusammensetzung der Vorkommission und der beiden Ent- 
wurfskommissionen noch ein anderes rechtliches Moment 

FMtimiM) d. Grekbw. Jitr. Vak. i. R I, IWkker. '45 



gewonnen« Der eigentliche entscheidende, den Wirrwarr 
des Partikulären abschneidende Abstlmmungsprozess war in 
den daiiir besser organisierten Bundesrat verlegt, also 
in den Bereich der Staatsrepräsentation, nicht in den der 

Volksrcpräsentation im Reichstag. 

Unter 25 Köpfen, — die 58 Stimmen des Bundesrates 
reduzieren sich bei jeder Abstimmung doch im Grunde nur 
auf 25 Vota, da die Stimmen eines jeden Bundesgliedes 
nur einheitlich abgegeben werden können (Art. 6, R.-Verf.) 
— lässt sich doch immerhin weit leichter ein Ausweg und eine 
taugliche Vermittlung finden, als zwischen 397 gleichberech« 
tigten Votanten im Reichstag. Erst nachdem hier, unter 
den Staaten selbst, die Meinungsverschcidenheit der übercin 
stmimung oder dem Stimmenmehr gewichen war, erst dann 
erfolgte die Vorlage als Proposition des Bundesrates an den 
Reichstag. Hier liegt die grosse, vom Standpunkt des Bundes- 
verfassungsrechtes zu würdigende Bedeutung der dem Reichs- 
justizamt zugegangenen „Äusserungen der Bundesregierungen 
zu dem Entwurf eines bürgerlichen Gesetzbuches", insbesondere 
die Äusserungen Ober die in dem Rundschreiben des Reichs- 
kanzlers vom 27. Juni 1889 hervorgehobenen Punkte. Siehe 
hierzu; Zusammenstellung der Äusserungen der Bundes- 
regierungen zu dem Entwurf eines Bürgerlichen Gesetzbuches 
gefertigt im Reichs-Justizamt Bd. i. Als Manuskript ge- 
druckt. Berlin 1891. 

Diese bundesstaatliche Organisation zur Herstellung der 
Concordia discordanttum legum, wenn ich ein historisches 
Beispiel aus einem andern Wissensgebiete und einer uralten 
Kodifikationsarbeil holen darf, zeigt sich auch in der engen 
Begrenzung des Küdihkationsprinzips des B. G. B., wie es 
im Art 35 des £. G. zum Ausdruck gelangt ist: 
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Danach treten die privatrechtlichen Vorschriften 
der Landesgesetze ausser Kraft, soweit nicht in dem 
B. G. B. oder im £. G. ein Anderes bestimmt ist 
Auslegungsfrage ist es daher, ob eine landesgesetzliche Vor« 
Schrift dem Frivatrecht oder dem öfTentlichen Rechte an- 
gehört; die Frage ist, sofern sie nicht im B.G.B, oder im 
E.G. ihre Beantwortung gefunden hat, nach der Verfassung 
und den Einrichtungen des betreffenden Bundesstaates zu 
beurteilen. 

An dieser Stelle sehen wir die scharfe Trennung^linie 
gezogen zwischen dem uniformen Recht und dem partikularen; 
hier ist dem individuell und historisch eigenartigen, reich- 
geghederten Rechtsleben der deutschen Staaten und Völker 

ein selb!<lriiuligc> freies Ausleben nach eigener Art. nach 
eigenem Recht gesichert. 

Zutreffend hebt diesen Charakter des Gesetzeswerkes 
hervor Dr. Planck (a. a. O. Bd. 2 S. 740) mit den Worten: 
„In dem deutschen Charakter sind zwei Elemente mit 
einander verbunden, die für die gesamte deutsche Geschichte 
massgebend gewesen sind: das ist auf der einen Seite ein 
starker nationaler Geist, auf der andern Seite aber, noch 
stärker ausgeprägt Individualismus und Partikulari.smus. 

Wo diese beiden Seiten des deutschen Charakters im 
richtigen Gleichgewichte standen, da sind die Glanzzeiten 
der deutechen Geschichte.*' 

Wer den historisch gewordenen reichsrechtlichen Verband 
mit seinen föderativen Grundlagen höher anschlägt als 
die starre Konsequenz einer abstrakten Forderung wird 
durch die gute Absicht niclit ijehindert werden die Halt- 
losigkeit der AusführunL;cn zu erkennen, die Abg. Kauffmann 
(a. a. Bd. 2, S. 731) zum dritten Abschnitt des E.G. über 
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das Verhältniss des li.G.B. zu den Landesgeactzcn (Art- 
SS — 153) gegeben hat. Er sagt in der Sitzung vom 4. Febr. 
1896: „Man kann diese lange Liste in der That nur mit 
Bedauern lesen; und ich muss sagen: wenn diese zahlreichen 
Vorbehalte für die Landesgesetze der Preis für die Rechts- 
einheit sind, dann ist die Rechtseinheit wahrlich teuer genutj 
bezahlt. Ich iiiuchlc diese huadcrl i'aragra]>hen, in denen 
die Ciebiete aufgefiilut sind, die der Landesgesetzj^ebung 
vorbehalten bleiben, als eine Verlustliste des deutschen 
Einbeitsgcdankens bezeichnen/' 

Eine solche AufTassung wird eben den rechtshistorischen 
Grundlagen des Werkes nicht gerecht. 

Zeigt das B.G.B. selbst das Wirken und Walten der 
centripetalen , im Rechte lebendigen Kräfte, so zeigt das 
E.G., wie weit verfassuni^srechtlich den ccntniugalen Kräften 
reichsseitig Aneri<ennung und Geltung gesichert ist. 

Jede Gesetzgebung hat ihre eigenartige Technik; charak- 
teristisch für die deutsche Gesetzgebung gegenüber der 
Legislation Englands oder Frankreichs ist die Rechtsfigur 
des Einführungsgesetzes. Spielt dies schon in allen grösseren 
Gesetzgebungswerken, namentlich unseres Strafrechts und 
unserer Justizorganisation eine so gewichtige Rolle, so wächst 
die Aufgabe des K.(t. zum B.G.B, aus bundesrcchtlichcn 
Gründen ins Riesenhalte. 

Man kann wohl ohne Übertreibung sagen, dass ein Ein- 
ftthrungsgesetz mit 218, zum grossen Teil recht ausführlichen 
Artikeln zum Hauptgesetz von 2385 Paragraphen im Grunde 
genommen für den Femerstehenden einer versteckten Bank- 
rotterklärung des Kodifikationsversuches gleichkommen muss. 
Und doch liegt gerade hierin der .staatsrechtlich ausschlag- 
gebende Punkt. 
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Wir stützen diese unsere Ansicht auf die Autorität 
des grossen Meisters beim Bau des Reiches, der mehr als 
einmal den Satz aus der Tiefe seiner Überzeugung heraus 
verteidigt hat, dass die Vertragstreue unter den Bundesstaaten 
die Gewähr für den gesicherten Bestand des kunstvollen 
Gebäudes des deutschen Bundesstaates bilde. Hier im E.G. 
ist das veriilaiidete Wort eingelöst, hier liegt die Begrenzung 
des unitarisctien desetzgebungswerkes streng auf die Forde- 
rungen des notwendig einheitlich zu gestaltenden bürger- 
lichen Rechts, — was darüber hinausragt, fällt nach wie 
vor in den Kompetenzbereich des Einzelstaates. 

In jenen lOO Artikeln des E.G. über das Ver- 
hältnis des B.G.B, zu den Landesgesetzen wird zudem 
mit minutiöser Sorgfalt die actio finium regundorum 
durchgelülirl. in dem oft von endlosen Kontroversen durch- 
setzten Grenzgebiet zwischen i^rivat- und ötTentlichem Recht. 
Die lange, Innere Reihe von Rechtsnormen, die hier über- 
einstimmend mit der Formel eingeführt werden: „Unberührt 
bleiben . . zeigen uns das Fortwirken der alten staatlichen 
. Gesetzgebung, den notwendigen Rest des Partikulären gegen- 
über der uniformierenden Tendenz des neuen Gesetzbuchs 
für das D. Reich. Und so wird aus dem im überreichen 
E.G. scheinbar liegemlciy Widerspruch su recht eigentlich 
ein ruhmreiches Denkmal deutschen (ielehrtenfleisses und 
deutscher Ehrfurcht gegenüber den befestigten Rechten des 
deutschen Einzelstaates. 

Auch hierin Hegt ein scharf unterscheidendes Merkmal 
dieses neuen Kodifikationswerkes gegenüber seinen Vor- 
gängern im vorigen und um die Wende dieses Jahr- 
hunderts. .Vm schonungsvollsten verhält sich den älteren, 
partikularen Gebilden gegenüber noch das Allgemeine 
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Landrecht; der Code civil baut sich rücksichtslos sein neues 
Recht iür seine neue Welt. Das ö. B.G.B. versprach im § 1 1 : 
nur jene Statuten einzelner Provinzen und Landesbeziiice 
behalten Gesetzeskraft, welche nach der Kundmachung dieses 
G.B. von dem LandesfUrsten ausdrücklich bestätigt werden. 

Diese Bestätigung wurde aber in der Fül^e keinem 
einzigen solchen besonderen Rechte oder Statut erteilt. 
(Hotdekret v. i8i i). Damit war aber die rechtsgeschichtiiche 
Kontinuität in den Erblanden ausgelöscht. Was noch vor 
Kurzem im Rechtsleben der Erzherzogtümer, Königreiche 
und Länder Fleisch und Blut gehabt hat, war dadurch mit 
einem Male zu einer historischen Antiquität geworden. 
Das war eine tiefe Erschütterung des Rechtsbewusstseins, 
eine Revolution \un Oben, an deren Nachwirkungen die alte 
habsburgische Monarchie noch heute schwer zu tragen hat. 

Ein s4ünstiL;es Geschick hat diese gewaltsame Unilormirung 
vom deutschen Rechtssystem fern gehalten. Ein solcher 
Radikalismus hätte sich auch mit dem monarchischen 
Prinzip der Einzelstaaten schwer vereinigen lassen. 

Im Cbri(^'en steht das Deutsche Fürstentum im Ganzen 
abseits von dem Rechtswerk, das uns an der Schwelle des 
k<unnienden Jahrhnnderls als ein Wahrzeichen neuer Zeiten 
begrüssen soll. Auch das Fürstentum unterliegt dem grossen, 
unser geistiges und materielles Leben beherrschenden Gesetz 
der Arbeitsgliederung. Vornehmlich für den Beruf der Waffen 
vorgebildet, steht das deutsche Fürstentum heute dem Rechts- 
bildungsprozess, der eigentlichen Normenschaffung fremd 
gegenüber. Sein Einfluss auf das B.G.B, steht in keinem 
Verhältnis /ur Ljros.scn leitenden Einwirkuns^ etwa iM'ieilrichs 
des (»rossen auf die Gestaltung des A.L.R., Maria Theresias 
auf das O.B.G.B., Napoleon s auf den Code. 
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Auch darin unterscheidet sich somit das neue B.G.B. 
von älteren Kodifikationen, dass es seinem Inhalte nach 
weit entfernt von der Sphäre fürstlicher Gunst und wohl- 
meinenden königlichen Mäcenatentums entstanden ist Auf 

den Gang der Kodifikation haben diesmal nicht a. h. 
Reskripte und Cabinetsordren den nach wechselnden 
Anchauungen des jeweiligen Landeslürsten massgebenden 
£infiu8s geübt. 

Nach dem Stande des geltenden Verfassungsrechts des 
deutschen Bundesstaates war dies auch so gut wie gänzlich 
ausgeschlossen. Mit lobenswerter Ängstlichkeit legten 
die grösseren und mittleren Staaten Gewicht darauf, dass 
ihre Vertreter in der Kommission Sitz und Stimme hatten. 
Keiner der Souveräne konnte aber ernstlich versuchen, durch 
spezielle Wünsche, deren Erfüllung seitens der Vertreter der 
andern Staaten keineswegs gesichert gewesen wäre, für 
lürstliche Willensausseningen immer eine recht missliche 
Möglichkeit — auf den Gang der Dinge direkt Einfluss zu 
nehmen. 

So hat Deutschland mit seinem für eine Reichsbevölkerung 
von mehr als 50 Millionen bestimmten Kodifikatit »nsvverk, zum 
ersten Mal der Kulturwelt den Beweis gelietert, dass eine 
den gebieterischen Forderungen des mächtig angewachsenen 
Verkehrs entsprechende Gesamtgesetzgebung nicht nur im 
centralisierten Einheitsstaat, sondern auch in einem compli- 
eierten Bundesstaat, zusammengesetzt aus 2 5 historisch eigen- 
artig entwickelten Gemeinwesen unter der Leitung von 23 
monarchischen Staatshäuptern, mit Erfolg durchgeführt 
werden kann. 

Die Erziel ung dieses Resultats ohne Sprengung, ohne 
Verletzung des bestehenden Verfassungsrahmens, ohne Aus- 
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nahmegesetz, das in den Gang des Gesetzgebungsapparats 
eingreifen sollte, kann wohl als die gelungenste Kraftprobe 
der Leistungsfähigkeit des Deutschen Reiches gelten. 

Gegenüber dieser zietbewussten Unterordnung unter 

das Gebot wechselscitii;cr Anpassung treten alle Kiidihkationen 
seit dem vorigen Jahrhundert weit in den Hintergrund. 

In diesem Lichte, — mag das neue B.G.B. in seinem 
inhaltlichen Werte wie immer hoch angeschlagen werden, — 
nach der publicistischen Seite der staatsrechtlichen Bedingungen 
für sein Zustandekommen, zeigt es die erfolgreiche Über- 
windung der denkbar grössten Reibungshindemisse. Mit dem 
Maasstabe der Gesetzgebungstechnik gemessen und 
an der Hand der Rechtsvergleichung geprüft, muss 
CS als das schwierigste aller bisher gelungenen 
Kodiiikationswerke bezeichnet werden. 

Möge es seinem hohen Werte 'entsprechend ge- 
hoben und getragen durch das deutsche Berufs- 
juristentum in Schule, Gericht und Amt seine wissen- 
schaftliche Vertiefung und seine Befestigung im 
Rechtslebcn des Deutschen Volkes linden. ' 
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Anmerkungen. 

Die Studie beruht auf einer Verwertung^ der zur öffeatlldMn Kemtnls 

gelangten Materialien und ist zu einem Teile hervorgefjangen aus der 
Erweiterung und Umarbeitung eioes in der Internationalen Vereinigung 
fttr verglcicbeode RechtswlssenscbaA und Volkswirtachafislelure ta Berlin am 
21. Pebr, 1898 gehalteoen Vortrages Ober die Kodifikation im 
konstttutiontlltn System der Gesetzgebung. 

V'-Thietcn Anlass und Umfang der rntt rsi:rhiing auch die Anhrinj^iing 
eines umfangreichen iitterarischen Apparats, so sei doch, abgesehen von 
den im Text angeführten Schriften die Aufmerksamkeit noch auf die nach- 
stehenden Beziehungen su stoffverwandren Publikationen gdenkt 

Zur rechisverglelchenden Darstellung ist in erster Linie auf die 
grundlci^rnde Arbeit von F. ViERHArs hinzuwci'icn: Die Entstehungsgesrhichte 
des Entwurfes 7um R.G.B. 1. Heft clor Rolträ^^e von Hj'kkkr und Fischer. 
Berlin 1S8S mit zahlreichen Quellen- und Liticraturübersichten. Dazu die 
Orientiereaden Einleitungen In den Darstellungen und Lehrbftchern aus 
neuester Zeit von Plakck und AcniLLSSf von Cosack» EnuBMAHif, Kohlbhbbck, 
Fischer und Hexle, Garfjs, u. a. S. hierzu die Bibliographie der amtlichen 
Materialif-n zum R.G.R. von Dr. M * is. 

Ferner die leinsinnige Studie von E. ScHWAKTz-Altona: Die Bürgerlichen 
Gesetzbiicher in Deutschland und Ihre Verfasser (Nord und Sttd. Heft 242 
Mai l897). Schrlttweiae verfolgt den Beratuagsprocess mit sorgfältigen 
Detailangaben Leonhard in seiner zuerst im ..Rei htsgeleerd Magazijn" ver- 
öffentlichten l'ntersuchung: Die Vollendung des D.B. C R. Marhurp, Elwert, 
lh<>7. — Die im Text nach den Stenographtscben Berichten über die Verhand- 
lungen des Reichstags citirten Reden vonNrnBaanuiG, PLAMCxund Sohm (Erster 
Lesung) s. auch in der Sonderausgabe «Zur Einführung des B.G.B. In den 
Reichstag.'* Berlin, C. nnVMAKS iS<k>; und Sohms Vortrag über den 
„Entwurf eines B.G.B, in zweiter I.csunjy**, in Gruchots Beiträg^c" XXXIX. 
Über den Werl der Materialien des verfassungsmässigea Zustandekommens 
a. E. HöLDKR, Die Auslegung des D.B,G>B. Leipiiger PestBchrift lu Ehren 
Lanhns, 1898. 

Zu S. 108. Über die Bewertung der wahlrechtlichen Grundlagen 

unserer modernen Staatsordnung s. dir :dt< , nbfr nicht veraltete, Schrift: 
L. Graf von Pkeii.-Burghal's, Das Wesen <les modernen Konstitutionaltsmus 
und seine Konsequenzen 3. Aull. Breslau 1890. Seit dem Erscheinen der 
ersten Ausgabe des Buches, das fhr die Leistungsfähigkeit des Ständischen 
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Systems mit überzeu^er Wärme eintritt, ist wohl die Zahl jener betrilcbtilch 
gewacbseo, die mit dem Verfasser die Mängel der bestehenden Wahl» 
elnrichtungcn erkennen, es ist aber auch die Zahl flerer beträchtlich ge- 
sunken, die mit ihm die feste Überzeugung von der Heilkraft des vor- 
gescbtagenen st&ndiscbeit Gegenmittels teilen. 

Zu S. 109. Ziir Frage des Einflusses der neueren bem&standiscben 
Vertretungen auf den Gang der Gesetzgebung s. die scharfsinnigen Aus« 
führung^en M. Rifrmpihs in seiner Studie „Handelskammern" im Handwörter- 
buch der Staatswissenschaften. (I. Supplementbaad 1095, 43ti fg. 
FiscHBR-Jcna), die im Oberblick auf ebi weites fodiUdies Material klares 
Licht auf die von der iachjuristischen Utteratur bisher su wenig beachtete 
Materie fallen lässt. — Im Anschluss daran vgl. Darstellung und Ver- 
zeichnis der Verbände tut Vertretung allgemeiner wirtscliaftlichfr 
Interessen bei R. van der Borght im Artikel „Unternehmerverbände" 
(a. a. O. im 6. Bd, des Hauptwerks, S. 355 fg.). Dazu Stbouiahn-Buchbb, 
Die Nfthrstftnde und ihre zukünftige Stellung im Staate. Köln 1885; Gsätsbr, 
Die Organisation der Berufsinteressen. „Berlin 

Zu S. 113 fg> Die mit der Cesetzgebungsterhnik zusammenhängenden 
Kragen haben im System des deutschen Verfassungsrechts im Ganzen nur 
soweit fachliche Erörterung gefunden, als sie mit den Kcchtsinstitutcn der 
Immunität und der Disclpllnai^ewait parlamentarischer Versammlungen in 
Verbindung stehen. Zu der im Text behandelten Rechtsmaterie vgl. die 
kur7f Studie von Jh.. Rachem .,C<\>chäftsordnunß\ parlamentarische • in 
Bruders Staatslexikon Bd. 2. S. 1194 und lg. und Geoku Meybk, Der 
Anteil der Reichsorgane an der Reicbsgesetzgebuug. Jena 1889. 

Ztt S. 140 fg. über die geschSfdiche Behandlung der Eotwfirfe elner- 
seite und die Fr equenzverhältn isse des Hauses anderseits geben 
lehrreiche Aufschlüsse die Daten der am 1. Juli vorc^enommenrn Sebluss- 
abstimmung. An diesem wichtigsten Akte verfassungsmässiger Beteiligung 
am Gesetzgebungswerk nahmen im Ganzen j8rt Mitglieder Teil. Von den 
flbrigen durch Tod oder Mandatsverlnst erledigten Sitzen abgesehen 
verzeichnet das Protokoll 13 Abgeordnete als krank; s beurlaubt; 
25 als „entsrhuldipt". 50 Abgeordnete werden im Proiokoll namentlich 
als „ohne Entschuldigung fehlend" auffjcführt. Da die absolute Majorität 
des Hauses 199 beträgt, überstieg die für das B.G.B, abgegebene Stimmen- 
sahl nur unerheblich das reichsrechtlich vorgeschriebene Minimum der zur 
Beschlussfassung erforderlichen Stimmen. 
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